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1.  Teil. 

Theoretische  Betrachtungen  über  die  Wehrsteuer. 

Kapitel  1. 

Militärische  Gesichtspunkte. 

Als  Frankreich  im  Jahre  1793  während  der  Revolution  sich 
bedroht  sah,  von  anderen  Mächten  in  einem  Kriege  überwältigt 
zu  werden,  entschloß  es  sich,  das  alte  Wehrsystem,  das  System 
des  geworbenen  Heeres,  aufzugeben  und  zur  allgemeinen  Wehr- 
pflicht überzugehen.  Dies  geschah  durch  das  Gesetz  vom 
2.  III.  1793.  Durch  diesen  Uebergang  zur  allgemeinen  Wehr- 
pflicht wurde  Frankreich  in  den  Stand  gesetzt,  die  wuchtigen 
Angriffe  der  anderen  Mächte  abzuweisen,  sie  zu  besiegen,  zu 
unterjochen  und  — unter  Napoleon  fast  ganz  Europa 
wie  auch  einen  Teil  A f r i k a s zu  beherrschen. 

Gegen  England  konnte  Napoleon  seine  militärische  Macht 
nicht  anwenden,  da  er  über  eine  Flotte,  die  der  englischen  ge- 
wachsen war,  nicht  verfügte,  und  sich  daher  begnügen  mußte, 
England  durch  ökonomische  Mittel,  wie  die  Kontinentalsperre, 
nach  Möglichkeit  zu  schwächen;  welches  ihm  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  auch  gelang.  Während  der  napoleonischen 
Kriege  hat  sich  das  System  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
glänzend  bewährt.  Und  als  1813  die  Zeit  der  Befreiungskriege 
kam,  ging  auch  Preußen  — nach  dem  Vorbild  Erankreichs  und 
unter  Eührung  Scharnhorsts  — zu  dieser  Eorm  über.  Hätte  in 
diesen  Ländern  das  alte  System  des  geworbenen  Heeres  mit 
seinen  Unzulänglichkeiten  weiter  bestanden,  so  wäre  Napoleon 
niemals  besiegt  worden  und  die  Karte  Europas  würde  bis  in 
die  Gegenwart  ein  anderes  Bild  gezeigt  haben.  Ueberall  war 
man  seit  diesen  glänzenden  Erfolgen  der  Ansicht,  daß  .ein  Heer 
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f ir  einen  modern  entwickelten  Staat  nicht  mehr  aus  Leuten,  die 
f ir  ihre  Dienste  nach  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage 
entlohnt  werden,  bestehen  kann;  sondern,  daß  dieses  Heer  ein 
einziges  Volksheer,  d.  h.  die  ganze  Nation  in  Waffen  darstellen 
soll.  Preiißen  war  das  Land  Europas,  welches  diesen  Ge- 
( anken  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  des  Volksheeres,  am  erfolg- 
leichsten  verwirklicht  hat.  Nach  dem  Vorbilde  Preußens 
gingen  alle  übrigen  Staaten  Europas  zu  dieser  f orm  über,  wenn 
; uch  mit  einigen  Ausnahmen,  wie  z.  B.  England,  welches  sich 
die  alte  Eorm  des  geworbenen  Heeres  gestatten  kann,  und  zwar 
( rstens  wegen  seiner  günstigen  geographischen  Lage,  zweitens 
wegen  der  riesigen  Flotte  und  drittens  wegen  des  ungeheuren 
Reichtums,  der  es  in  den  Stand  setzt,  Unsummen  für  zu  wer- 
>ende  Söldner  auszugeben. 

In  der  Zeit  zwischen  1813  bis  1866  bestand  mit  Ausnahme 
ron  Preußen  nicht  das  eigentliche  System  der  allgemeinen 
Vehrpflicht,  sondern  das  sogenannte  Konskriptionssystem,  das 
»ich  von  der  allgemeinen  Wehrpflicht  nur  dadurch  unterscheidet, 
laß  die  einmal  aus  der  Zahl  der  Gestellungspflichtigen  für  den 
Dienst  als  tauglich  Erachteten  und  Ausgehobenen  sich  vom 
.Militärdienst  loskaufen  können  durch  die  Hergabe  einer  Summe, 
der  sog.  Stellvertretungskosten.  Man  kann  also  sagen,  daß 
das  Konskriptionssystem  ein  System  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht verbunden  mit  dem  Loskaufsystem  ist.  Diese  Form  er- 
wies sich  aber  als  mangelhaft,  und  so  ging  man  endgültig  zur 
allgemeinen  Wehrpflicht  über,  die  darin  besteht,  daß  jeder 
Bürger  im  21.  Lebensjahr  für  die  Verteidigung  des  Vaterlandes 
eintreten  muß,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  Friede  oder  Krieg 
ist.  Die  Einberufung  im  Frieden  erfolgt,  um  die  Bürger  in  der 

Kriegskunst  einzuüben,  sie  zu  stählen  und  für 
strengungen  — wie  sie  ein  Feldzug  erfordert  fähig  zu 

machen. 

Die  allgemeine  Wehrpflicht  beruht  auf  dem  Gedanken  der 
unentbehrlichen,  notwendigen  Existenz  des  Staates,  als  der 
höchsten  Form  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens,  für 
dessen  Erhaltung  jeder  einzelne  mit  seinem  Blut  und  Gut  auf- 
kommen  muß.  Das  liegt  im  Interesse  jedes  einzelnen,  da  der 
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Staat  Werte  hervorbringt,  die  der  einzelne  nicht  hervorz“- 
bringen  vermag,  und  die  ihm  dennoch  zugute  kommen.  Wenn 
auch®  alle  Theoretiker  in  ihren  Ansichten  über  den  Staat  uber- 
etastimmen;  wenn  man  auch  von  der  Auhassung  d^  Staat^ 
als  Vertragsstaat  zu  der  des  historisch-organischen  Staates,  als 
dte  hSfund  unentbehrlichste  Form  des  Rese^ahhc  en 
Zusammenlebens  übergegangen  ist,  so  muß  man  dar^  s 
folgern  daß  die  allgemeine  Wehrpflicht  auf  Gruiri  di.ser  th.  ^ 

retischen  Forderungen  eingeführt  worden  ist. 

Wehrpflicht  ist  nicht  eingeführt  worden,  weil  ‘ . 

neue^heorien  über  den  Staat  aufgestellt  haben,  und  weil  man 
auf  Grund  der  in  der  Gegenwart  geltenden  AuH^mg  ^ 
höchste  staatsbürgerliche  Pflicht  für  geboten  hielte  leden  ein- 
zelnen zum  Wehrdienst  heranzuziehen,  sondern  man  ist  z 
all^meinen  Wehrpflicht  mehr  aus  praktischen  und  finanziellen 
Gründen  übergegangen,  und  die  Theorie  wurde  nur  in  Ai - 
Spruch  genommen,  um  diesen  Zustand  zu  '«h‘fert,gen  da  die 
allgemeine  Wehrpflicht  den  einzelnen  zwingt,  Vaterland 
verteidigen.  Um  die  Wirkung  dieses  Momentes  d^  Zwang-s, 
welcher  noch  schärfer  in  Friedenszeiten  hervortritt,  abzu- 
schwächen, hat  man  diese  Theorie  des  Staates  zu  Hilfe  ge- 
nommen und  den  Wehrdienst  als  eine  staatsbürgerliche  ehre  . 
volle  Pflicht  hingestellt.  Wenn  der  Wehrdienst  ' 

zahl  als  eine  ehrenvolle  Pflicht  aufgefaßt  wird  so  schheßt  do 
diese  Auffassung  die  Abschätzung  seiner  Leistung  in  Geld  nie 
aus  In  dteer  Hinsicht  vertrete  ich  den  Standpunkt  G^  Cohns, 
daß  auch  Ehrendienste,  wie  die  des  Präsidenten  ein«  Repub  iL 
der  Beamten,  der  Geschworenen  usw.  durch  Geld  vergohen 
werden  können-.  Ich  hebe  dieses 

dienste  vergolten  werden  können  — deshalb  hervor,  um 
Sen  zu®widerlegen,  die  sich  gegen  d-  Wehrste^r 
ten,  indem  sie  den  Standpunkt  einnahmen,  daß  eine  Wehrs'eue 
nicht  zulässig  sei  weil  der  Wehrdienst  eine  Ehre  sei  und  daher 
nicht  in  Geld  abgemessen  werden  könne.  Man  muß  sich  a er 

1.  Vgl.  O.  Cohn:  „Ehre  und  Last  in  der  Volkswirtschaft“  in 
seinen  Volkswirtschaftlichen  Aufsätzen  1882. 


3 


— 8 — 

V ^gegenwärtigen,  daß  der  Wehrdienst  von  den  verschiedenen 
N)  Wehrpflichtigen  verschieden  aufgefaßt  wird,  da  überhaupt  die 
E hre,  um  mit  Cohn  zu  sprechen,  ein  Begriff  verschiedener  sitt- 

li:her  Potenzen  ist. 

Wie  betont,  ist  der  Staat  aus  finanzieller  Not  zur  allge- 
n einen  Wehrpflicht  übergegangen,  wenn  auch  der  erste  Anlaß 
dizu  die  kritische  Lage  war,  in  der  Frankreich  sich  während 
d tr  Revolution  befand.  Denn  in  der  Gegenwai  t,  wo  die  Land- 
wirtschaft, die  Industrie,  der  Handel  und  die  freien  Berufe  so 
v.ele  Erwerbsmöglichkeiten  bieten,  bekäme  man  keine  besolde- 
t m Soldaten  in  der  Zahl,  wie  sie  ein  Großstaat  erfordert.  Eng- 
li  md  bildet  eine  Ausnahme,  was  seine  Erklärung  findet  in  seiner 
günstigen  geographischen  Lage,  seinem  Reichtum  und  der  rela- 
tv  geringen  Zahl  der  Mannschaften.  Jeder  einzelne  sucht  in 
( er  Gegenwart  sich  seine  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  nach 
1 Kräften  zu  wahren  und  verdient  zudem  in  jedem  anderen  Berufe 
mehr  als  im  karg  bezahlten  Soldatenstande.  Wollte  man  m 
der  Gegenwart  — in  Anbetracht  der  ungeheuren  Entwicklung 
jeder  Volkswirtschaft  — bei  dem  alten  System  des  geworbenen 
iieeres  bleiben,  so  wäre  dies  nur  unter  sehr  großen  finanziellen 
Opfern  möglich,  die  die  Steuerkraft  der  Bevölkerung  bis  aufs 
lußerste  anspannen  würden.  Man  ist  also  zur  allgemeinen 
Vehrpflicht  aus  finanziellen  Gründen  übergegangen,  denn,  wie 
-esigang  sagt,  kommt  ein  gezwungenes  Heer  billiger  zu  stehen 

ils  ein  geworbenes. 

In  der  Gegenwart  ist  denkbar  nur  das  Volksheer,  die  ganze 
Nation  in  Waffen,  um  den  Eeind  schnell  niederzuwerfen.  Es 
nuß  für  die  jetzigen  Kriege  das  Gesetz  gelten:  „Mit  dem 

löchsten  Aufwand  von  Kraft,  Energie  und  Kapital  den  höchst- 
möglichen Erfolg  zu  erzielen.“  Dieses  Geset,z  kann  nur  dann 
verwirklicht  werden,  wenn  die  ganze  Nation  für  einen  Krieg 
gerüstet  ist.  Bei  der  jetzigen  Entwicklung  jeder  Volkswirt- 
schaft wäre  ein  langwieriger  Krieg  mit  so  großen  wirtschaft- 
lichen Verlusten  verbunden,  daß  auch  im  Ealle  eines  Erfolges 
der  Staat  für  längere  Zeit  geschwächt  sein  würde. 

Man  muß  also  das  Ziel  haben,  im  Kriege  den  Eeind  nieder- 
zuwerfen und  ihn  in  einen  ungefährlichen  Zustand  zu  ver 
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setzen.  Diese  Ausführung,  meine  ich,  wird  durch  die  Ge- 
schichte bestätigt.  Denn  in  den  letzten  Jahrhunderten  ist  die 
Zeitdauer  der  einzelnen  Kriege  immer  kürzer  geworden.  So 
dauerten  die  Kreuzzüge  fast  200  Jahre,  dann  kam  der  Hundert- 
jährige Krieg,  der  Dreißigjährige,  der  Siebenjährige,  dann  die 
napoleonischen  Kriege,  die  in  ihrer  Gesamtheit  eine  Ausnahme 
bilden,  und  endlich  die  Kriege  des  19.  Jahrhunderts,  die  sich 
in  kurzen  Zeiträumen  abspielten,  wie  der  furchtbare  Krieg^  von 
1870/71,  der  nicht  einmal  ein  Jahr  dauerte,  und  der  japanische 
Krieg.  Gewiß  kann  man  von  keinem  Gesetz  sprechen,  sondern 
nur  von  einer  Tendenz,  da  der  amerikanische  Bürgerkrieg  vier 

Jahre  dauerte. 

Ich  schließe  diese  allgemeinen  Betrachtungen  und  gehe 
zum  eigentlichen  Thema  der  Wehrsteruer  über. 


Kapitel  II. 

Geschichtliches. 

Zusammenhang  zwischen  Wehrsteuer  und  allgemeiner 

Wehrpflicht. 

Die  Wehrsteuer  mit  ihrem  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer ähnlichen  Charakter,  mit  allen  ihren  Bedenken  und 
Schwierigkeiten  für  eine  praktische  Durchführung  ist  denkoar 
nur  da,  wo  die  allgemeine  Wehrpflicht  besteht. 

Von  dem  Augenblick  an,  als  die  allgemeine  Wehrpflicht 
eingeführt  wurde,  deren  Grundgedanke  darin  besteht,  daß  alle 
Staatsbürger  ohne  Unterschied  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes 
herangezogen  werden  müssten,  tauchte  auch  schon  der  Ge- 
danke einer  Wehrsteuer  auf,  um  die  vom  Dienst  „Befreiten 
auch  zur  Tragung  der  Lasten  heranzuziehen  oder  die  Lasten 
gerechter  zu  verteilen.  Die  Wehrsteuer,  als  eine  notwendige 
Konsequenz  der  allgemeinen  Wehrpflicht  betrachtet,  kann 
nicht  als  historisches  Produkt  aufgefaßt  werden,  da  sie  sich  nicht 
aus  einer  alten  Steuer  fortentwickelt  hat.  Die  Wehrsteuer  in 


i 


— 10  — 

il  irer  heutigen  Form  hat  nichts  Gemeinsames  mit  den  Abgaben 
c er  Wehrdienstfreien  in  den  älteren  Zeiten.  Nirgends  kann  man 
cnen  Zusammenhang  zwischen  der  heutigen  Wehrsteuer  un 
r en  älteren  Abgaben  erkennen.  Diese  treten  nur  vorübergehend 
r uf  isoliert,  auferlegt,  um  den  Fürsten,  Landesherren  Mittel  zur 
1 ifötreitung  der  Heeresausgaben  zu  liefern.  Die  Wehrsteuer  m 
iirer  heutigen  Form  hat  keinen  ausschließlich  fiskalischen 
Charakter.  Bei  ihrer  Einführung  waren  nicht  allem  finanzielle, 

‘ ondern  ethisch-politische,  volkswirtschaftliche,  staatsphilo- 
■ ophische  Erwägungen  maßgebend.  Man  wollte  durch  die=e 
Steuer  den  höchsten  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  Genüge 

6istcn 

In  der  Praxis  werden  in  fast  allen  Gesetzgebungen,  Gesetz- 
mtwürfen  in  den  Motiven  solche  Gerechtigkeitsgrunde  an- 
:reführt  und  die  Erträgnisse  fließen  nicht  in  die  Staatskasse, 
sondern  bilden  besondere  Eonds,  aus  denen  hilfsbedürftige 
Militärdienstleistende  unterstützt  werden  . Der  wichtigste 
Grund,  aus  welchem  der  Gesetzentwurf  des  Deutschen  Reiches 
scheiterte  (7.  Mai  1881),  war  seine  stark  fiskalische  Tendenz,  die 
eine  Mißstimmung  hervorrief,  um  so  mehr,  als  man  in  den 
Motiven  die  ungünstige  Lage  der  Militärdienstleistenden,  ihre 
wirtschaftlichen  Opfer,  Einbußen  usw.  hervorhob.  Es  bestan 
also  keine  Relation  zwischen  der  Art  der  Befürwortung  der 
Steuer  und  der  daraus  folgerichtig  zu  ziehenden  Konsequenz, 
daß  die  Erträgnisse  in  irgend  einer  Eorm  den  Dienstleistenden 
zugute  kommen  sollen.  Im  großen  und  ganzen  kann  man 
sagen  daß  die  Wehrsteuer  ein  Ergebnis  der  neueren  Auffassun- 
gen über  die  höchsten  Prinzipien  ist,  die  in  der  Einanzwissen- 

schaft  obwalten  müssen. 

§2. 

Aeltere  wehrsteuerähnliche  Abgaben. 

Die  älteste  Abgabe,  die  nur  insofern  eine  Aehnlichkeit  mit 
der  Wehrsteuer  hat,  als  beide  den  vom  Militär  Befreiten  treffen, 
ist  die  unter  dem  Namen  „tributum“  erhobene  Vermögenssteuer 
vom  Grund  und  Boden  unter  Servius  Tullius,  die  diejenigen 


Steuer  — aes  hordearium  — sollte  die  Mittel  liefern,  um  den 
nötigen  Bedarf  an  Pferden  für  die  Reiterei  decken  zu  könnenL 
Abgaben  ähnlicher  Natur  sind  das  „Adjutorium“  und  der  „Heer- 
bann“ in  der  Karolingerzeit,  die  denjenigen  auferlegt  wurden, 
die  zum  Heerfahrtsdienst  nicht  erscheinen  konnten.  Die  Abgabe 
hatte  einen  vermögenssteuerähnlichen  Charakter  und  kam  dem- 
jenigen zugute,  der  persönlich  den  Kriegsdienst  leistete-.  Neben 
dem  Heerbann  kam  auch  der  Heerschilling  vor,  ein  Strafgeld, 
welches  demjenigen  auferlegt  wurde,  der  die  schuldige  Heer- 
folge verweigerte.  Das  Eigentümliche  dieses  Heerschillings  ist 
sein  steuerähnlicher  Charakter,  da  er  nach  der  Größe  des  Ver- 
mögens abgestuft  war.  In  Erankreich  kamen  im  Mittelalter 
wehr  geldähnliche  Abgaben  vor.  So  das  Wehrgeld  des  XIV. 
Jahrhunderts,  welches  stark  progressiv  nach  unten  war^;  eine 
Tatsache,  die  mit  der  damaligen  Ausbeutung  der  ärmeren 
Klassen  im  völligen  Einklang  steht;  die  von  Philipp  dem 
Schönen  ausgeschriebenen  „Subsidien“;  die  Steuer,  die  unter 
dem  Namen  „taxe  de  ban  et  de  l’arriere  ban“  bekannt  war, 
belastete  die  Adligen,  die  den  schuldigen  Kriegsdienst  nicht 

leisteten-*. 


§ 3. 

Die  ältere  Wehrsteuer  in  Frankreich. 

Die  Wehrsteuer,  in  ihrer  heutigen  Form,  taucht  zum  ersten- 
mal in  Frankreich  auf,  vornehmlich  als  ein  Ergebnis  des  starr >_n 
Prinzips  der  egalite,  welches  mit  der  französischen  Revolution 
sich  auf  allen  Gebieten  geltend  machte.  Die  Wehrsteuer  in 
Erankreich  ist  der  allgemeinen  Wehrpflicht  (2.  März  1793)  als 


1.  Siehe  Eheberg:  „Fiiianzwirtschaft“  über  „VC  ehrsteuer“. 

2.  Siehe  Neumann:  Finanzarchiv  IV,  „Beiträge  zur  Frage  der 

VC'ehrsttuer“,  S.  ItQ.  . ... 

3.  Siehe  Borstorff : „Die  VC'ehrsteuer“  in  der  Zeitschrdt  Uir 

St.  VC/'.  1886. 

4.  Sieh..  Eheberg:  Hw.  d.  St.  VC/.,  Bd.  e,  S.  ö72. 
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E'gänzung  gefolgt.  Durch  die  Gesetze  vom  IQ.  Fructidor  VII 
a.  September  1789),  17.  Ventose  VIII  (8.  März  1800),  28.  Floreal 
X (18.  Mai  1802)  und  6.  Fructidor  XIII  (26,  August  1805) 
v^urde  diese  Steuer  ins  Feben  gerufen".  Zuerst  war  sie  eine 
g eiche  Abgabe  von  300  Francs  für  alle,  die  vom  Militärdienst 
bifreit  wurden.  Später  wurde  sie  nach  dem  Einkommen  einiger- 
n aßen  abgestuft  und  richtete  sich  in  der  Hauptsache  nach  dem, 

V 'as  die  Pflichtigen  an  direkten  Steuern  zu  zahlen  hatten,  konnte 
aaer  das  Maximum  von  1200  Fr.  nicht  übersteigen  und  war 
e ne  einmalige  Feistung.  Da  die  Erträgnisse  gering  waren  und 
i n Jahre  1818  mit  der  Restauration  die  allgemeine  Wehrpflicht 
aufgegeben  wurde,  ist  auch  diese  Steuer  abgeschafft  worden. 

§ 4. 

Die  älteren  wehrsteuerähnlichen  Abgaben  in  den  Kantorfen 

der  Schweiz. 

Stark  ausgebildet  wurde  der  Gedanke  einer  Wehrsteuer 
durch  die  Schweizer  Kantone.  Die  ersten  Gesetze  über  eine 
Wehrsteuer  fallen  in  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  und 
vurden  unter  der  Einwirkung  des  französischen  Vorbildes  ein- 
reführt.  Trotzdem  finden  wir  in  der  Schweiz  schon  im  Mittel- 
üter  wehrsteuerähnliche  Abgaben;  so  in  Zürich  1388;  in  Genf, 
vvo  der  Wachtdienst  eine  ständige  Pflicht  war,  bildete  sich  so- 
:ort  in  ihrem  Gefolge  die  „taxe  des  Gardes“  heraus,  die  gleich- 
falls nichts  als  eine  Ersatzsteuer  für  Nichtdienst  war'k  Später 
aber,  als  der  reguläre  Militärdienst  in  der  Eidgenossenschaft 
äich  entwickelte,  zu  dem  alle  gezwungen  waren,  aber  nicht  her- 
angezogen werden  konnten;  als  der  Begriff  der  alten  Demo- 
kratie, nach  dem  alle  Männer  bei  gleicher  sozialer  Lage  gleich 


5.  Siehe  Engel;  „Resultate  des  Ersatzaushebungsgeschäftes“ 
in  der  Zeitschrift  des  preuß.  Statist.  Bureaus  1864,  S.  80,  ’^l j Cohn 

in  seinen  „Volkswirtschaftlichen  .Aufsätzen“  (1882)  S.  ISQ;  Adolf 
Wagner  im  Ergänzungsheft  zu  Bd.  III  der  Finanzw.  S.  72,  ler 
„Die  Abgabe  der  Wehrdienstfreien“  in  der  Zeitschrift  für  Volksw., 

Sozialpolitik  und  Verwaltung,  Bd.  1.  . ^ ^ i n 

0.  Siehe  Schanz:  „Die  Steuern  in  der  Schweiz*,  S.  1-H. 
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an  den  Lasten  teibehmen  müßten,  in  den  neueren  überging, 
der  von  der  sozialen  Verschiedenheit  ausgeht;  als  der  Heeres- 
bedarf immer  größer  wurde,  machte  sich  der  Gedanke  eines 
Militärpflichtersatzes  immer  mehr  geltend.  Solche  Gesetze  über 
einen  Militärpflichtersatz  wurden  eingeführt  in  Bern  1804,  in 
St.  Gallen  und  Zürich  1805,  Luzern  1866,  Graubünden  1809, 
Solothurn  1816,  Baselstadt  1817,  Genf  1860,  Niwaden  1873, 
Oberwaiden  1856".  Sehr  häufig  war  die  Bekleidung  der 
Truppen  der  erste  Anlaß  zur  Militärabgabe;  das  Opfer  des 
Dienstes  wurde  weniger  betont.  Die  Wehrsteuer  war  in  ihrer 
Entstehung  zumeist  eine  „Montierungsabgabe“.  Die  Mon- 
tierungskasse mußte  die  Mittel  durch  diese  Abgabe  aufbringen, 
um  die  Equipierung  der  Mannschaft  bestreiten  zu  können. 
Diese  Abgabe  sollte  aber  auch  ausgleichend  wirken,  denn  es 
war  eine  augenscheinliche  Härte,  daß  der  Dienende  einen  Teil 
der  Ausrüstung  zu  tragen  hatte,  also  ein  wirtschaftliches  Opfer 
erleiden  mußte,  während  der  Nichtdienende  von  dieser  Last  be- 
freit blieb.  Eine  Detaildarstellung  aller  dieser  Gesetze  würde 
mich  zu  weit  führen.  Ich  behalte  es  mir  vor,  die  geltenden  Ge- 
setze und  die  Gesetzentwürfe  der  großen  Staaten  eingehend 
zu  erörtern.  Ich  hebe  nur  hervor,  daß  nach  dem  Gesetze  des 
Kantons  Zürich  diese  Montierungsabgabe  eine  Kopfsteuer  war; 
durch  die  Gesetze  von  1834  wurde  sie  in  eine  Klassensteuer 
verwandelt  und  die  Abgabe  „Militärpflichtersatz  genannt. 
Diese  Bezeichnung  verbreitete  sich  allmählich,  da  die  Bevölke- 
rung das  unbeliebte  Wort  „Steuer“  gern  zu  vermeiden  suchte. 
In  fast  allen  Kantonen  erfolgte  die  Besteuerung  nach  Klassen, 
ohne  genaue  individuelle  Feststellung. 

§ 5. 

Entwicklung  der  Wehrsteuer  seit  der  Gründung 
des  Schweizerbundes. 

Als  am  29.  Mai  1874  die  Schweizerkantone  einen  Bund 
schlossen,  sah  man  die  Notwendigkeit  ein,  die  mannigfachen 
Gesetze  über  den  Militärpflichtersatz  außer  Kraft  zu  setzen,  und 


7.  Siehe  Engel  a.  a.  O.  mit  Oesetzes-Abdrücken. 
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eil  einheitliches  Gesetz  einzuführen,  da  die  Btmdesverfassung 
eile  größere  Zentralisation  des  Militärwesens  bedeutete,  dessen 
K asten  dem  Bunde  zufielen.  Es  wurden  drei  Versuche  gemacht, 
b s endlich  das  unifizierende  Bundesgesetz  Aufnahme  fand.  Das 
e:ste  Gesetz  vom  23.  Dezember  1875  (Botschaft  vom  17.  Mai 
1 ^75  und  Gesetzentwurf)  weist  folgende  wichtige  Bestimmungen 
aif;  „Die  Besteuerung  erfolgt  nach  dem  Einkommen.  Die 
euerpflichtigen  werden  nach  ihrem  Einkommen  in  21  Klassen 
^eteiltf  1-500  Er.  8 Er.,  500-600  Er.  10  Er.,  601-700  Fr. 
12  Fr.,  ....,  8001— OOOOFr.  246  Fr.,  9001  und  darüber  3% 
ces  Einkommens,  nebst  einem  Zuschlag  von  8 Fr.  Personal- 
s:euer.“  Diese  klassifizierte  Einkommensteuer  konnte  für  die 
camaligen  Verhältnisse  anwendbar  sein,  wo  die  Vermögens- 
ind Einkommensunterschiede  noch  nicht  so  große  waren.  Jetzt 
Iber,  wo  durch  den  Uebergang  zum  Industriistaat,  durch  die 
Arbeitsteilung  und  Berufsgliederung  sioh  Volksvermögen  und 
lünkommen  immer  mehr  differenzieren  und  ungleicher  verteilt 
. ind,  erscheint  eine  solche  Besteuerung,  welche  die  individuelle 
Leistungsfähigkeit  des  Wirtschaftssubjektes  als  solches  nicht  be- 
■ücksichtigt,  veraltet,  und  nur  eine  allgemeine  Einkommensteuer, 
vie  es  der  deutsche  Gesetzentwurf  vorsah,  den  Verhältnissen 
mtsprechend.  Nach  diesem  schweizerischen  Gesetz  verstand 
nan  unter  Einkommen:  den  Ertrag  von  unbeweglichem  oder 
beweglichem,  nach  dem  Verkehrswert  zu  schätzenden  Ver- 
mögen, jedoch  nach  Abzug  der  Schulden;  den  Erwerb,  welcher 
mit  der  Ausübung  einer  Kunst,  mit  dem  Betrieb  eines  Berufes, 
Geschäftes  oder  Gewerbes,  oder  mit  einem  Amte  oder  einer 
Anstellung  verbunden  war.  Die  Produktions-  und  Ge- 
winnungskosten mit  Ausschluß  der  Haushaltungskosten  wurden 
in  Abzug  gebracht.  Die  Nutzungen,  wie  Pensionen,  Warte- 
crelder  Leibrenten  wurden  auch  als  Erwerb  gerechnet.  Ob 
nach  diesem  Gesetz  der  Einkommensbegriff  richtig  festgestellt 
wurde,  kann  ich  hier  nicht  erörtern.  Ich  erwähne  nur,  daß 
die  Erachtung  der  Pensionen,  Wartegelder,  Nutzungen  als  Ein- 
kommen dem  Begriffe  Einkommen  entspricht.  Bemerkenswert 


8.  Vgl.  Heckei:  Finanzw.,  Bd.  1,  Allg.  Eiakommensteuer. 


15 


ist,  daß  nach  diesem  Gesetz  die  außerordentlichen  Einkünfte, 
wie  Erbschaften,  Lotteriegewinne,  nicht  gewerbsmäßige  Speku- 
lationsgewinne nicht  unter  den  Begriff  Einkommen  fallen  im 

Gegensatz  zu  der  Forderung  Schanz’. 

Bemerkenswert  ist  noch  die  Bestimmung  über  die  Besteue- 
rung des  Einkommens,  welches  aus  Grundvermögen  und 
Kapitalvermögen  herrührt.  Man  erkennt  nämlich  die  Tendenz, 
das  fundierte  Einkommen  stärker  zu  belasten.  Bei  der  Berech- 
nung des  Einkommens  aus  dem  Vermögen  sollten  1000  Fr. 
reinen  Vermögens  zu  80  Fr.  reinen  Erwerbs  veranschlagt  wer- 
den, bei  Vermögen  dagegen,  das  in  landwirtschaftlichen  Grund- 
stücken und  Gebäuden  angelegt  ist,  sind  1000  Fr.  reines  Ver- 
mögen nur  zu  60  Fr.  reinen  Erwerbs  in  Anschlag  zu  bringen. 
Eine  weitere  wichtige  Bestimmung,  die  jedoch  ungerecht  er- 
scheint, ist  die  Belastung  des  vollen  Vermögensbetrages  der 
Eltern.'  Diese  Bestimmung  wurde  aber  durch  das  Gesetz  vom 
27.  März  1877  (Botschaft  vom  30.  Oktober  1876  und  Gesetz- 
entwurf) beseitigt  und  jetzt  wurde  in  allen  Fällen  nur  die 
Hälfte  des  Vermögens  der  Eltern  oder,  wenn  diese  nicht  mehr 
lebten,  der  Großeltern  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Kinder  in 
Berechnung  gebracht.  Das  erste  Gesetz  wurde  verworfen. 

Durch  dieses  zweite  Gesetz  vom  27.  März  1877  wurde 
eine  gleichzeitige  Besteuerung  des  Einkommens  und  Vermögens 
beschlossen.  Einkommen  bis  600  Fr.  und  Vermögen  bis 
1000  Fr.  blieben  frei.  Die  Einkommensteuer  war- progressiv 
gestaltet,  aber  sehr  schwach,  denn  die  Sätze  bewegten  sich 
zwischen  1,25%  bei  700  Fr.  Einkommen  und  3%  bei  Ein- 
kommen über  10  000  Fr.;  die  Vermögenssteuer  setzte  mit  0,5  % 
bei  1000-20  000  ein,  um  mit  2,5 '>/oo  bei  160  000  zu  endigen. 
Die  Gesamtsteuer  durfte  3000  Fr.  nicht  übersteigen.  Wichtig 
erscheint  mir  allerdings  die  Freilassung  eines  Existenz- 
minimums, überhaupt  für  die  damalige  Zeit,  wo  die  Prinzipien 
der  Gerechtigkeit  noch  nicht  zur  vollen  Geltung  kamen.  Auch 
dieses  Gesetz  wurde  abgelehnt  und  endlich  durch  das  Bundes- 
gesetz vom  28.  Juni  1878  die  gegenwärtige  Ordnung  geschaffen, 
die  ich  erst  im  Zusammenhang  mit  den  anderen  geltenden 
Gesetzgebungen  besprechen  werde. 
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§ 6. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Wehrsteuer  in  den 

deutschen  Staaten. 

In  Deutschland  haben  während  des  Mittelalters  wehrsteuer- 
ihnliche  Abgaben  nicht  bestanden.  Erst  im  18.  Jährhunder 
mirden  die  ersten  Versuche  mit  einer  Abgabe  der  vom  Mili  ar- 
lienst  Befreiten  gemacht.  So  wurde  die  preußische  Memoniten- 
Steuer  im  Jahre  1722  eingeführt,  die  ursprünglich  eine  K p - 
steuer  war  und  später  in  eine  Einkommensteuer  umgewandelt 
wurde  Außer  den  Memoniten  wurden  auf  Grund  des  Kantons- 
reglemenls  auch  die  Juden,  die  Mährischen  Bruder  und  die 
Quäker  die  vom  Militärdienst  aus  religiösen  Gründen  befreit 

wurden,  zur  Zahlung  einer  besonderen 
Dies  waren  aber  nur  isolierte  Erscheinungen.  Eine  Wehrsteuer 
die  mit  den  heute  in  Betracht  kommenden  größere  Aehnlichkeit 
aufweist,  ist  die  Wehrsleuer,  die  in  Württemberg  un  ayern 
vor  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches  bestand^  In  W 
temberg  wurde  durch  das  Gesetz  vom  10.  Marz  1868  eine  Wehr- 
steuer eingeführt,  die  den  wegen  Untauglichkeit  vom  Waffen- 
dienst Befreiten  oder  den  der  Ersatzreserve  IJeberwiesenen  au 
erlegt  wurde".  Sie  war  eine  Kopfsteuer  in  Hohe  von  20  . 

Als  solche  hat  sie  alle  Mängel  einer  . 

lastung  der  unteren  Klassen  aufzuweiseii.  Die  Erwerbs- 
unfähigen waren  von  dieser  Abgabe  befreit.  Mit  der  Grün- 
dung des  Deutschen  Reiches  und  mit  d™  'Jebergange  e 
Heefesverwaltung  an  das  Reich  kam  dies«  O^etz  m ForHah 
Besser  durchgeführt,  den  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  und  de 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  mehr,  wenn  “cW 
ir,  vollem  Maße  entsprechend,  ist  die  Wehrsteuer  die  du^ 
das  Gesetz  vom  29.  April  1868  in  Bayern  emgefuhrt  wurde. 
Sie  ist  in  der  Form  einer  klassifizierten  Einkommensteuer  au  - 
gebaut  mit  verhältnismäßig  starker  Belastung  des  ‘'kmen  Ein- 
tommens,  denn  es  wird  bis  zu  einem  Einkommen  von  200  Fl. 

Fersch:  „Vergleichende  Studie“  f 

Bd.  24;  Marcinowski:  „Die  Wehrsteiier  un  Deutschen  Reic  . 
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ein  fixer  Steuersatz  von  3 Fl.  gefordert,  was  innerhalb  dieser 
Klasse,  der  wenigst  Leistungsfähigen,  eine  progressive  Besteue- 
runcr  nach  unten  bedeutet.  Die  Klassensätze  sind  folgender- 
maßen  festgesetzt: 


Klasse 

Einkommen 

NX'ehrgeld 

1 : bis 

200 

Fl. 

3 

Fl.  ^ 1,50  7o, 

2 : von 

201  —300 

17 

6 

„ = 2,00 

3:  M 

301—400 

0 

„ =-  2,25  "/o, 

: 1» 

401-600 

15 

,,  = 2,50 

5 : „ 

()01  —800 

24 

„ -=  3,00  «/o. 

ö : 

801-1 200 

17 

40 

„ =3,33'*/o, 

• >7 

^ • »» 

1201  1600 

77 

69 

„ = 3,75  Vo, 

8 : über 

1600 

17 

100 

„ =6,25o.„. 

Nach  diesem  Besteuerungsmodus  werden  die  mit  dem 
höchsten  Einkommen  Versehenen  am  wenigsten  getroffen.  Als 
Einkommen  war  jede  Art  desselben  zu  berücksichtigen,  welches 
dem  Steuerpflichtigen  aus  eigenem  Verdienst  oder  aus  sonstigen 
Quellen  zufloß.  Befreit  wurden  die  erwerbsunfähigen  Gebrech- 
lichen, die  gleichzeitig  vermögenslos  waren.  Diese  Bestimmung 
ist  besonders  wichtig,  denn  nach  dem  deutschen  Gesetzentwurf 
wurden  alle  Erwerbsunfähigen  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Ver- 
mögensstand befreit.  Der  Ertrag  war  zu  Kapitulations- 
vergütungen in  der  aktiven  Armee  und  Gendarmerie  bestimmt. 
Mit  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches  kam  auch  dieses 
Wehrgeld  in  Fortfall.  Lieber  die  Bestimmungen  des  deutschen 
Gesetzentwurfes  vom  17.  März  1881  werde  ich  in  der  weiteren 
Ausführung  sprechen,  wenn  ich  die  verschiedenen  technischen 
und  prinzipiellen  Probleme,  die  mit  der  Frage  der  Wehrsteuer 
verknüpft  sind,  erörtern  werde. 

§ 7. 

Die  neuere  Wehrsteuer  in  Frankreich  von  1889  1907. 

In  Frankreich  ist  von  1889 — 1907  eine  Wehrsteuer  nach 
dem  Gesetze  vom  18.  Juli  1889  erhoben  wordeiP'^.  Die  wich- 


10.  Vgl.  Adolf  Wagner:  Ergänzungsheft  zu  Finanzw.,  Bd.  III, 
S.  72;  Schott:  französische  Wehrsteuer“  in  den  Staatswissen- 

schaftlichen Studien,  IV.  Bd,  (1893),  Heft  4;  Fersch:  ,,Veigleichende 
Studie“  mit  (jcsetzesabdruck  a.  a.  Ü.;  Bulletin  des  Lois  1S89. 
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tgsten  Bestimmungen  sind  folgende:  Die  Steuer  besteht  aus 
tiner  festen  Personalabgabe  in  Höhe  von  6 Fr.  und  aus  einer 
ahrestaxe  im  Betrage  des  Prinzipalsatzes  der  Personal-  und 
] 4obiliarsteuerquote  des  „Befreiten“.  Ein  bestimmter  Teil  der 
1 ’ersonal-  und  Mobiliarsteuerquote  seiner  Aszendenten  wird 
; uch  in  Anspruch  genommen.  Durch  das  Gesetz  vom  26.  Juli 
893  werden  neue  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Mitbelastung 
der  Aszendenten  getroffen.  Nach  der  Aenderung  von  1893 
wie  nach  dem  Gesetz  von  1889  ist  die  Militärtaxe  vom  Pflich- 
igen  geschuldet,  und  die  Aszendenten  treten  für  die  Zahlung 
. 1er  Steuer  nur  subsidiär  ein,  wenn  der  Pflichtige  nicht  über  ein 
; elbständiges,  hinreichendes  Einkommen  verfügt.  Diese  sub- 
sidiäre Mitverpflichtung  der  Eltern  erscheint  mir  als  die  zweck- 
näßigste,  wenn  man  überhaupt  die  Eltern  für  die  Zahlung  haft- 
)ar  machen  will.  Durch  die  Novelle  von  1894  wird  zunächst 
lie  Steuer  dem  Aszendenten  auferlegt.  Nur  wenn  letztere  fehlen 
)der  ganz  bedürftig  sind,  wird  die  Steuer  vom  Befreiten  er- 
loben.  Die  Besteuerung  der  Aszendenten  fand  eine  Aenderung 
lOch  darin,  daß  der  Betrag  der  Militärtaxe  der  Quotient  ist, 
welcher  sich  aus  der  Division  der  Quote  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer  der  Aszendenten  durch  die  Kinderzahl  ergibt. 
Unter  Umständen  konnte  auch  auf  die  Aszendenten  zweiten 

Grades  zurückgegriffen  werden. 

Die  Aszendentenquote  kommt  nicht  mehr  m Betracht,  wenn 
der  Militärfreie  30  Jahre  alt  ist  und  ein  eigenes  Domizil  hat. 
Die  Steuerpflicht  hört  mit  dem  Uebertritt  des  Befreiten  in  die 
Reserve  der  Territorialarmee  auf  (also  nach  3 Jahren).  Die 
Taxe  unterliegt  einem  5 % Zuschlag  für  die  Fonds  de  non 
valeurs  und  von  3%  für  Erhebungskosten. 

§ 8. 

Die  Wehrsteuer  in  den  anderen  Staaten. 

Außer  Frankreich  sind  auch  in  Belgien  und  Italien  erfolg- 
lose Versuche  gemacht  worden,  eine  Wehrsteuer  einzuführen. 
Die  Wehrsteuer  besteht  gegenwärtig  in  der  Schweiz,  in  Oester- 
reich-Ungarn, Serbien,  Bulgarien  und  Rumänien. 
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In  Oesterreich  ist  die  Wehrsteuer  durch  das  Gesetz  vom 
13.  Juni  1880  als  „Militärtaxe“  eingeführt  worden  im  Anschluß 
an  die  Gesetze  betreffend  den  Militärtaxfonds  und  die  Unter- 
stützung der  hilfsbedürftigen  Familien  von  Mobilisierten.  In 
Ungarn  im  Anschluß  an  das  Gesetz  betreffend  die  Militär- 
befreiungstaxe. Durch  das  Gesetz  vom  10.  Februar  1907  hat 
das  österreichische  Militärsteuergesetz  wesentliche  Aenderungen 
erfahren. 

Aus  dieser  geschichtlichen  Darstellung  kann  man  wohl  er- 
sehen, daß  in  fast  allen  Kulturstaaten  Europas  sich  der  Wunsch 
nach  Einführung  einer  Wehrsteuer  geltend  gemacht  hat.  In 
manchen  Staaten  ist  sie  eingeführt  worden  als  eine  Konsequenz 
der  Wehrverfassung,  in  anderen  Ländern  ist  die  Einführung  an 
der  mangelhaften  Begründung,  an  praktischen  Schwierigkeiten 

und  anderem  mehr  gescheitert. 

Die  Erörterung  der  technischen  wie  auch  der  prinzipiellen 

Seite  der  Wehrsteuerfrage  wird  die  Aufgabe  der  weiteren  Unter- 
suchung sein.  Von  Wichtigkeit  ist  die  Frage,  ob  überhaupt 
solch  eine  Steuer  berechtigt  und  zweckmäßig  ist,  ob  man  durch 
sie  dem  Prinzip  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  Genüge  leisten 
kann.  Darüber  in  der  weiteren  Darstellung. 

Kapitel  III. 

• L i t e r a t u r ü b e r s i c h t u n d k r i t i s c h e 

Bemerkungen. 

§ 1- 

Die  Literatur  in  Frankreich. 

Um  der  Frage  der  Wehrsteuer  für  meine  weiteren  Aus- 
führungen eine  feste  Grundlage  zu  verleihen,  ist  es  unumgäng- 
lich notwendig,  die  Aeußerungen  der  Theoretiker  wie  auch 
Praktiker  einer  Kritik  zu  unterziehen  oder  sie  wenigstens  dar- 
zustellen. Ich  schicke  voraus,  daß  diese  Frage  von  den  ver- 
schiedensten Standpunkten  aus  erörtert  worden  ist.  Man  ver- 
suchte je  eine  Seite  hervorzuheben  als  die  ausschlaggebende. 
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(ihne  aber  das  Richtige  zu  treffen;  denn  trotz  aller  Vorschläge 
i >t  die  Wehrsteuer  ein  sehr  schwieriges  Problem  geblieben.  Sie 
ist  prinzipiell  zu  rechtfertigen  als  eine  Steuerart,  die  vor  allem 
( lern  Grundsatz  der  justitia  distributiva  entspricht,  aber  läßt  sich 
] iraktisch  nicht  ohne  schwerwiegende  Bedenken  durchführen. 
Wie  wir  aus  der  geschichtlichen  Auseinandersetzung  gesehen 
laben,  war  Frankreich  das  erste  Land,  welches  den  Wehrsteuer- 
gedanken  praktisch  durchgeführt  hat.  Notwendigerweise  wer- 
len  auch  die  ersten  Abhandlungen  über  die  Wehrsteuer  aus 
-rankreich  stammen.  Die  in  Frankreich  fast  20  Jahre  bestehende 
Vehrsteuer  hat  überall  Anhänger  gefunden. 

Prinz  August  von  Preußen  berichtete  am  13.  Juni  1807 
ms  Soissons  in  der  an  die  damalige  königliche  Reorganisations- 
vommission  eingereichten  Denkschrift  beifällig  über  sie.  In  den 
Jahren  1843  und  1845  sprach  sich  der  Franzose  Jouffres  in 
meiner  Schrift  „Etudes  sur  le  recrutement  de  l’armee“  begeistert 
über  eine  Wehrsteuer  aus,  ebenso  der  Nationalökonom  Chevalier 
in  seinem  „Cours  d’economie  politique“  (Paris  1842). 

§ 2. 

Die  ältere  Literatur  in  Deutschland,  welche  die  Frage  der 
Wehrsteuer  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  behandelt. 

ln  Deutschland  hat  sich  die  Literatur  sehr  entwickelt.  Die 
älteren  Schriften,  wie  die  von  K n i e s , haben  mehr  einen  histo- 
rischen Wert,  da  die  Ausführungen  von  Knies’  mit  der  heutigen 
Wehrverfassung  nicht  mehr  in  Einklang  stehen  können  und  nur 
für  die  damaligen  Verhältnisse,  wo  das  Konskriptionssystem 
noch  bestand,  zutreffend  sind.  Der  Ausgangspunkt  seiner  Be- 
trachtungen ist  die  Auffassung  des  Wehrdienstes  als  einer  Ex- 
propriation. Er  glaubt,  daß  die  Heranzieliung  des . Staats- 
bürgers zum  Soldatendienste  eine  Expropriation  sei,  die  ange- 
wendet wird,  weil  der  Staat  nicht  imstande  wäre  sich  im  Wege 
des  freien  Verkehrs  die  nötige  Zahl  von  Soldaten  zu  verschaffen. 
Er  zieht  daraus  die  Konsequenz,  daß  den  Assentierten  ebenso 


1.  Knies:  Dienstleistung  der  Soldaten  1860. 
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wie  den  durch  die  Expropriation  Geschädigten  die  Dienste 
nach  dem  vollen  Verkehrswert  bezahlt  werden  sollen.  Ich 
glaube,  daß  solch  ein  Verfahren  unmöglich  wäre,  denn  sollten 
die  Dienste  der  Soldaten  nach  ihrem  Verkehrswert  entlohnt 
werden,  so  müßten,  bei  der  heutigen  großen  Friedenspräsenz- 
stärke ungeheuere  Summen  durch  Steuern  aufgebracht  werden. 
Ein  zweites  Argument,  welches  gegen  die  Auffassung  der  Dienst- 
leistung als  Expropriation  und  des  vollen  Entgeltes  der  Soldaten 
spricht,  ist  die  Tatsache,  daß  es  überhaupt  unmöglich  wäre, 
den  Marktpreis  der  Dienstleistung  zu  ermitteln,  denn,  da  die 
militärischen  Leistungen  nicht  im  freien  Verkehre  beschafft 
werden,  haben  sie  auch  keinen  Marktpreis.  Weiter  muß  man 
berücksichtigen,  daß  es  sich  bei  der  gewöhnlichen  Expropriation 
um  Sachgüter  handelt,  bei  der  Aushebung  dagegen  um  persön- 
liche Dienste,  die  nicht  in  das  bleibende  und  unumschränkte 
Eigentumsrecht  des  Staates  übergehen,  wie  es  bei  einer  Ex- 
propriation der  Fall  sein  muß.  Die  Ausführungen  Knies  wer- 
den lebhaft  von  G.  Cohn  und  Lesigang  bekämpft.  Eine  starke 
Anregung  hat  die  Frage  der  Wehrsteuer  in  Deutschland  durch 
die  Arbeit  Engels  gefunden,  der  die  ganze  damalige  Literatur 
und  Gesetzgebungen  über  diese  Frage  in  seiner  Abhandlung 
Resultate  des  Ersatz-Aushebungsgeschäftes  im  preußischen 
Staate  in  den  Jahren  von  1855  bis  1862“  in  der  „Zeitschrift  des 
preußischen  statistischen  Bureaus“  1864  zusammengefaßt  hat. 
Er  hat  eigentlich  keine  neue  Theorie  aufgestellt,  sondern  hat 
sich  vielmehr  bemüht  die  Gerechtigkeit  einer  Ausgleichung 
durch  pekuniäre  Leistung  für  den  nicht  geleisteten  Militärdienst 
zu  beweisen,  indem  er  die  Gegner  der  Wehrsteuer  durch  theore- 
tische, gesetzgeberische  und  statistische  Vorgänge  zu  bekämpfen 
versuchte.  Eine  wichtige  Stellung  zur  Frage  der  Wehrsteuer  hat 
J o 1 1 y eingenommen,  der  durch  seine  Auffassung  des  Militär- 
dienstes als  Steuer  sich  kennzeichnet.  Er  hat  aber  auch  die  An- 
schauungen Knies  befürwortet  und  fordert  noch  mehr  als  Knies, 
nicht  bloß  ein  Entgelt  der  Dienstleistung  nach  dem  Verkehrs- 
wert, sondern  eine  Entschädigung  nach  dem  tatsächlichen  Wert 
jeder  einzelnen  Person,  je  nachdem  sie  eine  höhere  Stellung  in 
der  Gesellschaft  einnimmt,  eine  heiworragendere  Persönlichkeit 
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i;t  und  dergleichen.  Als  Folge  seiner  Auffassung  ergibt  sich 
(ine  Besteuerung  der  gesamten  Bevölkerung.  Nun  muß  man 
sich  aber  darüber  klar  sein,  daß  die  Dienstleistung  der  Soldaten 
1 icht  als  Steuer  aufgefaßt  werden  kann.  Steuein  bleiben  immer 
1 ur  wirtschaftliche  Leistungen,  während  es  sich  bei  dem 
Soldatendienste  nicht  nur  um  wirtschaftliche  Leistungen,  son- 
dern auch  um  Leistungen  nicht  wirtschaftlicher  Natur  handelt, 
wie  die  Einbuße  der  persönlichen  Freiheit,  die  Aufopferung  des 
i.ebens,  welche  unter  keinen  Umständen  als  wirtschaftliche,  in 
Oeld  abschätzbare  Leistungen  zu  betrachten  sind.  Bemerkens- 
vert  bei  Jolly  ist  seine  Stellung  gegenüber  dem  Prinzip  der  aus- 
deichenden  Gerechtigkeit.  Er  bekämpft  die  Einführung  der 
X^ehrsteuer  als  ein  Stück  der  justitia  distributiva  und  führt  dafür 
olgendes  aus:  „Opfer,  die  zur  Erhaltung  des  Staates  nötig 
>ind,  müssen  so  weit  als  möglich  auf  alle  Staatsangehörigen 
/erteilt  werden.  Ist  die  Verteilung  auf  alle  nicht  möglich,  so 
st  dies  sehr  zu  bedauern:  es  hat  aber  keinen  Smn,  in  der  Weise 
Abhilfe  schaffen  zu  wollen,  daß  man  für  die  nicht  Elerange- 
iogenen  eigene  Lasten  erfindet.  Die  ganze  Armseligkeit  dieser 
Art  von  Gerechtigkeit  kommt  an  den  Tag,  wenn  man  sie  sich 
iuf  das  praktische  Leben  angewendet  denkt  und  die  Wirkungen 
betrachtet,  die  sie  hier  erzielt.  Wird  denn  die  Lage  eines  Tage- 
löhners, der  drei  Jahre  bei  der  Fahne  gehalten  und  damit  der 
Gelegenheit  beraubt  wird,  sich  während  seines  kräftigen 
.Vlannesalters  etwas  zu  sparen  und  daraufhin  zu  heiraten, 
im  geringsten  dadurch  verbessert,  daß  sein  Freund,  der  sich 
t'reigelost  und  dann  ein  kleines  Kapital  gesammelt  hat,  dieses 
der  Staatskasse  überliefern  und  gleichfalls  darauf  verzichten 
muß,  sich  einen  eigenen  Herd  zu  gründen?“  Wollte  man  aber 
meines  Erachtens  in  der  Praxis  diesem  angeführten  Gedanken 
Folge  leisten,  so  müßte  man  überhaupt  jede  Art  von  Steuern 
aufgeben,  die  nicht  nur  den  finanziellen,  semdern  auch  den 
ethisch-politischen  Zweck  verfolgt  eine  Klasse  stärker  zu  be- 
lasten, weil  die  andere  durch  andere  Steuern  schon  stärker  ge- 
troffen worden  ist.  Nach  Jolly  müßten  also  direkte  Steuern, 
wie  Vermögens-  und  progressive  Einkommensteuer,  Erbschafts- 
steuer, Wertzuwachssteuer  nicht  in  Anwendung  gebracht  wer- 
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den  weil  sie  die  reicheren  Klassen  stärker  belasten  im  Ver- 
hältnis zu  den  ärmeren,  die  durch  indirekte  Verbrauchssteuern 
stärker  getroffen  werden,  und  für  welche  die  Belastung  der 
Reicheren  gleichgültig  ist,  da  ihre  wirtschaftliche  Lage  dadurch 
nicht  verbessert  wird.  Richtig  ist,  daß  unmittelbar  ihre  Lage 
keine  Besserung  erfährt,  wenn  die  Reichen  durch  direkte  Lasten 
stark  getroffen  werden,  mittelbar  aber  insofern,  als  sie  nicht 
zur  Tragung  der  Staatsausgaben  in  vollem  Maße  herangezogen 
werden.  Die  Ausführungen  Jollys  haben  mehr  historisch- 
theoretischen  Wert,  ohne  viel  zur  praktischen  Durchführung  der 

Wehrsteuer  beigetragen  zu  haben. 

» Ein  starker  Anhänger  der  Wehrsteuer  vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkt  aus,  der  sie  als  ein  Stück  des  Prinzips  der  aus- 
gleichenden Gerechtigkeit  befürwortet,  der  aber  m seinen  Aus- 
führungen zu  eigenartigen  Ergebnissen  gelangt,  ist  L e s i g a n g. 
Er  hat  diese  Frage  in  seinem  Aufsatz  „Das  Wehrgeld  oder  die 
Ausgleichsbelastung  der  nicht  dienenden  Wehrpflichtigen“  in 
den  „Lehrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik  1879 
behandelt.  Als  bemerkenswert  zu  erwähnen  erscheint  mir  seine 
Auffassung  über  das  Recht  des  Staates,  überhaupt  Steuern  zu 
erheben.  Er  führt  aus,  daß  der  Staat  dieses  Recht  aus  dem 
Grunde  hat,  weil  die  Bevölkerung  dem  Staate  alles,  was  sie  über 
das  zum  Leben  unumgänglich  Notwendige  besitzt,  verdankt, 
weil  ohne  Staat  ein  Volk  nichts  Anderes  besitzen  kann  als  diesem.  ■ 
Er  sucht  dadurch  das  Recht  des  Staates,  die  hohen  Steuern  zu 
fordern  um  den  kolossalen  Heeresaufwand  bestreiten  zu 
können,’  zu  rechtfertigen.  Er  spricht  der  Dienstleistung  der 
Soldaten  den  Charakter  als  Steuer  völlig  ab.  Er  sieht  in  der 
Leistung  des  persönlichen  Militärdienstes  eine  Last  von  ganz 
besonderer  Art,  die  weit  drückender  als  jede  Steuer  ist  und  im 
schroffsten  Widerspruch  zu  dem  Wesen  des  modernen  Staates 
steht,  der  darauf  bedacht  ist,  die  Freiheit  des  Individuums  mög- 
lichst wenig  zu  beschränken,  aber  doch  so  weit,  als  es  zur  Er- 
füllung seiner  Aufgaben  erforderlich  ist.  Er  stellt  weiter  aus 
führlich  die  wirtschaftlichen  Opfer  dar,  die  mit  der  Ableistung 
des  Militärdienstes  verbunden  sind,  und  fordert  auf  Grund 
dieser  Einbußen,  Nachteile,  Verluste  eine  Wehrsteuer,  um  dem 
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v)m  Militärdienst  Befreiten  eben  so  stark  zu  treffen  und  ihm 
d.eselben  wirtschaftlichen  Verluste  beizufügen  wie  dem,  der  den 
Militärdienst  ableistet.  In  dieser  Beziehung  steht  er  in  schroff- 
sem  Gegensatz  zu  Jolly,  der  diesen  Standpunkt  auf  das  ent- 
sthiedenste  verwirft.  Einen  großen  Teil  seiner  Arbeit  widmet 
lesigang  der  Frage  der  Veranlagung,  der  Frage,  in  welcher 
Höhe  die  Steuer  auferlegt  werden  müßte,  um  ein  Aequivalent 
f ir  die  wirtschaftlichen  Opfer  zu  bieten.  Er  stellt  dafür  Klassen 
auf;  der  Tagelöhner,  der  Fohnarbeiter,  der  qualifizierten  Fohn- 
arbeiter,  der  Gewerbetreibenden,  der  Händler,  derjenigen,  die 
einen  freien  Beruf  ausüben,  und  der  Rentner.  Er  versucht  die 
N’erluste,  die  jeder  Klasse  durch  die  Ableistung  des  Militär- 
e ienstes  beigefügt  werden,  in  Geld  zu  veranschlagen  und  kommt 
;u  dem  eigenartigen  Ergebnis,  daß  die  Rentner,  da  sie  durch  die 
1 reilassung  keinen  Vorteil  beziehen,  denn  dadurch  wird  ihre 
1 .eistungsfähigkeit  nicht  gesteigert,  auch  keine  Steuer  zahlen 
müßten,  während  der  qualifizierte  Arbeiter,  der  die  größten 
Opfer  zu  ertragen  hat,  wie  Verlust  seiner  Steilung,  seiner  Fertig- 
] eiten,  die  größte  Summe  entrichten  müßte.  Das  ist  ein  schreien- 
des Mißverhältnis.  Der  Tagelöhner  soll  auch  keine  Steuer 
:;ahlen,  da  er  durch  die  Ableistung  des  Militärdienstes  keine 
Verluste  erleidet,  sondern  Vorteile  genießt,  weil  er  eine  kleine 
^•esoldung  bezieht,  gutes  Essen  und  gute  Wohnung  erhält,  die 
er  sonst  nicht  haben  konnte.  Fesigang  unterscheidet  weiter 
iwischen  einem  Friedens-  und  einem  Kriegs wehrgeld,  welch 
etzteres  entschieden  höher  sein  muß.  Aus  dem  Versuch  Fesi- 
jangs,  die  Steuer  auf  Grund  der  genossenen  Vorteile  zu  ver- 
inlagen,  ergibt  sich  die  Schwierigkeit  dieses  Verfahrens.  Die 
jegner  der  Wehrsteuer  haben  das  hervorgehoben,  denn  sollte 
lie  Wehrsteuer,  wie  die  Anhänger  es  fordern,  eine  Ausgleichs- 
3elastung  sein,  so  müßte  auch  als  eine  notwendige  Konsequenz 
lie  Besteuerung  in  Einklang  mit  den  wirtschaftlichen  Verlusten 
Dzw.  Vorteilen,  die  sich  für  den  „Befreiten“  ergebe.n,  gesetzt 
sverden.  Man  müßte  höchst  individualisierend  Vorgehen  und 
die  Steuer  jeder  einzelnen  Person  auf  Grund  der  tatsächlich  ge- 
nossenen Vorteile  auferlegen.  Das  wäre  praktisch  überhaupt 
nicht  durchführbar.  Wie  kann  man  in  Geld  die  Einbuße  der 
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persönlichen  Freiheit  veranschlagen,  da  es  zwei  Größen  hetero- 
gener Natur  sind?  Verzichtet  man  aber  auf  diese  Art  der  Ver- 
anlagung und  begnügt  sich  ohne  Ansehung  der  wirtschaftlichen 
Vorteile,  die  Steuer  nach  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach 
der  Feistungsfähigkeit  durchzuführen,  so  fällt  dieses  Bedenken, 
welches  scharf  von  Schäffle  in  seiner  Steuerpolitik  betont  wurde, 
fort,  und  die  Wehrsteuer  kann  dann  gutgeheißen  werden. 

§ 3. 

Die  Behandlung  der  Wehrsteuer  vom  rechtsphilosophischen 
und  staatsphilosophischen  Standpunkt. 

Zur  Frage  der  Wehrsteuer  hat  auch  Fick,  in  seinem  Auf- 
satz: „Der  Einfluß  der  Natur  auf  die  Rechtsphilosophie“  im 
Bd.  18  der  Jahrbücher  für  Nat.-Oek.  und  Statistik  Seite  270 
Stellung  genommen.  Er  befürwortet  diese  Steuer  vom  volks- 
wirtschaftlichen und  rechtsphilosophischen  Standpunkt  aus. 
Aus  seinen  Ausführungen,  die  einen  mehr  juristischen  Charakter 
haben,  sind  folgende  Stellen  bemerkenswert:  „Während  der 
Wehrhafte  Gefahr  läuft,  bei  den  Kriegsübungen  oder  im  Kriege 
selbst,  sein  Feben  und  damit  jede  Möglichkeit  einzubüßen,  seinv. 
Eigenschaften  auf  Nachkommen  zu  vererben,  während  er  minde- 
stens die  besten  Jahre  seines  Febens  nicht  der  Gründung  einer 
Familie  widmen  kann,  hat  der  Unwehrhafte  Sicherheit,  Ruhe 
und  Muße,  sein  ererbtes  Vermögen  zu  verwalten  und  zu  ver- 
mehren, für  sich  selbst  und  für  Kind  und  Kindeskinder  zu 
sorgen.“  Er  weist  ferner  auf  die  verhältnismäßig  große  Zahl 
der  Sterblichkeitsfälle  in  der  Armee  hin  und  fordert  eine  Wehr- 
steuer, die  so  hoch  gegriffen  sein  soll,  daß  der  Vorsprung,  den 
ein  Un wehrhafter  im  Militärstaate  in  dem  friedlichen  Wettkampfe 
um  die  Mittel  zur  Begründung  eines  Familienstandes  besitzt, 

auch  möglichst  vollkommen  beseitigt  wird. 

Während  diese  bis  jetzt  genannten  Schriftsteller  den  Kern 
der  Sache  in  der  privatwirtschaftlichen  Beantwortung  fanden, 
hat  G.  Cohn  in  seiner  Abhandlung  „Die  Wehrsteuer“  in  den 
„Volkswirtschaftlichen  Aufsätzen“  den  Schwerpunkt  auf  das 
staatsphilosophische  Gebiet  verlegt.  Er  zieht  die  privatwirt- 
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;chaftlichen  Verluste  nicht  in  Betracht  und  versucht  die  Wehr- 
heuer mehr  auf  Grund  staatsphilosophischer  Erwägungen  zu 
begründen.  Dadurch  ist  er,  wie  Adolf  Wagner  sagt,  weiter 
ils  die  anderen  gegangen,  hat  der  Motivierung  eine  schärfere 
jrundlage  verliehen  und  für  die  praktische  Durchführung  mehr 
\nhaltspunkte  gegeben.  Aber  trotz  der  Vorzüglichkeit  seiner 
\uffassungen  sind  sie  nicht  ausreichend,  um  alle  einzelschwie- 
rigen  Fragen,  die  mit  der  Wehrsteuer  Zusammenhängen,  zu 
lösen.  G.  Cohn  geht  von  dem  Prinzip  der  Arbeitsteilung  in  der 
Volkswirtschaft  aus.  Er  sucht  zu  beweisen,  daß  die  Notwendig- 
keit der  Arbeitsteilung  in  den  Verhältnissen  des  heutigen  Staats- 
lebens gegenüber  der  Unzulänglichkeit  der  persönlichen  Lei- 
stungen des  Staatsbürgers  eine  Ergänzung  der  staatsbürger- 
lichen Leistungen  durch  sachliche  Opfer,  d.  h.  durch  Steuern, 
erforderlich  macht.  Er  beschreibt  dann  die  Militärpflicht  als 
eine  schwere  persönliche  Pflicht  und  kommt  dabei  zu  folgendem 
Satze,  der  der  Kern  seiner  ganzen  Ausführungen  ist:  „Indessen 
wie  der  Staatsbürger  Steuern  zahlt,  damit  der  arbeitsteilig  ge- 
ordnete Staatsorganismus  dasjenige  leiste,  was  der  Staatsbürger 
persönlich  zu  leisten  nicht  imstande  ist,  so  soll  jene  größere 
Hälfte  der  Staatsbürger,  welche  heute  in  der  Konsequenz  der 
modernen  Kultur  aus  körperlicher  Unfähigkeit  die  Wehrpflicht 
nicht  erfüllt,  mit  ihrer  Steuerkraft  für  diesen  Ausfall  eintreten. 
Wie  der  Staatsbürger  im  allgemeinen  dem  besoldeten  Richter 
und  Berufssoldaten,  dem  Minister  und  dem  Gesetzgeber  gegen- 
übersteht, deren  Leistungen  er  empfängt  und  sachlich  vergilt 
durch  Steuern:  so  soll  der  waffenunfähige  Staatsbürger  im  be- 
sonderen die  Leistungen  der  waffenfähigen  und  dienstleistenden 
Männer  entgelten,  er  soll  zahlen  nach  seiner  Fähigkeit  für  das, 
was  er  empfängt,  da,  wo  er  persönlich  seine  Pflicht  zu  erfüllen 
unfähig  ist.“  Nach  seiner  Auffassung  ergibt  sich  die  Wehrsteuer 
als  eine  Folge  des  Prinzips  der  staatlichen  Gemeinschaft  und 
der  Gerechtigkeit.  Der  erste  Satz,  daß  die  Staatsbürger  im 
Falle,  daß  sie  den  Dienst  nicht  leisten  können,  für  den  Ausfall 
eintreten  müssen,  ist  richtig.  Der  zweite  Satz  aber,  nach  dem 
der  Staatsbürger  die  Wehrsteuer  zahlen  soll,  damit  er  die  Dienste 
der  waffenfähigen  Bürger  entgelte,  erscheint  mir  nicht  einleuch- 
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tend  und  fast  gegen  die  Einführung  einer  Wehrsteuer  zu 
sprechen.  Denn,  wenn  der  Staatsbürger  die  Dienste  und  Lei- 
stungen des  Richters,  des  Berufssoldaten,  des  Ministers  durch 
Steuern  vergilt,  so  muß  dabei  nicht  vergessen  werden,  daß  es 
sich  in  diesem  Falle  um  Dienste  handelt,  die  von  Personen  um 
des  Erwerbs  willen  ausgeführt  werden.  Sie  werden  durch  die 
Besteuerung  der  ganzen  Gesamtheit  des  Volkes  vergolten,  wo- 
bei die  Besoldeten  selber  zu  diesen  Steuern  beitragen.  Daraus 
ergibt  sich,  daß  auch  die  Leistung  des  Militärdienstes  durch 
Beiträge  aller  vergolten  werden  müßte,  und  so  müßte  auch  der 
Soldat  selber,  genau  wie  jeder  Staatsbeamte,  Steuern  zum 
Militärdienst,  also  die  Wehrsteuer  zahlen.  G.  Cohn  stellt  den 
ersten  Satz  direkt  auf  den  Kopf,  und  m.  E.  hätte  jener  Vergleich 
besser  fortbleiben  können;  dann  wäre  man  sich  darüber  klar, 
daß  die  Steuern  ein  Ersatz  für  den  nicht  geleisteten  Militärdienst 
ist,  um  den  Ausfall  durch  pekuniäre  Opfer  zu  decken.  Wie  ich 
erwähnt  habe,  ist  die  Theorie  Cohns  in  der  Praxis  nicht  immer 
anwendbar,  denn  wenn  dadurch  eine  Besteuerung  der  „Be- 
freiten“ gutgeheißen  werden  kann,  so  sehe  ich  nicht  ein,  wie  man 
durch  die  Berufung  auf  diese  Theorie  die  Mitverpflichtung  der 
Eltern  befürworten  könnte.  Die  staatsphilosophische  Begrün- 
dung der  Wehrsteuer  ist  für  alle  Fragen  nicht  hinreichend,  sie 
muß  aber  als  Grundlage  für  die  Rechtfertigung  der  Wehrsteuer 
überhaupt  genommen  werden,  und  als  Ergänzung  zur  Begrün- 
dung und  Rechtfertigung  der  Einzelfragen  muß  die  privatwirt- 
schaftliche Theorie  hinzutreten,  die,  wie  schon  betont  wurde, 
den  Schwerpunkt  auf  die  Seite  der  wirtschaftlichen  Opfer,  der 
ausgleichenden  Gerechtigkeit  verlegt.  Diese  privatwirtschaft- 
liche Theorie  könnte  auch  die  der  Ausgleichsbelastung  genannt 
werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  Frage  der  Wehrsteuer 
sind  die  Ausführungen  G.  Cohns  in  seiner  Abhandlung  „Ehre 
und  Last  in  der  Volkswirtschaft“  in  den  „Volksw.  Aufsätzen 
1882“.  Ich  muß  in  Anschluß  an  diese  Abhandlung  hervor- 
heben: wenn  der  Militärdienst  einer  Steuer  gleichgesetzt  wird, 
so  kann  man  ihn  nicht  mehr  als  eine  Ehrenleistung  auffassen, 
und  das  bot  den  Hauptangriffspunkt  für  die  Gegner  der  Wehr- 
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s euer.  G.  Cohn  versucht  nun  des  weiteren,  in  seiner  Abhand- 
lung die  Begriffe  „Ehre  und  Last“  in  der  Volkswirtschaft  klar- 
zistellen,  wie  sich  diese  beiden  Begriffe  in  den  Leistungen  für 
das  gemeine  Wesen  zueinander  verhalten.  Da  die  „Last“  bei 
csr  Frage  der  Wehrsteuer  gleichbedeutend  gebraucht  wird  mit 
wirtschaftlicher  Leistung“,  also  Steuer,  und  da  sich  gerade 
gegen  diese  Herabziehung  der  „Ehre“  des  Militärdienstes  auf 
cen  Markt  der  „wirtschaftlichen“  Wertschätzung  Bedenken  er- 
leben, will  er  feststellen,  wie  sich  die  wirtschaftliche  Leistung 
2U  der  „Ehrenleistung“  verhalte.  Nach  sehr  schwer  verständ- 
1 Chen  Ausführungen  gelangt  er  zum  Ergebnis,  daß  ein  Dienst 
nit  der  größten  Ehre  verbunden  sein  kann,  ohne  daß  dies  seine 
Abschätzung  in  Geld  ausschließt.  Er  kommt  zu  diesem  Er- 
gebnis, indem  er  beweist,  daß  die  persönlichen  Dienste,  wenn 
[uch  als  Ehrendienste  bezeichnet,  nicht  immer  durch  diese 
, Ehre“  gedeckt  werden,  sondern  es  kommen  auch  andere  Mo- 
1 lente  in  Betracht.  Selbst  der  Begriff  „Ehre“  sei  ein  unbestimm- 
ier  Ausdruck  verschiedener  „sittlicher  Potenzen“.  Seiner  Ansicht 
nach  tritt  die  Leistung  des  Wehrdienstes  in  den  heutigen  Ver- 
liältnissen  ungeachtet  der  „Ehre“,  die  man  ihr  zuschreibt,  im 
, Zusammenhang  der  bestehenden  sozialen  Zustände  und  Berufs- 
nteressen  als  ein  so  empfindliches  Opfer  des  Bürgers  aus  der 
Jmgebung  der  anderen  „Ehrendienste“  heraus,  daß  die  Be- 
reiung  der  größeren  Hälfte  aller  Bürger  von  dieser  Verpflich- 
ung  aus  Gründen  körperlicher  Untüchtigkeit  oder  des  befreien- 
len  Loses  einer  Erleichterung  wirtschaftlicher  Natur  gleich- 
commt.  Deshalb  soll  ein  Ausgleich  um  der  Gerechtigkeit  willen 
äntreten  und  er  kann  nur  in  Form  einer  Steuerleistung  ge- 
;chehen. 

§ 4. 

Die  Behandlung  der  Wehrsteuer  vom  militärischen  Standpunkte. 

Vom  militärisch  - politischen  Standpunkt  hat  die 
Wehrsteuer  warme  Verteidiger  in  General  v.  Hart- 
mann und  in  dem  österreichischen  Hauptmann 
Ratzenhofer  gefunden.  Daß  Personen  aus  Mili- 
tärkreisen sich  für  diese  Steuer  erklärt  haben,  ist  von 
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besonderer  Bedeutung,  denn  diese  kennen  mehr  als  jeder  andere 
die  Natur  des  Wehrdienstes  und  den  Einfluß,  den  eine  solche 
Steuer  auf  die  Gesinnung  der  Mannschaft  ausüben  kann.  Beide 
sehen  in  der  Einführung  der  Wehrsteuer  keine  Gefährdung  des 
Prinzips  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  wie  die  Gegner  es  zu 
beweisen  versuchen.  Die  letzteren  betonen  nämlich,  daß  durch 
eine  Steuer  in  der  Bevölkerung  der  Gedanke  auftauchen  könne, 
daß  der  Militärdienst  sein  Aequivalent  in  einer  Geldleistung 
hätte,  welches  auf  die  Dauer  das  ehrenvolle  Prinzip  der  Wehr- 
pflicht untergraben  könnte.  General  v.  Hartmann  führt  in  seiner 
Arbeit  „Allgemeine  Wehrpflicht“  in  der  „Zeitschrift  für  christ- 
liches Volksleben  1879“  folgendes  aus;  „Dem  Lebensberuf, 
wenn  dessen  ursprüngliche  Anlage  nur  überhaupt  entwicklungs- 
fähig ist,  wird  durch  die  Wehrpflicht  ein  von  außen  einwirken- 
des Hindernis  entgegengestellt,  hier  unterbindet  es  vielleicht 
jede  Entfaltung,  dort  schiebt  es  nur  unterbrechend  zurück, 
mannigfach  zerschellt  an  ihm  auch  bereits  Erreichtes  und  müh- 
sam Gefördertes.  Der  der  Wehrpflicht  zinsbar  Gewordene 
kann  die  Konkurrenz  dessen  kaum  ertragen,  der  ohne  ihre  Be- 
lastung arbeitet;  Zeit  und  Kraft,  die  er  zugunsten  der  Wehr- 
haftigkeit des  Staates  darzubringen  hat,  sind  der  Erweiterung 
seiner  Kenntnisse,  seiner  Fertigkeiten  und  seiner  Erfahrungen 
entzogen  usw.  — Auf  Grund  dieser  wirtschaftlichen  Einbußen 
fordert  er  die  Einführung  einer  Wehrsteuer,  die  nach  den  Prin- 
zipien der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  zu  erfolgen 
hätte,  so  daß  die  mit  den  geringsten  Einkommensbeträgen 
dotierten  Klassen,  die  in  Preußen  von  aller  Klassensteuer  be- 
freit sind,  analoger  Weise  auch  nicht  zur  Aufbringung  eines 

Wehrgeldes  angehalten  werden  sollten. 

Ratzenhofer  widmet  einen  Teil  seines  „groß  angelegten 
Werkes  „Die  Staatswehr  1881“  der  Frage  der  Wehrsteuer.  Er 
hält  prinzipiell  diese  Steuer  für  gerechtfertigt,  denn  die  Masse 
der  Befreiten  ist  keineswegs  für  ihren  bürgerlichen  Beruf  un- 
tauglich. Die  Fähigkeit,  wirtschaftlich  zu  schaffen,  verteilt  sich 
gleichmäßig  auf  Taugliche  und  Untaugliche.  Er  führt  weiter 
aus,  daß,  wenn  zum  Militärdienst  nur  tüchtige  Männer  heran- 
gezogen werden,  dieses  zur  Folge  hat,  daß  die  Untauglichkeit 
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und  physische  Gebrechen  einen  wirtschaftlichen  Wert  erlangen, 
V 'ährend  die  körperliche  Vollendung  ein  zweifelhaftes  Gut  ge- 
nannt wird.  Seiner  Ansicht  nach  prämiiert  der  Staat  durch 
die  Befreiung  der  Untauglichen  von  jeder  Wehrpflicht  die 
karperliche  Unvollendung  und  erzeugt  in  der  Bevölkerung  das 
Streben,  für  den  Waffendienst  unbeschadet  der  bürgerlichen 
l eschäftigung  ungeeignet  befmadcn  zu  werden.  Ich  glaube, 
caß  der  Verfasser  in  seiner  Ansicht  vollkommen  Recht  hat,  denn 
cort,  wo  keine  Wehrsteuer  besteht,  wird  jeder  überhaupt  ärmere 
cas  Streben  haben,  sich  durch  unlautere  Mittel,  wie  Verstümme- 
l mg,  dem  Militärdienst  zu  entziehen.  Wenn  solch  eine  Steuer 
e ngeführt  wird,  fällt  für  ihn  der  wirtschaftliche  Vorteil  weg,  da 
e'  die  Steuer  zu  entrichten  hat. 

Ratzenhofer  fordert  weiter  eine  Besteuerung  auf  die  ganze 
Dauer  der  Steuerfähigkeit.  Er  sagt  nämlich:  „Der  Befreite  soll 
i 1 längerer  Zeit  dasjenige  leisten,  was  der  Wehrmann  wohl  in 
lürzerer  Zeit,  aber  verschärft  mit  dauernden  Nachteilen  zu 
lüsten  hat.“  Bemerkenswert  ist  seine  Forderung,  daß  die  Wehr- 
steuer so  hoch  gegriffen  sein  soll,  um  den  ordentlichen  Bedarf 
( es  Heeres  decken  zu  können.  Er  vergißt  aber  dabei,  sich  die 
i ngeheuren  Summen,  die  zur  Deckung  des  Heeresbedarfs  für 
( inen  Großstaat  nötig  sind,  die  kleine  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
1 nd  besonders  ihre  wirtschaftliche  Lage,  vor  allem  daß  sie  der 
J /lehrzahl  nach  Bauern  sind,  zu  vergegenwärtigen. 


§ 5- 

Gegner  der  Wehrsteuer. 

Die  Behandlung  der  Wehrsteuer  vom  ethisch -politischen  und 
vom  steuerpolitischen  Standpunkt.  (Treitschke,  Schäffle, 

Adolf  Wagner.) 

Den  ethisch-politischen  Standpunkt  gegen  die  Wehrsteuer 
> ertritt  u.  a.  H.  v.  Treitschke  in  den  „Preußischen  Jahrbüchern“ 
] 880  Dez.-Heft  und  in  den  Verhandlungen  im  Deutschen  Reichs- 
tag  1881.  Er  betont,  daß  durch  die  Entrichtung  einer  Wehr- 
Heuer  der  Satz:  „Wer  nicht  dient,  zahlt“  auf  die  Dauer  in  der 
Bevölkerung  das  Gegenteil:  „Wer  zahlt,  dient  nicht“  hervor- 
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rufen  könne  und  somit  das  Prinzip  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
auf  das  gefährlichste  bedroht  würde.  Ich  werde  auf  die  Wider- 
legung dieses  Standpunktes  noch  zurückzukommen  haben. 

Als  scharfer  Gegner  der  Wehrsteuer  zeichnet  sich  Schäffle 
in  seiner  „Steuerpolitik“  (Tübingen  1880)  aus.  Er  nennt  sie 
Krüppelsteuer  und  sucht  zu  beweisen,  daß  durch  die  Befreiung 
vom  Militärdienst  sich  keine  Vorteile  für  den  Ausgemusterten 
ergeben.  Er  schließt  seine  Betrachtuagen  mit  den  Worten: 
„Theoretisch  ist  die  Wehrtaxe  ein  Prachtbeispiel  für  zwei 
Grundfehler  indirekter  Besteuerung  (?).  Einmal  für  die  Be- 
steuerung einer  Objektgattung,  deren  Exemplare  sehr  ungleich 
steuerkräftig  sind,  ohne  daß  Ausscheidung  der  steuerfähigen  und 
der  nicht  steuerfähigen  Objekte  möglich  ist.  Sodann  für  den 
unheilbar  fehlerhaften  Versuch,  eine  individualisierende  Steuer 
durch  direkte  Durchschnittsbesteuerung  des  Einkommens  durch- 
führen zu  wollen  usw.“. 

Adolf  Wagner  kann  sich,  obgleich  er  nach  seinem  eigenen 
Zugeständnis  ein  Steuerfreund  ist,  zu  der  Einführung  der  Wehr- 
steuer nicht  entschließen.  Er  hebt  die  Mängel  der  praktischen 
Durchführung,  besonders  die  Mitverpflichtung  der  Eltern,  die 
verschont  bleiben  müßten,  und  die  stärkere  Belastung  der  unte- 
ren Klassen  hervor.  Er  will  ferner  die  prinzipiellen  Fragen, 
ob  überhaupt  eine  solche  .Abgabe  richtig,  notwendig,  berech- 
tigt und  zweckmäßig  sei,  wie  auch  die  Frage  des  Verwendungs- 
zweckes nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  die  theo- 
retische Staatslehre  verlegt  wissen. 

§ 6. 

Literatur  über  die  Wehrsteuer  vom  allgemeinen,  volkswirt- 
schaftlichen und  privatwirtschaftlichen  Standpunkt. 

M.  E.  ist  es  Neu  mann  gewesen,  der  die  wich- 
tigste Stellung  zur  Frage  der  Wehrsteuer  eingenommen  hat,  der 
nicht  nur  die  prinzipielle  Seite  mit  großem  Scharfsinn  erörtert 
und  die  Bedenken  verwarf,  sondern  auch  für  die  praktische 
Durchführung  feste  Anhaltspunkte  gegeben  hat.  In  seiner  Ab- 
handlung „Die  Wehrsteuer“  im  „Finanz-Archiv“  Bd.  4 befür- 
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V 'ortet  er  diese  Steuer  von  privatwirtschaftlichen  Erwägungen 
aasgehend,  indem  er  das  Moment  des  Opfers  mit  dem  größten 
Machdruck  hervorhebt.  Er  ist  Anhänger  einer  Besteuerung  nach 
cer  Leistungsfähigkeit  oder  Steuerfähigkeit,  wie  er  sich  aus- 
c rückt.  Ich  gehe  hier  nicht  weiter  auf  seine  Ausführungen  ein, 
c enn  bei  der  Erörterung  der  Einzelfragen  an  der  Hand  der  Ge- 
shzgebung  werde  ich  noch  auf  die  Aeußerungen  Neumanns 
zurückzukommen  haben. 

In  seiner  Abhandlung  „Die  Wehrsteuer“  im  „Einanz- 
Archiv“  Bd.  28  hat  Dr.  E e r s c h auf  das  sorgfältigste  die  Gesetz- 
^ebungen  aller  in  Betracht  kommenden  Staaten  wiedergegeben. 

^ eine  Arbeit  ist  von  besonderer  Wichtigkeit  durch  das  gebotene 
Material,  w'elches  zu  einer  gründlichen  Studie  der  Wehrsteuer 
\iel  beitragen  kann,  und  welches  ich  bei  der  Behandlung  der 
1 rage  der  praktischen  Durchführung  der  Wehrsteuer  als  Grund- 
1 ige  genommen  habe.  Er  ist  vom  privatwirtschaftlichen  Stand- 
1 unkt  aus  ein  eifriger  Anhänger  der  Wehrsteuer,  indem  er  mit 
großer  Schärfe  die  wnrtschaftlichen  Verluste  und  Einbußen,  die 
nit  dem  Militärdienst  verbunden  sind,  hervorhebt.  Die  Wehr- 
i teuer  hat  noch  einen  Anhänger  in  Marcinowski  gefunden, 
der  uns  in  seiner  Abhandlung  „Die  Wehrsteuer  im  Deutschen 
Reich“  1881  gute  Auszüge  aus  den  Verhandlungen  des  Reichs- 
iages  bietet. 

Maßgebend  für  die  österreichischen  Verhältnisse  ist  T h i e r 1 
n seiner  Schrift  „Die  Abgabe  der  Wehrdienstfreien  mit  besonde- 
; er  Rücksicht  auf  Oesterreich-Ungarn“  in  der  „Zeitschrift  für 
Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung“  1892;  für  die 
I ranzösischen  Verhältnisse  Schott  in  seiner  Abhandlung 
„Eranzösische  Wehrsteuer“  1892;  für  die  schweizerischen  ist 
I las  vor  kurzem  erschienene  Werk  von  H a r 1 i n g „Schweizer 
dilitärsteuer  1912“  wichtig. 

Stark  wurde  der  Gedanke  der  justitia  distributiva  von  B o r - 
:.torff  in  seiner  Abhandlung  „Die  Wehrsteuer“,  veröffent- 
icht  in  der  „Zeitschrift  f.  St.-W.“  (1886),  betont.  Er  erkennt 
luch  das  Recht  des  Staates  an,  für  den  nicht  geleisteten  Militär- 
lienst  ein  sachliches  „Aequivalent“  zu  fordern,  gibt  aber  keine 
genügende  Lösung  der  einzelnen  schwierigen  Fragen,  besonders 
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der  Erage,  ob  die  Wehrsteuer  nach  dem  Prinzip  der  Leistungs- 
fähigkeit oder  nach  Maßgabe  der  genossenen  Vorteile  zu  ver- 
anlagen sei. 

Das  Moment  der  justitia  distributiva  wurde  auch 
von  Karl  Sauer  in  seiner  Monographie  „Die 
deutsche  Wehrsteuerfrage  im  Zusammenhang  mit  der 

neuen  Militärvorlage“  (1892)  hervorgehoben.  Es  sind 

noch  Kritische  Bemerkungen  über  die  Wehrsteuerfrage 
von  einem  Eachmann  in  der  „Zeitschrift  des  preußischen 
statistischen  Bureaus“  von  1881  und  ein  Aufsatz  in  den 
„Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik“  von  1881, 
in  welchem  die  Steuerpflicht  der  Eltern  und  Adoptiveltern  ein- 
gehend erörtert  wird,  zu  erwähnen.  Eine  gute  geschichtliche 
Darstellung  des  Kampfes  um  die  Wehrsteuer  gibt  uns  Fedor 
Strahl  in  den  „Finanzwirtschaftlichen  Zeitfragen“,  7.  Heft 
Stuttgart  1913  unter  dem  Titel  „Der  Streit  um  die  Wehrsteuer“. 
Wir  finden  hier  zusammengefaßt  die  Meinungen  der  verschiede- 
nen Parteien,  der  Zeitungen,  der  Abgeordneten,  und  die  Ver- 
suche, die  gemacht  worden  sind,  die  Wehrsteuer  einzuführen. 
Er  verwirft  die  Wehrsteuer  als  Ausgleichsabgabe  und  ihre  Ein- 
führung im  Deutschen  Reiche  als  Wehreinkommenssteuer. 

o 

Reiches  Material  über  die  Wehrsteuer  bietet  uns  auch  die 
periodische  Tagespresse  Deutschlands,  die  zur  Zeit  der  par- 
lamentarischen Verhandlung  eine  Fülle  neuer  Gedanken  und 
Anregungen  brachte.  Ich  glaube  nach  dieser  kurzen  Darstellung 
eine  Grundlage  für  die  weiteren  Ausführungen  gegeben  zu 
haben,  denn  die  Frage  der  Wehrsteuer  nur  vom  finanziellen 
Standpunkt  aus  zu  behandeln,  ohne  theoretische  Erwägungen 
und  schon  geäußerte  Anschauungen  in  Betracht  zu  ziehen,  ist 
unzweckmäßig.  Daß  diese  Steuer  sich  nicht  aus  einer  alten 
Steuer  entwickelt  hat,  sondern  daß  sie  vielmehr  ein  Produkt  der 
neueren  Auffassungen  über  die  Begriffe  Gerechtigkeit  in  der 
Volkswirtschaft  und  Finanzwissenschaft  ist,  erklärt  uns  auch, 
warum  die  Theorie  eine  solche  große  Bedeutung  bei  der  prak- 
tischen Durchführung  der  Wehrsteuer  erlangt  hat.  Hier  ist  nicht 
die  Praxis,  sondern  die  Theorie  vorangegangen,  und  auf  Grund 
der  von  der  Theorie  aufgebauten  Grundsätze  konnte  die  Wehr* 
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Steuer  auch  zweckmäßig,  den  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  ent- 
sprechend, durchgeführt  werden.  Ohne  theoretische  Betrach- 
tungen, ohne  gründliche  Erörterung  der  Einzelfragen,  der  Be- 
denken, die  sich  gegen  die  Wehrsteuer  erheben,  wäre  es  unmög- 
lich gewesen,  einen  sicheren  Weg  zum  Aufbau  der  Wehrsteuer 
zu  finden.  Ich  habe  mich  deshalb  bemüht,  die  bisherige  Litera- 
tur eingehend  darzustellen,  um  ein  klares  Bild  von  der  Wehr- 
steuerfrage zu  entwerfen  und  einen  Anhaltspunkt  für  meine 
w'eiteren  Darlegungen  zu  bieten. 

Ich  werde  aber  den  Schwerpunkt  meiner  Arbeit  nicht  auf 
das  theoretische,  sondern  auf  das  finanzpolitische,  steuertech- 
nische Gebiet  verlegen,  um  gewissermaßen  durch  eine  ver- 
gleichende Studie  die  praktische  Durchführung  der  Wehrsteuer 
in  den  verschiedenen  Ländern  anschaulicher  m machen,  um  die 
Zweckmäßigkeit  der  Maßnahmen,  die  den  Prinzipien  der  Ge- 
rechtigkeit entsprechen,  stärker  zu  betonen  und  dadurch  eine 
sichere  Grundlage  für  eine  Reform  der  Wehrsteuer  zu  bieten. 

Kapitel  IV. 

Prinzipielle  Begründung  der  Wehrsteuer. 

Die  prinzipielle  Begründung  der  Wehrsteuer  überhaupt. 

Während  bei  den  meisten  Steuern,  die  zur  Bedarfsbefriedi- 
gung des  Staates  unumgänglich  notwendig  sind,  das  finanzielle 
Bedürfnis  des  Staates  im  Vordergrund  steht  und  die  zur  Be- 
gründung der  Abgabe  notwendige  Argumentation  dadurch 
erleichtert  wird,  daß  man  sich  auf  die  finanzielle  Not  des  Staates 
beruft,  sieht  es  bei  der  Wehrsteuer  ganz  anders  aus. 

Fast  in  keinem  Gesetzentwurf  findet  man  die  Wehrsteuer 
durch  die  finanzielle  Not  des  Staates  begründet,  sondern  zu  ihrer 
prinzipiellen  Begründug  werden  privatwirtschaftliche,  ethisch- 
politische, soziale  Momente  in  den  Vordergrund  gestellt.  Ueber- 
all  verschwindet  das  materielle  Interesse  des  Staates,  sich  dadurch 
eine  neue  Steuerquelle  zu  beschaffen.  Man  könnte  sagen,  daß 
die  Wehrsteuer  in  diesem  Sinne,  da  sie  nicht  die  Bedürfnisse 
des  Staates  unmittelbar  zu  decken  berufen  ist,  keine  eigentliche 
Steuer  sei,  sondern  mehr  ein  Mittel,  um  nicht  gleich  verteilte 
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Lasten  gerechter  zu  verteilen.  Nun  muß  man  sich  aber  darüber 
klar  sein,  welches  die  Lasten  sind,  die  nicht  gleich  verteilt  wer- 
den, und  wie  man  durch  diese  Steuer  eine  gerechtere  Verteilung 
herbeiführen  kann.  Last  in  allen  Ländern,  in  denen  die  all- 
gemeine Wehrpflicht  besteht,  auf  Grund  deren  also  alle  persön- 
lich zur  Verteidigung  des  Vaterlandes  herangezogen  werden 
müßten,  ergeben  sich  bald  Grenzen  bei  dem  V^ersuch,  alle  tat- 
sächlich zum  Militärdienst  heranzuziehen.  Die  Friedenspräsenz- 
stärke eines  Heeres  hängt  nicht  von  der  Willkür  der  Regierung 
ab,  sondern  von  den  politischen  und  finanziellen  Verhältnissen. 
Ist  die  politische  Lage  eine  bedrohliche,  so  muß  als  notwendige 
Konsequenz  folgen,  daß  die  Armee  verstärkt  werden  muß,  wenn 
auch  unter  sehr  großen  finanziellen  Opfern.  In  Friedenszeiten 
kann  der  Staat  aber  nicht  ein  zu  großes  Heer  gebrauchen,  und 
so  ergibt  sich  daraus,  daß  er  nicht  alle  Dienstpflichtigen  ver- 
wenden kann.  Es  wird  dadurch  dem  Prinzip  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  von  seiten  des  Staates  Abbruch  getan.  Die  In- 
anspruchnahme aller  Staatsbürger  bei  der  Verteidigung  des 
Landes,  wie  es  die  allgemeine  Wehrpflicht  fordert,  erleidet  noch 
dadurch  eine  Einschränkung,  daß  nicht  alle  infolge  ihrer  körper- 
lichen Beschaffenheit  zur  Ableistung  des  Wehrdienstes  in  vollem 
Umfange  fähig  sind.  So  ergab  sich  sofort  in  allen  Ländern,  in 
denen  die  allgemeine  Wehrpflicht  eingeführt  wurde,  die  Un- 
möglichkeit, alle  in  gleicher  Weise  zur  Tragung  dieser  höchst 
persönlichen  Last  heranzuziehen,  und  dadurch  wurde  das  Prin- 
zip der  allgemeinen  Wehrpflicht,  welches  fordert,  daß  ihre  Last 
gleichmäßig  allen  Bürgern  gegenüber  zur  Geltung  gebracht 
wird,  auf  das  gröbste  verletzt.  Während  also  der  größte  Teil 
der  Bevölkerung  der  angeblich  allgemeinen  Wehrpflicht  aus 
irgend  einem  Grunde  entgeht,  muß  sich  der  andere  Teil,  der 
die  Minderheit  bildet,  ihr  unterziehen  und  die  schwersten  Opfer 
auf  sich  nehmen,  die  sonst  von  allen  getragen  werden  müßten. 
Man  sah  gleich  ein,  daß  diese  große  Ungleichmäßigkeit  in  der 
Verteilung  der  Lasten  beseitigt  werden  müßte.  So  hat  der  Ge- 
danke Aufnahme  gefunden,  einen  Ausgleich  dadurch  herbeizu- 
führen, daß  man  den  Soldaten  nach  Ableistung  des  Wehr- 
dienstes bei  Anstellungen  im  niederen  Zivildienst  vor  anderen 
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Bewerbern  den  Vorzug  einräumte.  Gewiß  gibt  es  Soldaten, 
Unteroffiziere,  die  über  die  Pflichtjahre  hinaus  gedient  haben, 
aber  im  allgemeinen  ist  diese  Maßnahme  nicht  ausreichend,  um 
einen  Ausgleich  herbeizuführen,  denn  die  größte  Zahl  der 
„Befreiten“,  die  aus  Bauern,  Lohnarbeitern,  Handwerkern, 
kleinen  Kaufleuten  besteht,  will  unter  keinen  Umständen  auf  ihre 
Scholle,  Beruf,  Fabrik  Verzicht  leisten,  um  in  die  Dienste  des 
Staates  einzutreten;  weiter  ist  diese  Bevorzugung  nur  bei  kleinen 
Diensten  möglich,  die  schlecht  bezahlt  werden,  und  die  nicht 
hohe  Schulkenntnisse  fordern.  Diese  Stellen  sind  aber  in  den 
meisten  Staaten  so  wenig  zahlreich,  daß  sie  nur  für  einen  kleinen 
Bruchteil  der  Bewerber  ausreichen. 

In  Deutschland  besitzt  dieses  Mittel  besondere  Bedeutung, 
da  hier  auch  durch  das  Staatseisenbahnsystem  die  Zahl  der  in 
Betracht  kommenden  Stellungen  stark  vermehrt  worden  ist  und 
auch  den  Privatbahnen  bei  der  Konzessionserteilung  die  Bevor- 
zugung der  Militäranwärter  vorgeschrieben  wird.  Aber  auch 
diese  Stellen  sind  nicht  genug  zahlreich.  Man  wollte  dann  die 
Untauglichen  zu  einer  Ersatzleistung  noch  in  dieser  Weise 
heranziehen,  daß  sie  zur  Ausführung  der  Arbeiten,  die  zur  Be- 
förderung der  kriegerischen  Operationen,  wie  Verpflegung  und 
Ausrüstung  der  Truppen,  Schanzarbeiten,  Befestigungsbauten 
usw.  dienen,  verwendet  werden  sollten.  Dies  wäre  wünschens- 
wert gewesen,  aber  mit  Rücksicht  auf  die  große  Zahl  der  Militär- 
freien praktisch  nicht  durchführbar.  Es  bleibt  nur  noch  ein 
Ersatz  in  Geld,  in  Form  einer  Steuer,  damit  der  Militärfreie 
durch  diese  pekuniäre  Belastung  mittelbar  zur  Leistung  der 
Wehrpflicht  herangezogen  wird  und  ebenso  stark  getroffen 
wird  wie  sein  Mitbürger,  der  nicht  nur  seine  persönliche  Frei- 
heit während  des  Dienstes  einbüßt,  sondern  auch  große  wirt- 
schaftliche Nachteile  erleidet.  Er  wird  in  seinem  Erwerb 
zurückgedrängt,  kann  sich  keinen  eigenen  Herd  gründen,  das 
mühsam  Erreichte  muß  er  während  der  Dienstzeit  ausgeben; 
ist  er  verheiratet,  so  muß  er  Frau  und  Kinder  verlassen,  die 
selber  den  Boden,  mit  den  größten  Schwierigkeiten  kämpfend, 
bestellen  müssen,  besonders  in  einem  Agrarstaat.  In  einem 
Industriestaat  ist  die  Lage  noch  schlechter,  da  hier  Frau  und 
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Kinder  in  die  Fabrik  gehen  müssen,  um  mit  unter  sehr  ungesun- 
den Verhältnissen  zu  arbeiten.  Ist  er  ein  Handwerker,  so  ver- 
liert er  die  mühsam  angeeigneten  Fertigkeiten.  Zwar  werden 
die  Handwerker  in  der  Kaserne  beschäftigt,  aber  nicht  immer 
genügend  und  oft  zu  groben  Arbeiten,  so  daß  gewissermaßen 
das  Handwerk  verlernt  wird.  Bei  dem  Austritt  aus  dem  Dienste 
muß  er  sich  bemühen,  eine  Stelle  zu  finden,  während  sein  Nach- 
bar, der  durch  einen  kleinen  Fehler,  der  seine  Berufsfähigkeit 
nicht  schmälert,  vom  Dienste  befreit  wurde,  diföe  Zeit  ausgenutzt 
hat,  um  ein  Geschäft  zu  gründen  oder  es  zu  vergrößern,  einen 
größeren  Kundenkreis  zu  gewinnen  und  sich  ein  Vermögen  zu 
erwerben.  Er  hat  dadurch  einen  wirtschaftlichen  Vorsprung, 
der  von  dem  andern  nur  mit  äußerster  Anstrengung  eingeholt 
werden  kann,  wenn  sich  dieser  auch  einer  besseren  Gesund- 
heit, die  durch  den  Militärdienst  gekräftigt  worden  ist  (nicht 
immer),  erfreut.  Stark  getroffen  werden  die  Einjährig-Freiwilli- 
gen, die  nicht  nur  keinen  Sold  wie  die  Gemeinen  bekommen, 
sondern  sich  ihre  Kleidung,  Beköstigung,  Wohnung  selber  be- 
schaffen müssen.  Oft  können  sie  sich  geistig  nicht  genügend 
weiterbilden,  sie  müssen  ihre  Studien  unterbrechen,  und  so 
folgt  notwendigerweise  für  sie  ein  Rückschritt.  Man  muß 
ferner  an  das  Elend  der  Familien  denken,  deren  Angehörige 
plötzlich  einberufen  werden,  um  in  den  Krieg  zu  ziehen.  Dieses 
Elend  hat  mit  herzergreifenden  Worten  Neumann  am  stärksten 
geschildert.  Er  sagt  nämlich:  „Wer  die  Gelegenheit  gehabt 
hat,  jenes  Elend  kennen  zu  lernen,  das  schon  ein  relativ  kurzer 
Kriegszustand  in  den  Jahren  1870/71  über  eine  große  Zahl 
von  Familien  der  damals  zur  Fahne  einberufenen  Reserve-  und 
Landwehrmannschaften  brachte,  und  wer  namentlich  Einblick 
in  jene  Schriftstücke  hatte,  in  denen  Angehörige  dieser  Mann- 
schaften für  die  letzteren  Urlaub  begehrten,  und  insbesondere 
in  den  späteren  Monaten  jener  Zeit  die  Truppenkommandos 
geradezu  bestürmten,  wenn  auch  nur  auf  kürzeste  Zeit  Dienst- 
freiheit zu  gewähren,  damit  im  Interesse  des  Geschäfts  des  zur 
Fahne  Einberufenen  das  Notwendigste  geschehe,  damit  jenes 
nicht  ganz  und  gar  der  Konkurrenz  der  Daheimgebliebenen 
erliege,  damit  die  Nahrungsquelle  der  Familie  nicht  vollständig 
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zum  Versiegen  komme,  diese  dem  Ruin  noi±  entginge,  der 
kann  sich  wohl  ein  Bild  von  jenem  Jammer  und  Elend  machen, 
die  in  dieser  Zeit  über  die  Familien  unserer  Vaterlandsverteidi- 
ger und  über  die  wirtschaftliche  Existenz  derselben  herein-  • 
brechen  mußte,  und  er  wird  dann  wohl  schwerlich  geneigt  sein, 
die  Opfer  gering  anzuschlagen,  die  anteilig  zu  ergänzen  die 
Wehrsteuer  bestimmt  ist.“ 

So  spricht  sich  Neumann  aus,  mid  ich  glaube,  daß  niemand 
dagegen  etwas  einzuwenden  hat  oder  beweisen  kann,  daß  die 
Lage  der  im  Kriege  Einberufenen  und  deren  A.ngehörigen  eine 
bessere  sei.  Der  Militärdienst  bleibt  für  immer  mit  den  größ- 
ten persönlichen  und  wirtschaftlichen  Opfern  verbunden;,  und 
es  wäre  die  größte  Ungerechtigkeit,  gerade  jetzt,  wo  die  Prin- 
zipien der  Gerechtigkeit  überall  mehr  in  den  Vordergrund 
treten,  die  vom  Militärdienst  Befreiten  gänzlich  frei  zu  lassen, 
sie  von  ihrer  Freiheit  Vorteile  genießen  und  sich  ihren  Ge- 
nossen gegenüber  in  einer  günstigeren  wirtschaftlichen  Lage 
befinden  zu  lassen.  Es  wäre  richtig,  daß  gerade  derjenige, 
der  für  die  Verteidigung  seines  Vaterlandes  persönlich  eintritt, 
wirtschaftlich  besser  dastände.  Es  müßte  dadurch  in  der  Be- 
völkerung die  größte  Unzufriedenheit  hervorgerufen  werden, 
wenn  sie  sehen  müßte,  daß  die  einen  die  schwersten  Lasten 
zu  tragen  haben,  während  die  anderen,  die  sie  sonst  auch  tragen 
müßten,  ganz  davon  befreit  sind,  und  ich  glaube,  daß  der 
Reichskanzler  Fürst  Bismarck  mit  Recht  in  der  Sitzung  des  Ab- 
geordnetenhauses (4.  II.  1881)  gesagt  hat:  „Zu  der  Wehrsteuer 
hat  nur  das  Gefühl  Anlaß  gegeben,  welches  sich  des  mus- 
ketentragenden Soldaten  bemächtigt,  wenn  er  einen  seiner 
Meinung  nach  auch  diensttauglichen  Nachbarn  zu  Hause 
bleiben  sieht.“  Das  ist  eine  unbestrittene  Tatsache,  und  eine 
Wehrsteuer  müßte  unter  allen  Umständen  gutgeheißen  werden, 
um  dieses  Gefühl  in  der  Bevölkermig,  welches  zur  Ab- 
schwächung der  Vaterlandsliebe  führen  köiuite,  zu  beseitigen. 

§2. 

Die  gegen  die  Wehrsteuer  erhobenen  Bedenken. 

Als  der  Gedanke  einer  Wehrsteuer  auftauchte,  erhoben 
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sich  eine  Reihe  prinzipieller  Bedenken,  volkswirtschaftlicher, 
staatsrechtlicher,  finanzieller,  ethisch-politischer  Natur.  Schon 
im  Jahre  1864  versuchte  die  „Volkszeitung“  (Nr.  119— 124)  die 
Wehrsteuer,  begründet  auf  das  Staatsrecht  und  die  Militär- 
politik, zu  verwerfen.  Sie  sagt  nämlich,  wenn  ein  Staat  nur 
einen  Teil  der  Gestellungspflichtigen  brauche,  so  ginge  daraus 
hervor,  daß  er  keinen  Mann  mehr  brauche,  und  jede  weitere 
Aushebung  werde  durch  das  Gesetz  direkt  verboten.  Es  folge 
daraus,  daß  auch  keine  wirtschaftliche  Inanspruchnahme  der 
anderen  stattfinden  könne.  Das  wäre  nur  in  dem  Falle  mög- 
lich, daß  der  militärische  Dienst  nicht  mit  so  großen  wirtschaft- 
lichen Opfern  verbunden  wäre.  Ist  er  aber  mit  solchen  ver- 
bunden, so  scheint  es  als  ein  Stück  der  ausgleichenden  Gerech- 
tigkeit, die  anderen  auch  zur  Tragung  der  Lasten  heranzuziehen. 
Nun  wird  man  aber  sagen  können,  der  Staat  hat  seinen  Mann- 
schaftsbedarf gedeckt,  die  sachlichen  Bedürfnisse  deckt  er  mit 
den  allgemeinen  Steuern,  und  er  braucht  dafür  nicht  eine 
Sondersteuer,  wie  es  die  Wehrsteuer  ist,  einzuführen.  Ein  Staat 
aber  darf  nicht  nur  sein  eigenes  Interesse  ins  Auge  fassen,  er 
darf  kein  Stiefvater  für  seine  Bürger  sein,  er  darf  seine  finan- 
ziellen Bedürfnisse  nicht  dem  Wohle  und  dem  Gedeihen  der 
ganzen  Nation  voranstellen  und  durch  eine  unvernünftige  Ver- 
teilung von  Lasten  oder  durch  Ausbeutung  die  Staatsangehöri- 
gen dem  Ruin  entgegenführen.  Wenn  auch  seine  finanziellen 
Bedürfnisse  obwalten  müssen,  so  soll  das  geschehen,  aber  mit 
der  äußersten  Rücksicht  auf  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bürger. 
Nun  wird  die  Wehrsteuer  nicht  eingeführt  werden,  um  irgend- 
wie einen  Bedarf  zu  decken,  der  durch  andere  Steuern  wohl 
besser  gedeckt  werden  könnte,  sondern  es  handelt  sich  bei  ihr 
darum,  ungleiche  Lasten  gleichmäßiger  zu  verteilen,  und  der- 
jenige Staat,  der  die  Wehrsteuer  eingeführt  hat,  und  der  tatsäch- 
lich auch  das  Ziel  verfolgt,  die  militärischen  Lasten  besser  zu 
verteilen,  indem  er  die  Erträgnisse  der  Wehrsteuer  dem  Dienen- 
den in  irgend  einer  Form  zugute  kommen  läßt,  kann  als  der 
einzige  Staat  angesehen  werden,  der  sich  um  das  Volk  und  um 
die  Bewahrung  der  höchsten  Gerechtigkeitsprinzipien  am 
meisten  kümmert.  In  dieser  Hinsicht  kann  Oesterreich-Ungarn 
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als  das  Land  angesehen  werden,  welches  diese  Prinzipien  zur 
vollen  Geltung  gebracht  hat,  und  dessen  Bestimmungen  über 
den  Verwendungszweck  der  Wehrsteuer  (siehe  die  Erörterung 
über  den  Verwendugszweck  S.  104)  von  jedem  Kulturstaat 
nachgeahmt  werden  müßten. 

In  den  Verhandlungen  über  die  Wehrsteuer  im  Deutschen 
Reichstag  (24.  Sitzung  am  29.  März  1881)  hat  die  Wehrsteuer 
den  entschiedensten  Gegner  in  H.  v.  Treitschke  gefunden.  Er 
führte  ethisch-politische  Bedenken  ins  Eeld  und  befürchtete,  daß 
durch  eine  Wehrsteuer  das  Eundament  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht stark  gefährdet  sein  würde,  denn  der  Wehrsteuergedanke 
gründe  sich  auf  den  Satz:  „Wer  nicht  dient,  der  zahlt“,  und 
das  Volk  würde  bald  geneigt  sein,  diesen  Satz  umzukehren  und 
zu  sagen:  „Wer  zahlt,  der  dient  nicht“.  Er  befürchtete,  daß 
durch  die  Wehrsteuer  die  Möglichkeit  des  Loskaufes  wieder 
eingeführt  werden  könnte.  Man  kann  aber  dagegen  mit  Recht 
erwidern,  daß  das  System  der  allgemeinen  Wehrpflicht  davon 
nicht  beeinträchtigt  wird,  denn  nirgends,  wo  die  Wehrsteuer 
besteht,  ist  der  Beweis  für  diese  Befürchtung  erbracht  worden. 
Die  Vaterlandsliebe,  die  Opferwilligkeit  sind  in  jedem  einzelnen 
zu  stark  ausgebildet,  das  System,  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
ist  auf  zu  sicheren  Grundlagen  aufgebaut,  als  daß  man  befürch- 
ten könnte,  daß  durch  die  Einführung  einer  Wehrsteuer  diese 
allgemeine  Wehrpflicht  eine  Beeinträchtigung  erleiden  könnte. 
Ich  glaube,  daß  man  gegen  die  Aeußerungen  des  damaligen 
Kriegsministers  von  Kameke  nichts  einwenden  kann,  der  näm- 
lich sagte:  „Die  Wehrsteuer  tritt  nur  dann  ein,  wenn  mili- 

tärischersei ts  über  einen  Mann  entschieden  ist.  Die  Behörden, 
welche  über  seine  militärische  Qualifikation  zu  entscheiden 
haben,  sind  ganz  andere  als  diejenigen,  welche  später  die  Ein- 
schätzung zu  besorgen  haben.  Erst  etwa  6 Monate  später,  wenn 
über  das  Militärverhältnis  der  einzelnen  entschieden  ist,  setzt 
eine  völlig  andere  Behörde  die  Steuerpflicht  fest.  Wie  da 
zwischen  beiden  ein  Konnex  direkt  stattfinden  soll,  daß  es 
später  heißen  könne:  wer  zahlt,  dient  nicht,  das  vermag  ich 
wirklich  nicht  zu  begreifen.“  Ich  glaube,  daß  dieses  das  haupt- 
sächlichste Argument  ist,  welches  gegen  das  ethische  Bedenken 
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Treitschkes  erhoben  werden  kann,  denn  solange  nicht  die 
gleichen  Behörden  über  die  militärische  Lage  des  einzelnen  und 
seine  Einschätzung  bestimmen,  kann  auch  keine  Bestechung 
erfolgen;  und  ich  stehe  auf  dem  Standpunkt,  daß  man  den 
Beamtenstand  Deutschlands  zu  gering  einschätzt,  indem  man 
ihn  so  schwer  verdächtigt.  Es  besteht  keine  Identität  zwischen 
Wehrgeld  und  Militärdienstleistung,  und  der  sittliche  Wert  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  erleidet  keine  Verletzung.  Das  Be- 
denken ist  also  unbegründet,  und  zwar  um  so  mehri,  je  tiefer  die 
allgemeine  Wehrpflicht  in  dem  Bewußtsein  des  Volksempfindens 
wurzelt.  Auch  Adolf  Wagner  a.  a.  O.  hat  dieses  Bedenken 
für  ein  entscheidendes  gehalten,  solange  man  nicht  der  Fest- 
haltung an  dem  Wehrpflichtprinzip  hinlänglich  sicher  ist. 

Wie  wir  oben  geschildert  haben,  ist  der  Militärdienst  mit 
den  größten  Unannehmlichkeiten,  Beschwerden,  wirtschaftlichen 
Opfern  verbunden.  Man  wollte  also  die  Wehrsteuer  einführen, 
um  den  Nichtdieiienden  durch  Geld  dieselben  Opfer  aufzuer- 
legen oder  wenigstens  sie  empfinden  zu  lassen.  Nun  haben  die 
Gegner  den  Einwand  erhoben,  daß  diese  Anstrengungen,  Un- 
annehmlichkeiten, Einbuße  der  persönlichen  Freiheit  nicht  in 
Geld  abgeschätzt  werden  können,  da  sie  zwei  entgegengesetzte 
Größen  seien’. 

Freilich  lassen  sich  die  persönlichen  Empfindungen  nicht 
in  Geld  abmessen,  aber  es  wäre  zu  weit  gegangeig  wenn  man 
sagen  wollte,  daß  die  wirtschaftlichen  Opfer  sich  nicht  in  Geld 
abschätzen  lassen,  und  die  Wehrsteuer  hat  gerade  die  Aufgabe, 
diese  wirtschaftlichen  Opfer  auch  dem  Nichtdieiienden  in  Form 
von  Geld  aufzuerlegen. 

Damit  sind  die  Bedenken  gegen  die  Wehrsteuer  bei  weitem 
noch  nicht  erschöpft.  Die  bisher  betrachteten  beziehen  sich  nur 
auf  den  Grundgedanken,  ob  die  Wehrsteuer  überhaupt  zu  recht- 
fertigen  sei.  Es  tauchen  aber  eine  Menge  Bedenken,  die  aller- 
dings sehr  schwerwiegend  sind,  bei  der  praktischen  Durch- 
führung auf,  und  diese  zu  widerlegen,  behalte  ich  mir  vor,  wenn 
ich  vergleichend  die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Gesetze 

1.  Vgl.  Schäifle:  „Die  Wehrstcuer“  in  seiner  Steuerpolitik  uml 
„Lehrbuch  der  Staatsw.“,  hrsg.  von  v.  brankenstein,  S.  395. 
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e örtern  werde.  Man  hat  gegen  die  Wehrsteuer  noch  den  Ein- 
v and  erhoben,  daß  es  eine  unbillige  Härte  sei,  den  Gebrech- 
li;hen,  den  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  Beschränkten  durch  eine 
Abgabe  zu  belasten,  die  Krüppelhaftigkeit  zu  besteueren  und, 

V ie  Treitschke  sagt,  mit  einer  Geldstrafe  zu  belegen.  Dieses 
Eedenken  ist  auch  durchaus  verfehlt.  Der  Staat  belegt  die 
Krüppelhaftigkeit  nicht  mit  einer  Geldstrafe,  denn  eine  straf- 
h are  Handlung  seitens  des  „Befreiten“  liegt  gar  nicht  vor.  Er 
kann  zwar  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  für  seine 
k ärperlichen  Gebrechen,  er  muß  aber  die  Steuer  zahlen,  solange 
er  erwerbsfähig  oder  vermögend  ist,  denn  wollte  man  im 
^ teuerwesen  das  Prinzip  verfolgen,  daß  die  mit  einem  Fehler 
\ ersehenen  keine  Steuern  zu  entrichten  haben,  so  würde  dieses 
( ie  verkehrteste  Auffassung  sein,  denn  wie  Gustav  Cohn  sagt. 

, der  blödsinnige  Millionär  mag  sehr  bedauemswert  sein,  aber 
seine  Steuerkraft  bleibt  dieselbe,  ob  er  in  höhertm  oder  geringe- 
lem  Grade  blödsinnig  ist“-. 

Es  ist  weiter  gar  nicht  zutreffend,  unter  der  dienenden  Be- 
> ölkerung  nur  erwerbsfähige  und  unter  den  Befreiten  lauter 
I rwerbsunfähige  und  überhaupt  nicht  steuerkräftig*e  Subjekte 
;.u  sehen.  Militäruntauglichkeit  und  wirtschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit sind  zwei  Begriffe,  die  nicht  gleichbetieutend  sind.  Die 
.rrößte  Zahl  der  Befreiten  besteht  aus  Uebeizähligen,  Unter- 
näßigen  und  aus  solchen,  die  mit  kleinen  Fehlern  behaftet  sind, 
die  ihre  Steuerfähigkeit  nicht  auf  das  geringsh;  beeinträchtigen. 
X^as  das  Bedenken  Schäffles  anlangt,  daß  diese  Steuer  eine 
<rüppelsteuer  sei,  so  verweise  ich  auf  das  statistische  Material, 
velches  feststellt,  daß  nur  etwa  5 % der  Befreiten  richtige 
Krüppel  in  dem  Grade  sind,  daß  sie  in  ihrem 

irwerb  gänzlich  gehindert  werden,  und  die  im 

-alle  einer  Vermögenslosigkeit  auch  zur  Besteuerung 
licht  herangezogen  werden  dürfen.  Eine  unbillige 

riärte  würde  die  Wehrsteuer  nur  dann  sein,  wenn  der  Staat  die 
A^irtschaftliche  Leistungsfähigkeit  unberücksichtigt  lassen  würde. 
Solange  dies  nicht  geschieht,  solange  Erwerbsunfähige,  Krüppel 
der  Besteuerung  nicht  unterliegen,  kann  die  Wehrsteuer  unter 

2.  Vg\.  seine  Volksaufsätze;  „Die  Wehrsteuer“,  S,  209. 
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allen  Umständen  gebilligt  werden  als  das  vornehmste  Mittel, 
die  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  in  der  Verteilung  von  Lasten 
zur  vollen  Geltung  zu  bringen.  Aus  dem  bisher  Gesagten  geht 
hervor,  daß  die  Wehrsteuer  eingeführt  werden  muß,  um  der 
Gerechtigkeit  Genüge  zu  leisten  und  das  Prinzip  der  justitia 
distributiva  zu  verwirklichen.  Nmi  haben  die  Gegner  zu  be- 
weisen versucht,  daß  dieses  Prinzip  bei  dem  Militärdienst  nicht 
anwendbar  sei,  denn  der  Militärdienst  sei  nicht  mit  Nachteilen, 
sondern  mit  Vorteilen  für  den  Dienstleistenden  verbunden.  Der 
Militärdienst,  gewöhnt  an  Zucht,  Disziplin,  stählt  den  Körper, 
härtet  ihn  gegen  Anstrengungen  ab,  was  ihm  für  das  spätere 
Erwerbsleben  auch  zustatten  kommt.  Adolf  Wagner  hat  ein- 
mal (in  seiner  Vorlesung)  gesagt:  „Wenn  wir  über  einen 

solchen  tüchtigen  Beamtenstand  verfügen,  der  Deutschland  zur 
Blüte  emporgehoben  hat,  so  haben  wir  das  nur  der  straffen 
Disziplin  des  Wehrdienstes  zu  verdanken.“  Diese  Tatsache  ist 
unbestritten,  aber  doch  kann  man  die  wirtschaftlichen, 
pekuniären  Opfer  nicht  in  den  Flintergrund  stellen,  und  wenn 
man  die  Vorteile  mit  den  Nachteilen  vergleicht,  so  muß  man 
zuletzt  zugestehen,  daß  die  Nachteile  schwerer  wiegen  und  daß 
die  Wehrsteuer  auch  gegen  dieses  Bedenken  zu  befürworten 
sei.  Die  Forderung  einer  ausgleichcndcn  Gerechtigkeit  ist  be- 
gründet, denn  man  muß  sich  vergegenwärtigen,  daß  der  Mili- 
tärdienst in  die  Jahre  fällt,  die  notwendig  sind,  um  Kapital  zu 
bilden  und  anzusammeln,  um  die  wirtschaftlichen  Kräfte  zu  ent- 
wickeln, um  sich  geistig  auszubilden,  in  die  Zeit,  die  von  dem 
Befreiten  ausgenutzt  werden  kann,  um  einen  dauernden  wirt- 
schaftlichen wie  auch  geistigen  Vorsprung  zu  erreichen,  den 
die  Wehrsteuer  in  seinen  Wirkungen  abschwächen  soll. 

Kapitel  V. 

Die  Stellung  der  Wehrsteuer  im  Steuer- 
system. 

Die  verschiedenartige  Auffassung  der  Wehrsteuer  als  Gebühr 

und  Steuer. 

Die  Frage,  welche  Stellung  die  Wehrsteuer  im  Steuersystem 
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£ innimmt,  ist  eine  sehr  strittige  und  hat  zu  vielen  Erörterun- 
gen Anlaß  gegeben.  Am  eingehendsten  hat  diese  Frage  Neu- 
I lann  in  seiner  Abhandlung  über  die  Wehrsteuer  behandelt. 

Bevor  ich  auf  diese  Frage  näher  eingehe,  erachte  ich  es  als 
I otwendig,  den  Begriff  und  das  Wesen  der  Wehrsteuer  durch 
eine  Definition  endgültig  festzustellen.  — Wehrsteuer  ist  eine 
•iebgabe,  welche  den  zum  Militärdienst  gar  nicht  oder  nur  in 
beschränktem  Maße  herangezogenen  Wehrpflichtigen  resp.  deren 
i aszendenten  oder  Adoptiveltern  auferlegt  wird  mit  dem  Zweck, 
£inen  Ausgleich  in  den  ungleich  verteilten  Lasten  des  Militär- 
dienstes herbeizuführen.  Erwähnenswert  im  Zusammenhang 
riit  dieser  Definition  erscheint  mir  allerdings  die  Bemerkung 
I Jeumanns  (Wehrsteuer  S.  34  a.  a.  O.),  daß,  im  Falle  die  Defini- 
tion  gelautet  hätte:  „Die  Wehrsteuer  ist  eine  Abgabe  bzw. 

^ pezialsteuer,  die  den  zum  Wehrdienst  gar  nicht  oder  nur  in 
teschränktem  Maße  herangezogenen  Wehrpflichtigen  auferlegt 
' vird“,  das  geheißen  hätte,  daß  auch  die  sog.  Militärhandwerker 
i nd  Militärschreiber  sowie  die  zum  Lazarettdienst  Heran- 
gezogenen der  Wehrsteuer  unterlägen,  was  aber  nicht  gesagt 
^ /erden  soll.  Man  muß  betonen,  daß  nicht  nur  diejenigen,  die 
iür  den  Wehrdienst  nicht  fähig  sind,  die  Abgabe  zu  entrichten 
haben,  sondern  alle,  die  überhaupt  den  Militärdienst  in  seinen 
verschiedenen  Formen  nicht  abzuleisten  vermochten. 

Die  Wehrsteuer  ist  verschieden  aufgefaßt  worden.  Ab- 
gesehen von  Jolly,  der  den  Militärdienst  als  Steuer  auffaßt  und 
in  dessen  Sinne  auch  die  Abgabe  als  eine  Steuer  aufgefaßt  wer- 
den muß,  erachten  die  verschiedenen  Theoretiker  die  Wehr- 
; .teuer  als  Gebühr  oder  als  Steuer  oder  als  Spezialsteuer. 

Lorenz  von  Stein  (Finzw.  4 A.  I S.  325)  charakterisiert  die 
Abgabe  als  Steuerb  Max  v.  Hecke!  charakterisiert  die  Wehr- 
Heuer  als  eine  Ersatzleistung  für  den  nicht  abgeleisteten  Mili- 
lärdienst  und  stellt  sie  den  Vermögensstrafen  gleich,  was  aber 
?roße  Bedenken  mit  sich  bringt^  Schall  erwälmt  diese  Abgabe 
bei  den  „Gebühren  für  Exemptionen“  und  betrachtet  die 


1.  Vgl.  Pinanzw.,  i.  Aufl.,  1,  S.  325. 

2.  Heckei,  Finanzw.,  Bd.  I,  S.  114. 
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deutsche  Militärsteuer  infolge  des  Entwurfs  von  1881  als  einen 
Einkommens-  und  Vermögenssteuerzuschlag^. 

Adolf  Wagner  berücksichtigte  die  Wehrsteuer  auch  als 
Gebühr  und  rechtfertigte  diese  Auffassung  mit  den  Worten: 
„freilich  enthält  diese  Abgabe  ein  gebührenartiges  Moment,  so- 
weit nämlich  eine  besondere  Mühewaltung  der  Behörden  in 
bezug  auf  Feststellung  der  Tatsachen  vergolten  werden  soll“b 
Später  aber  sagt  er  in  bezug  auf  die  Wehrsteuer:  „Im  Deut- 
schen Reich  hat  die  Sache  aber  eine  besondere  Bedeutung,  weil 
es  sich  bei  der  Wehrsteuer,  einerlei  wie  man  finanzwissen- 
schaftlich die  Aufgabe  auffasse,  um  eine  Art  direkter  Steuer 
handelt,  deren  Einführung  als  Reichssteuer  soviel  Gegnerschaft 
findeF.“  Adolf  Wagner  führP  in  Schönbergs  Handbuch  Bd.  3 
die  Wehrsteuer  als  Anhang  bei  den  direkten  Steuern  auf. 

Schäffle  führt  über  die  Wehrsteuer  folgendes  aus:  „Sie  ist 
teils  eine  einmalige  Taxe,  teils  eine  längere  Zeit  fortlaufende 
Jahresgebühr,  nach  festem  Tarife,  oder  nach  dem  Einkommen 
und  Vermögen  der  Pflichtigen  bemessen.  Funktionell  ist  sie 
eine  steuerartige  Befreiungsgebühr,  also  eine  gemischte  Ge- 
bührensteuer''.“ 

Vocke  führt  in  seiner  Finanzw.  S.  43  diese  Abgabe  als  An- 
hang bei  den  Gebühren  auf. 

Nach  sehr  lehrreichen  Erörterungen  kommt  Neumann  zum 
Ergebnis,  daß  die  Wehrsteuer  eine  direkte  Spezialsteuer  sei.  Ich 
schließe  mich  auch  dieser  Auffassung  an,  wenn  auch  die  Argu- 
mentation eine  andere  ist. 

§ 2. 

Die  prinzipielle  Begründung  der  Wehrsteuer  als  direkte 

Spezialsteuer. 

Um  eine  Grundlage  für  die  Beantwortung  dieser  Frage  zu 
gewinnen,  ist  es  notwendig,  die  Begriffe  Gebühr  und  Steuer 

3.  Vgl.  Schönbergs  Handbuch,  3,  Bd.  1,  S.  S35,  Anm.  ICQ, 

4.  Vgl.  seine  Finanzw.,  Bd  2 (Leipzig  1880),  S.  41  bei  (Ge- 
bühren der  inneren  Verwaltung. 

5.  Siehe  Wagnei,  Finanzw.,  Bd.  4,  S.  852,  Nachtrag. 

6.  Siehe  Hvindbuch  der  Staatsw.,  lirsg.  v.  Frankenstein.  Steuer- 
politik S.  391. 
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I estzustellen.  Ich  betone,  daß,  während  die  Gebühr  ein  spezieller 
iintgelt  für  spezielle  Leistungen  des  Staates  ist,  die  Steuer  da- 
i jegen,  die  zur  Deckung  der  Staatsausgaben  überhaupt  beitragen 
muß,  einen  generellen  Entgelt  für  alle  Leistungen  des  Staates 
< larstellt. 

Meines  Erachtens  liegt  ein  wichtiger  Unterschied  auch  in 
len  Ursachen,  die  zur  Steuer-  und  Gebührenzahlung  Anlaß 
jeben.  Die  Steuer  ergibt  sich  lediglich  aus  der  Pflicht  der 
Staatsangehörigen  als  solche,  zur  Erhaltung  und  Entwicklung 
ies  Staates  beizutragen.  Sie  hat  in  diesem  Falle,  wenn  der 
Staat  es  für  durchaus  notwendig  erachtet,  keine  Grenze.  Im 
'alle  eines  Krieges  kann  der  Staat  die  ganze  Habe  einer  Person 
jeanspruchen,  ohne  daß  dieser  das  Recht  zusteht,  sich  zu 
-veigern.  Die  Höhe  der  Steuer  hat  ihre  Grenzen  in  der  Höhe 
1er  Bedürfnisse  des  Staates  und  der  Leistungsfähigkeit  der  Be- 
/ölkerung.  Die  Gebühren  im  Gegenteil  sind  kein  Ergebnis  der 
Staatsangehörigkeit.  Eür  jeden  im  Staatsgebiet  Wohnenden 
erwächst  die  Pflicht,  Gebühren  zu  zahlen  nur  in  dem  Ealle,  daß 
er  in  seinem  eigenen  Interesse  eine  öffentliche  Anstalt  oder  Be- 
hörde in  Anspruch  nimmt,  um  sich  dadurch  Vorteile  zu  ver- 
schaffen, die  nicht  im  Interesse  der  Gesamtheit  liegen.  Er  ist 
verpflichtet,  diese  speziellen  Vorteile,  die  ihm  gewährt  werden, 
zu  entgelten,  und  die  Höhe  des  Entgelts,  der  Gebühr  muß  be- 
messen werden  nach  den  der  Behörde  verursachten  Kosten  und 
nach  dem  Wert  der  Leistung. 

Wie  verhält  sich  nun  die  Sachlage  bei  der  W'ehrsteuer? 
Wenn  der  Staat  einen  Wehrpflichtigen  von  dem  Militärdienst 
befreit,  so  geschieht  dies  nicht,  um  ihm  dadurch  Vorteile  zu  ver- 
schaffen, für  welche  er  dann  das  Recht  haben  soll,  eine  Gebühr 
zu  fordern.  Der  Staat  befreit  nicht  jemanden,  um  ihn  absicht- 
lich in  eine  bessere  Lage  als  einen  anderen  Mitbürger  zu  ver- 
setzen, sondern  weil  er  ihn  nicht  als  notwendig  für  seine  Zwecke 
erachtet.  Der  Staat  gewährt  also  direkt  keine  Vorteile,  und 
wenn  solche  nachträglich  für  den  „Befreiten“  sich  ergeben,  so 
ist  es  für  den  Staat  ganz  gleichgültig.  Es  ist  möglich,  daß 
solche  Vorteile  sich  überhaupt  nicht  ergeben.  Wollte  man  nun 
die  Wehrsteuer  als  eine  Gebühr  hinstellen,  weil  sie  ein  Entgelt 


für  spezielle  Leistungen  des  Staates  darstellt,  so  ist  dies  nach 
dem  oben  Gesagten  nicht  möglich,  da  der  Staat  solche  Leistun- 
gen nicht  tatsächlich  gewährt.  Es  wäre  auch  ethisch  unzweck- 
mäßig, die  Wehrsteuer  als  Gebühr  zu  kennzeichnen,  denn  ist 
man  einmal  darüber  klar,  daß  eine  Gebühr  ein  spezieller  Ent- 
gelt für  spezielle  Leistungen,  die  Vorteile  in  sich  einschließen, 
ist,  so  müßte  man  daraus  folgern,  daß  der  Staat  denen,  die  das 
Vaterland  nicht  verteidigen,  Vorteile  und  Begünstigungen  ge- 
währt, was  die  Auffassung  hervorrufen  könnte,  als  ob  der  Staat 
dem  Verteidiger  Verluste  beifügen  will.  Von  diesem  Standpunkt 
also  ist  die  Wehrsteuer  keine  Gebühr.  Nun  bleiben  noch  für  die 
Zahlung  einer  Gebühr  die  verursachten  Kosten  maßgebend. 
Ich  glaube,  daß  auf  Grund  dieses  Momentes  die  Wehrsteuer 
nicht  als  Gebühr  zu  kennzeichnen  ist.  Denn  nimmt  man  als  ’ 
Grundlage  für  die  Veranlagung  der  Wehrsteuer  die  Mühe- 
waltung der  Behörden,  so  könnte  sie  nur  unter  der  Form  einer 
geringen  Kopfsteuer  denkbar  sein,  da  die  Mühewaltung  eine 
geringe  und  die  gleiche  für  reich  und  arm  ist. 

Da  dieselbe  Mühewaltung  auch  für  die  Dienstleistenden 
erfolgt,  so  müßten  sie  auch  zur  Zahlung  einer  Gebühr  heran- 
gezogen werden.  Wenn  man  aber  die  verursachten  Kosten  als 
Ausgangspunkt  für  die  Höhe  der  Wehrsteuer  nimmt,  dann  kann 
ich  mir  ihren  Vermögens-  und  einkommenssteuerartigen  Charak- 
ter nicht  erklären.  Eine  Wehrsteuer,  die  nach  der  Größe  des 
Vermögens  bzw.  Einkommens  abgestuft  ist,  kann  nicht  als  Ge- 
bühr bezeichnet  werden. 

Wenn  Schall  die  Wehrsteuer  eine  „Gebühr  für  Exemp- 
tionen“  nennt,  so  paßt  diese  Bezeichnung  nur  für  die  Staaten, 
in  welchen  die  sog.  Freiheitsscheine,  Attestierungs-  und  Kon- 
statierungsgebühren entrichtet  werden.  Als  Gebühr  könnte  man 
höchstens  die  Abgabe  auffassen,  die  in  Württemberg  in  Höhe 
von  20  Gulden  eingeführt  war.  Wollte  man  die  Wehrsteuer 
durchaus  als  Gebühr  charakterisieren,  so  müßte  als  folgerichtig 
gezogene  Konsequenz  jede  Besteuerung  und  Mitverpflichtung 
der  Eltern  aufgegeben  werden,  da  sie  nicht  die  Kosten  verur- 
sachen und  überdies  die  Freiheitsscheine  nicht  auf  ihren  Namen 
ausgestellt  sind.  Eine  Mitbesteuerung  der  Eltern  nach  ihrem 
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f inkommen  und  Vermögen  wäre  dadurch  nicht  zu  erklären. 
I:h  habe  betont,  daß  die  Steuer  sich  als  eine  Konsequenz  der 
^ taatsangehörigkeit  ergibt.  Nun  ist  der  Wehrdienst  auch  die 
1 öchste  persönliche  Pflicht,  die  jedem  Staatsangehörigen  obliegt, 
i nd  da  gewissermaßen  die  Wehrsteuer  ein  Aequivalent  für  den 
I ichtgeleisteten  Militärdienst  ist,  so  müßte  auch  diese  Abgabe 
t Is  Steuer  charakterisiert  werden,  um  das  Moment  der  Staats- 
: ngehörigkeit  in  beiden  Fällen  aufrechtzuerhalten.  Ich  glaube 
l)ewiesen  zu  haben,  daß  die  Wehrsteuer  keine  Gebühr  ist.  Auf 
Grund  der  Tatsachen  und  der  in  den  Gesetzgebungen  fest- 
gestellten  Bestimmungen  glaube  ich  die  Wehrsteuer  als  eine 

5pezialsteuer  hinstellen  zu  können. 

Sie  ist  eine  Spezialsteuer,  da  sie  nicht  überall,  wo  dauernde 

/erhältnisse,  wie  Einkommen,  Vermögen,  Erwerb,  Verbrauch 
/orhanden  sind,  auftritt.  Sie  wird  nicht  von  der  ganzen  Bevölke- 
•ung  abgefordert,  sondern  nur  von  einer  bestimmten  Zahl  von 
^ersonen.  Sie  unterscheidet  sich  noch  von  den  anderen  Steuern 
dadurch,  daß  sie  nicht  auf  die  ganze  Dauer  der  Steuerfahigkeit 
einer  Person  sich  erstreckt,  sondern  nur  auf  eine  bestimmte  Zahl 
von  Jahren,  die  fast  immer  mit  der  Militärdieiistzeit  zusammen- 
fällt. Auf  Grund  dieser  Merkmale  glaube  ich,  das  Recht  zo 
haben,  die  Wehrsteuer  als  eine  Spezialsteuer  hinzustellen. 

§ 3. 

Bedenken  gegen  eine  Wehrsteuer  als  direkte  Spezialsteuer 
vom  steuerpolitisclien  Standpunkt. 

Anknüpfend  an  diese  Tatsache,  daß  die  Wehrsteuer  eine 
Spezialsteuer  sei,  hat  Schäffle  gegen  sie  den  Einwand  erhoben, 
daß  solch  eine  Steuer  nicht  ins  Steuersystem  eingeführt  werden 
darf,  denn  es  sei  ein  Verstoß  gegen  das  oberste  Prinzip  der 
Steuerpolitik,  die  ordentlichen  Ausgaben  eines  Staates  durch  be- 
sondere Abgaben  zu  decken.  Er  verwirft  diese  Steuer  selbst  für 
den  Fall,  daß  ihre  Erträgnisse  für  rein  militärische,  den  Dienst- 
leistenden zugute  kommende  Zwecke  verwandt  werden,  wie 
zur  Schaffung  eines  Invalidenfonds  zur  Unterstützung  der 

Familien  der  im  Kriege  Gefallenen  usw. 

Er  behauptet,  daß  es  die  Aufgabe  des  Staates  sei,  dafür  aus 
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den  allgemeinen  Mitteln  Vorsorge  zu  treffen,  nicht  aber  durch 
Sondersteuem.  Ich  meine,  man  geht  zu  weit,  wenn  man  dieses 
behauptet.  Könnten  dann  nicht  alle  Steuern  im  weiteren  Sinne 
dies  Wortes  als  Spezialsteuern  aufgefaßt  werden?  Werden  sie 
denn  nicht  allmählich,  nach  Maßgabe  des  Bedarfes  eingeführt 
und  den  bestehenden  Steuern  angegliedert?  Könnte  denn  nicht 
z.  B.  die  Vermögenszuwachssteuer  als  eine  Spezialsteuer  be- 
trachtet werden,  da  sie  speziell  eingeführt  worden  ist,  um  den 
Heeresbedarf  zu  decken?  Jede  Steuer  ist  m.  E.  im  Verhältnis  zu 
den  anderen  Steuern  eine  Spezialsteuer.  Sie  werden  allmäh- 
lich dem  schon  bestehenden  Steuersystem  eingefügt,  wenn  man 
überhaupt  von  einem  Steuersystem  sprechen  kann,  da  zwischen 
den  verschiedenen  Steuern  kein  Zusammenhang  besteht,  und 
haben  die  Aufgabe,  den  immer  mehr  sich  steigernden  Staats- 
bedarf zu  decken.  Ich  will  aber  nicht  behaupten,  daß  es  keine 
eigentliche  Spezialsteuer  im  engeren  Sinne  gäbe.  Man  denke 
z.  B.  an  die  Bergwerkssteuer,  Aktiengesellschaftssteuer  usw. 
Ich  glaube  aber  recht  zu  haben,  wenn  ich  sage,  daß  auch  solche 
Spezial-  oder  Sondersteuern  sich  zur  Deckung  des  Staatsbedarfes 
überhaupt  eignen,  wie  es  uns  die  Praxis  auch  hinlänglich  be- 
weist. Ich  erinnere  an  die  gegenwärtig  eingeführte  Aktien- 
gesellschaftssteuer. Im  großen  und  ganzen  kann  man  wohl 
sagen,  daß  die  Wehrsteuer  eine  Steuer  ist,  die  zur  Deckung  des 
Staatsbedarfes  überhaupt  oder  für  spezielle  Zwecke  ganz  ge- 
eignet ist. 


II.  Teil. 

Praktische  Durchführung  der  Wehrsteuer. 
Allgemeine  finanzielle  Gesichtspunkte. 

Einleitung. 

Die  Wehrsteuer  praktisch  durchzuführen  ist  sehr  schwierig. 
Die  Verhandlungen  im  Deutschen  Reichstag,  die  Polemik  m 
den  Zeitungen  und  in  der  Literatur  beweisen  dieses  hinlänglich. 
Es  stellen  sich  fortwährend  Hindernisse  entgegen,  deren  Be- 
seitigung sehr  schwierig  ist.  Die  erste  bedeutendste  Schwierig- 
keit ist  die  wirtschaftliche  Lage  der  Steuersubjekte.  Sie  sind 
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junge  Personen,  die  über  ein  selbständiges  Vermögen  oder  Ein- 
kommen noch  nicht  verfügen  und  daher  meist  nicht  leistungs- 
fähig sind;  sie  sind  rechtlich  auf  ihre  Eltern  angewiesen.  Aus 
dieser  Schwierigkeit  ergab  sich  eine  noch  größere,  die  darin  be- 
stand, die  Eltern  solidarisch  für  die  Steuerzahlung  ihrer  Kinder 
haftbar  zu  machen.  Dadurch  entstanden  aber  große  Ungerech- 
tigkeiten, denn  die  Eltern  können,  wie  wir  noch  sehen  werden, 
leicht  die  Pflicht  umgehen,  so  daß  eine  ungleiche  und  unge- 
rechte Belastung  der  verschiedenen  Eamilien  bzw.  Bevölkerungs- 
klassen stattfindet.  Man  war  weiter  nicht  einig  über  die  Dauer 
der  Steuerzahlung.  Ausgehend  von  dem  Standpunkt,  daß  die 
Wehrsteuer  ein  Aequivalent  für  den  nicht  geleisteten  Wehr- 
dienst sein  soE,  hat  man  fast  überall  die  Periode  der  Steuer- 
zahlung mit  der  Dienstpflicht  zusammenfallen  lassen,  ohne  zu 
berücksichtigen,  daß  die  Steuerpflichtigen  in  dieser  Periode 
noch  nicht  leistungsfähig  genug  sind.  Daraus  ergab  sich  die 
Notwendigkeit,  auch  die  Eltern  haftbar  zu  machen,  was  leicht 
zu  vermeiden  gewesen  wäre,  wenn  die  Periode  der  Steuer- 
zahlung in  eine  Zeit,  in  welcher  der  Steuerpflichtige  am  leistungs- 
fähigsten ist,  gefallen  wäre.  Man  hätte  dadurch  auch  die  Er- 
trägnisse steigern  können,  denn  die  Eltern  suchen  durch  un- 
lautere Mittel,  wie  Aussetzung  eines  Steuerkapitals  für  den 
Sohn,  die  Pflicht  zu  umgehen.  Man  war  weiter  in  der  Ge- 
staltung der  Steuersätze  sehr  befangen,  denn  man  wußte  nicht 
genau,  nach  welchen  Prinzipien  die  Besteuerung  erfolgen  soll. 
Wenn  es  richtig  ist,  daß  der  Militärdienst  mit  großen  wirt- 
schaftlichen Opfern  verbunden  und  daß  die  Wehrsteuer  nichts 
anderes  als  ein  Aequivalent  für  sie  ist,  so  müßte  man  daraus 
die  Konsequenz  ziehen,  daß  die  Wehrsteuer  sich  nach  den  wirt- 
schaftlichen Opfern,  Einbußen  und  Verlusten  richten  muß.  Es 
ergaben  sich  aber  große  Schwierigkeiten,  mid  man  ging  zu 
einer  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  über,  die  prin- 
zipiell in  diesem  Ealle  nicht  zu  rechtfertigen  ist,  wenn  sie  auch 
praktisch  sehr  empfehlenswert  ist.  Welche  Form  die  Besteue- 
rung annehmen  soll,  ob  die  der  Kopfsteuer,  Einkommen-,  Ver- 
mögens-, klassifizierten  Einkommensteuer,  Klassensteuer,  hat 
auch  zu  vielen  Erörterungen  Anlaß  gegeben.  Fast  in  allen 


51 


Staaten  hat  man  auch  bei  der  Verwendung  des  Steuerertrages 
geschwankt,  denn  wenn  der  Dienstpflichtige  wirtschaftliche 
Opfer  erleidet,  so  erscheint  es  auch  notwendig,  die  Folgen  dieser 
Opfer  abzuschwächen,  und  so  entstand  die  strittige  Frage,  ob 
die  Erträgnisse  dem  Wehrdienstleistenden  oder  der  Staatskasse 
zufließen  sollen.  Ich  habe  diese  Punkte  angedeutet,  um  die 
Schwierigkeiten,  mit  denen  man  bei  der  Durchführung  zu 
kämpfen  hat,  zu  beleuchten.  Dieser  zweite  Teil  meiner  Arbeit 
wird  den  finanzwissenschaftlichen  Gesichtspunkten,  die  bei  der 
praktischen  Durchführung  obwalten  müssen,  gewidmet  sein. 
Ich  werde  die  verschiedenen  Gesetzgebungen  miteinander  ver- 
gleichen, ohne  dabei  auf  theoretische  Betrachtungen,  die  zur 
Klärung  der  Frage  viel  beitragen  können,  zu  verzichten. 

Kapitel  I. 

Der  Kreis  der  W e h r s t e u e r p f 1 i c h t i g e n nach 
den  Gesetzgebungen  der  verschiedenen 

Wehrsteuerstaaten. 

§ 1- 

Die  Steuersubjekte. 

Wenn  man  die  Gesetzgebungen  oder  Gesetzentwürfe  der 
verschiedenen  Länder  betrachtet,  so  haben  alle  die  gemeinsame 
Bestimmung,  daß  diejenigen,  die  aus  irgendeinem  Grunde  vom 
Militärdienst  ganz  befreit  oder  nur  in  beschränktem  Maße  zu 
ihm  herangezogien  werden,  wehrsteuerpflichtig  sind. 

A.  Schweiz. 

Während  fast  alle  Gesetzgebungen  diesen  Kreis  der  Wehr- 
steuerpflichtigen spezialisiert  aufführen,  hat  das  schweizerische 
M.ilitärgesetz  vom  12.  April  1907  lediglich  festgestellt,  daß  die 
Wehrpflicht  die  Militärdienstpflicht  und  die  Militärsteuerpflicht 

umfaßt. 

Nach  diesem  Satz  ist  man  sich  also  darüber  klar,  daß,  wer 
die  Militärdienstpflicht  nicht  erfüllt,  die  Militärsteuer  zu  zahlen 
hat.  Aus  dieser  lakonischen  Bestimmung  folgt,  daß  auch  die 
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außerhalb  der  Eidgenossenschaft  wohnenden  Schweizer  Bür- 
ger die  Steuer  zu  entrichten  haben,  insofern  sie  nicht  im  Aus- 
lande Dienst  leisten  oder  einen  entsprechenden  Ersatz  in  Geld 
zu  bezahlen  haben.  Nach  dem  Art.  1 des  Bundesgesetzes  haben 
auch  die  dort  wohnenden  Ausländer  diesen  Ersatz  zu  ent- 
richten, insofern  sie  nicht  infolge  Staatsvertrages  davon  befreit 
sind  oder  einem  Staate  angehören,  in  welchem  die  Schweizer 
weder  zu  einer  persönlichen  Dienstleistung  noch  zu  einem  Er- 
satz in  Geld  herangezogen  werden.  Diese  Fälle  sind  aber  äußerst 
selten,  und  ich  glaube,  daß  es  auch  nicht  notwendig  gewesen 
wäre,  sie  heranzuziehen. 

B.  Serbien  und  Bulgarien. 

Ebenso  wie  die  Schweiz  haben  auch  Serbien  und  Bulgarien 
den  Kreis  der  Steuerpflichtigen  nicht  detailliert  aufgeführt. 
Artikel  6 des  bulgarischen  Gesetzes  (31.  Dezember  1903)  lautet 
folgendermaßen:  „Jeder  bulgarische  Untertan  ist  verpflichtet, 
die  Lasten  des  Militärdienstes  zu  tragen.  Das  Tragen  dieser 
Lasten  ist  für  die  Dienstfähigen  eine  persönliche  Verpflichtung, 
welche  weder  durch  Vertretung  noch  durch  Abkauf  auf  einen 
anderen  übertragen  werden  kann.  Bei  den  Dienstunfähigen 
wird  die  Erfüllung  der  Militärpflicht  durch  eine  Wehrsteuer 

ersetzt.“ 

[N.  B.:  Den  Text  der  verschiedenen  Ge.setze  habe  ich  aus 
der  Arbeit  des  Dr.  Fersch  im  Finanz-Archiv  Bd.  28  entnommen.] 

Nach  dieser  Bestimmung  muß  jeder  bulgarische  Untertan 
(Türken  ausgenommen,  die  eine  einmalige  Taxe  von  500  M.  zu 
entrichten  haben),  der  persönlich  den  Militärdienst  nicht  leisten 
kann,  die  Steuer  entrichten. 

In  Serbien  wird  in  dem  Gesetz  über  die  Heeresorganisation 
vom  27.  Februar  1901  bestimmt  und  ausdrücklich  hervor- 
gehoben, daß  nicht  nur  die  von  der  Natur  aus  Dienstunfähigen, 
sondern  auch  die  durch  absichtliche  Verstümmelung  Dienst- 
unfähigen zur  doppelten  Steuerzahlung  verpflichtet  werden. 
Man  wollte  dadurch  der  Verstümmelung,  die  so  oft  im  Orient 
vorkommt,  Schranken  auferlegen.  Die  Wehrsteuergesetze  bzw. 
Gesetzentwürfe  aller  anderen  Länder,  also  Frankreichs  (Gesetz 
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vom  13.  April  1889),  Oesterreichs  (Gesetz  vom  13.  Juni  1880 
und  10.  Februar  1907),  Ungarns  (Gesetz  vom  13.  Juni  1880), 
Italiens  (Gesetzentwurf  von  1882),  Deutschlands  (Gesetzentwurf 
vom  17.  März  1881),  Portugals  (Gesetz  vom  12.  Sept.  1887), 
Rumäniens  (Militärreglement  vom  17.  März  1900)  führen  die 
einzelnen  Kategorien  der  Dienstunfähigen,  welche  der  Wehr- 
steuer unterworfen  sind,  auf.  Man  wollte  dadurch  jedes  Miß- 
verständnis vermeiden. 

C.  Frankreich. 

In  Frankreich  waren  steuerpflichtig  alle  Personen,  die  den 
Vorzug  einer  völligen  oder  teilweisen  Enthebung  vom  aktiven 
Dienst  genossen,  sei  es  infolge  von  Dispensation,  von  Zurück- 
stellung, ohne  darauffolgende  Befreiung,  von  Einreihung  in  den 
Hilfsdienst,  von  Stellung  zur  Disposition.  Wichtig  erscheint 
mir,  daß  das  Gesetz  nicht  die  Unwürdigen  aufführt,  die  fast 
in  klen  Ländern  vom  Militärdienst  ausgeschlossen  und  der 
Steuerpflicht  unterworfen  sind.  Ueber  die  Billigkeit  dieser 
Maßnahme  werde  ich  noch  zu  sprechen  haben. 

'D.  Oesterreich  und  Ungarn. 

In  Oesterreich  sind  steuerpflichtig  alle  diejenigen  Wehr- 
pflichtigen, welche  bei  der  endgültigen  Behandlung  in  der 
Stellungsliste  wegen  Dienstuntauglichkeit  nicht  assentiert  wer- 
den; die  vor  vollendeter  Dienstpflicht  wegen  eingetretener 
Dienstuntauglichkeit  Entlassenen,  wenn  das  die  Dienstuntaug- 
lichkeit begründende  Gebrechen  nicht  durch  die  aktive  Militär- 
dienstleistung herbeigeführt  worden  ist;  diejenigen  Wehrpflich- 
tigen, welche  vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Dauer  der  Dienst- 
pflicht oder  nach  dem  Eintritte  in  die  Stellungspflicht  vor  der 
vollständigen  Erfüllung  derselben  aus  der  Monarchie  aus- 
wandern und  schließlich  Stellungspflichtige,  welche  wegen  Voll- 
endung des  36.  Lebensjahres  zur  Erfüllung  der  versäumten 
Stellungsfrist  nicht  mehr  angehalten  werden  können.  Durch  die 
Besteuerung  der  Auswanderer  und  Stellungsflüchtigen  weicht 
das  österreichische  Gesetz  wesentlich  vom  deutschen  Gesetz- 
entwurf ab.  Weiter  werden  nach  diesem  Gesetze  die  wegen 
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Unwürdigkeit  Ausgeschlossenen  nicht  der  Militärtaxe  unter- 
worfen, sie  bleiben  aber  nicht  frei,  denn  für  sie  gilt  die  Ministe- 
rialentschließung vom  9.  Dezember  1892,  nach  der  sie  auch  der 
Militärtaxe  unterliegen. 

Der  Kreis  der  Steuerpflichtigen  wird  in  Ungarn  fast  nach 
denselben  Grundsätzen  wie  in  Oesterreich  bestimmt,  nur  werden 
die  Stellungspflichtigen  der  Steuer  nicht  unterworfen  und  eben- 
falls nicht  die  Auswanderer,  insofern  als  die  Auswanderung  in 
das  Gebiet  des  anderen  Staates  der  Monarchie  erfolgt.  Be- 
merkenswert ist  die  Bestimmung,  daß  diejenigen,  die  vor  Voll- 
endung ihrer  Militärdienstzeit  wegen  eines  körperlichen  Ge- 
brechens entlassen  werden,  das  sie  sich  nicht  bei  Erfüllung  ihrer 
Dienstpflicht  zugezogen  haben,  nur  dann  steuerpflichtig  wer- 
den, wenn  das  Gebrechen  nicht  die  Erwerbsunfähigkeit  zui 
Folge  hat.  Dadurch’ unterscheidet  sich  dieses  Gesetz  wesentlich 
von  dem  österreichischen,  welches  in  einem  analogen  Falle  die 
Erwerbsunfähigkeit  nicht  berücksichtigt. 

E.  Rumänien. 

Während  nach  allen  bisherigen  Gesetzgebungen  nur  die 
Ausgemusterten,  Entlassenen,  die  der  Ersatzreserve  Ueber- 
wiesenen,  die  Ausgeschlossenen  zur  Zahlung  einer  Steuer  her- 
angezogen werden,  bestimmt  das  rumänische  Wehrsteuergesetz 
im  § 1 folgendes;  „Der  jährlichen,  in  die  Militärdotationskasse 
fließenden  Wehrsteuer  sind  alle  diejenigen  unterworfen,  die  von 
der  Ableistung  der  Militärdienstpflicht  befreit  sind,  sei  es  infolge 
von  Ausmusterung,  Beurlaubung,  Abkürzung  der  aktiven 
Dienstzeit  oder  Zurückstellung,  sowie  auch  diejenigen,  die  von 
der  Erfüllung  der  Dienstpflicht  ausgeschlosst  n sind.“  Es  wer- 
den nach  diesem  Gesetz  auch  die  Zurückgestellten  zur  Steuer- 
zahlung herangezogen,  und  dadurch  wird  der  Kreis  der  Steuer- 
pflichtigen in  hohem  Alter  vergrößert. 

F.  Deutschland  (Gesetzentwurf). 

Nach  dem  deutschen  Gesetzentwurf  waren  steuerpflichtig 
alle  Wehrpflichtigen,  welche  vom  Dienst  im  Heer  oder  der 
Marine  ausgeschlossen  oder  ausgemustert  wurden,  die  der  Er- 
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satzreserve  I.  oder  II.  Klasse  oder  der  Seewehr  II.  Klasse 
Ueberwiesenen  mid  diejenigen,  die  vor  erfüllter  Dienstpflicht 
aus  jedem  Militärverhältnis  ausscheiden.  Die  Ausschließung 
vom  Dienste  im  Heer  und  der  Marine  erfolgte  in  folgenden 
FällenU  ,,a)  wenn  ein  Militärpflichtiger  zu  Zuchthausstrafe  ver- 
urteilt worden  ist,  b)  wenn  ein  Militärpflichtiger  in  seinem 
fünften  Militärpflichtjahr  wegen  einer  strafbaren  Handlung, 
welche  mit  Zuchthaus  oder  mit  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren- 
recht bestraft  werden  kann,  oder  wegen  welcher  die  Verurteilung 
zu  einer  Freiheitsstrafe  von  mehr  als  sechswöchider  Dauer  oder 
zu  einer  entsprechenden  Geldstrafe  zu  erwarten  ist,  in  Unter- 
suchung sich  befindet  oder  zu  einer  Freiheitsstrafe  oder  zu  einer 
in  Freiheitsstrafe  umzuwandelnden  Geldstrafe  verurteilt  worden 
ist,  sofern  nicht  vor  dem  Einstellungstermin  die  Untersuchung 
beendet  bzw.  die  Strafe  vollstreckt  oder  erlassen  worden  ist.“ 
Ausgemustert  werden  alle  Militärpflichtigen,  welche  wej^tn 
körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  als  untauglich  zum  Dienst 
befunden  worden  sind.  Der  Ersatzreserve  werden  die  bedingt 
Tauglichen  überwiesen,  die  aus  bürgerlichen  Verhältnissen  in 
Rücksicht  Genommenen  und  die  Ueberzähligen.  Nach  dem 
deutschen  Gesetzentwurf  waren  der  Steuer  unterworfen  die 
Soldaten,  welche  während  der  Erfüllung  ihrer  aktiven  Dienst- 
pflicht wegen  eingetretener  Dienstunbrauchbarkeit  oder  auf  An- 
suchen in  Berücksichtigung  bürgerlicher  Verhältnisse,  sowie 
wegen  einer  vom  Zivilgericht  gegen  sie  zu  führenden  Unter- 
suchung oder  behufs  Verbüßung  einer  rechtskräftig  erkannten 
Strafe  zur  Disposition  der  Ersatzreserve  entlassen  und  dem- 
nächst der  Ersatzreserve  überwiesen  wurden,  oder  aus  jedem 
Militärverhältnis  ausschieden.  Nicht  nur  gemeine  Soldaten, 
sondern  auch  Offiziere  konnten  nach  diesem  Gesetz  der  Steuer 
unterworfen  werden,  insofern  sie  aus  dem  Dienst  rechtskräftig 

entfernt  worden  waren. 

G.  Schlußfolgerungen. 

Nach  dem  bisher  Gesagten  umfaßt  im  allgemeinen  die 


1.  Siehe  Deutscher  Reichstag,  Aktenstücke  Nr.  60,  S.  355. 
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Klasse  der  Wehrdienstfreien  folgende  Kategorien:  1.  Die  Aus- 
geschlossenen, 2.  die  Ausgemusterten,  3.  die  zeitlich  Befreiten, 
4.  die  Ueberzähligen  und  die  der  Ersatzreserve  lieber wtesenen. 

Die  Bestimmung,  nach  welcher  die  wegen  Unwürdigkeit 
von  der  Ehre  des  Waffentragens  Ausgeschlossenen  der  Steuer 
unterworfen  sind,  war  auch  dem  bayerischen  Gesetz  bekannt. 
Dieses  Gesetz  vom  30.  Januar  1868-  schloß  von  der  Ehre  der 
Waffen  diejenigen  aus,  die  wegen  Verbrechens  oder  wegen 
eines  Verbrechens  des  Betruges,  der  Unterschlagung,  der  Eäl- 
schung,  des  Diebstahls  oder  der  Hehlerei  verurteilt  und  nicht 
rehabilitiert  worden  sind,  und  wies  solchen  Ausgeschlossenen 
andere  militärische  Arbeiten  zu,  in  welchem  Ealle  sie  kein  Wehr- 
geld zu  entrichten  hatten.  Nach  dem  sächsischen  Gesetz  vom 
24.  Dezember  1866  wurden  die  Unwürdigen  mit  einem  Zu- 
schüsse von  300  Talern  zum  Dienstalterszulagefonds  belegt'^. 

Nun  erscheint  mir  die  völlige  Ausschließung  der  Unwür- 
digen vom  Militärdienst  und  deren  Steuerpflicht  unzweckmäßig. 
Sie  werden  dadurch  in  eine  günstige  Lage  versetzt  und  erleiden 
nicht  die  Beschwerden  des  Militärdienstes,  während  der  würdige 
Mann  sie  zu  tragen  hat.  Hat  jemand  ein  Verbrechen  verübt, 
so  wird  er  deswegen  verurteilt  und  ich  sehe  nicht  ein,  warum 
er  der  Militärpflicht  nicht  unterliegen  soll,  nachdem  er  seine 
Strafe  verbüßt  hat. 

Der  Gesetzgeber  ist  von  dem  Gedanken  ausgegangen,  daß 
das  Waffentragen  eine  Ehre  sei,  und  daß  die  Unwürdigen  da- 
von ausgeschlossen  werden  müssen,  damit  dieses  Moment  der 
Ehre  stärker  betont  wird.  Gewiß  trifft  dies  gewissermaßen  zu. 
Frankreich  nimmt  in  dieser  Hinsicht  eine  eigentümliche  Stellung 
ein.  Es  hat  nämlich  für  den  Kolonialdienst  Bataillone  einge- 
richtet, die  sog.  Bataillons  d’Afrique  (Bat.  d’Af.),  die  fast  nur 
aus  Unwürdigen  gebildet  werden.  Durch  solche  Einrichtungen 
kann  man  auch  erzieherisch  wirken,  ohne  das  Moment  der  Ehre 
im  Waffentragen  anzutasten,  sondern  es  sogar  noch  schärfer 

2.  V^l.  Deutscher  Reichstag,  Aktenstücke  Nr.  hO  und  Mar- 

cinowski  a.  a.  C').  S 147. 

3.  Siehe  Thierl  a.  a.  O.  S,  57^^. 


57 


hervortreten  lassen,  indem  die  Unwürdigen  nicht  in  die  Reihen 
der  würdigen  Männer  eingestellt  werden.  Durch  die  gänzliche 
Befreiung  vom  Militärdienst  können  viele  gewissenslose  Per- 
sonen veranlaßt  werden,  eine  strafbare  Handlung  zu  verüben, 
um  vom  Dienst  befreit  zu  werden.  Gegen  den  Einwand,  wo 
solche  Erfahrungen  vorliegen,  kann  man  antworten:  nirgends 
und  trotzdem  überall,  wo  Menschen  leben  und  solange  sie 
existieren  werden.  Wenn  es  Leute  gibt,  die  sich  absichtlich  ver- 
stümmeln, wird  es  gewiß  auch  solche  geben,  die  absichtlich 
eine  strafbare  Handlung  verüben,  um  vom  Militärdienst  frei  zu 
werden.  Die  Möglichkeit  ist  jedenfalls  nicht  ausgeschlossen. 
Werden  die  Unwürdigen  noch  zur  Zahlung  einer  Wehrsteuer 
herangezogen,  so  nimmt  in  diesem  Falle  die  Wehrsteuer  den 
Charakter  einer  Geldstrafe  an.  Diese  Eigenschaft  einer  Geld- 
strafe der  Wehrsteuer  beizulegen,  muß  aber  unter  allen  Um- 
ständen vermieden  werden.  Eine  Gleichstellung  des  unglück- 
lichen Krüppels  mit  einem  Unwürdigen  erscheint  mir  als  un- 
zweckmäßig und  geeignet,  das  Ehrgefühl  der  Bevölkerung  zu 
verletzen.  Auch  vom  rechtlichen  Standpunkt  ist  eine  Besteue- 
rung der  Unwürdigen  nicht  zulässig,  da  sie  im  Augenblick,  wo 
sie  die  Strafe  verbüßt  haben,  als  rehabilitiert  und  für  den 
Militärdienst  fähig  erachtet  werden  müssen.  Ein  Wehrsteuer- 
gesetz muß  diese  Bestimmung  über  die  Besteuerung  der  Un- 
würdigen ausschalten. 


§ 2. 

Die  Steuerfreiheit. 

Fast  in  allen  Gesetzgebungen  und  Gesetzentwürfen  be- 
finden sieh  Bestimmungen,  nach  welchen  die  Steuerpflichtigen 
von  der  Entrichtung  der  Steuer  befreit  werden  können.  Man 
hat  im  allgemeinen  auf  die  soziale  Lage  des  Wehrsteuerpflich- 
tigen, auf  seinen  Gesundheitszustand,  seine  Vermögens-  und 
Erwerbsverhältnisse  Rücksicht  genommen.  Ueberall  macht  sich 
das  Bestreben  geltend,  in  dieser  Hinsicht  das  Gesetz  so  zu  ge- 
stalten, daß  es  dem  Gerechtigkeitsgefühl  am  besten  entspricht. 
In  Frankreich  wird  bestimmt,  daß  von  der  Steuer  alle  diejenigen 
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frei  sind,  die  als  zur  Erhaltung  ihrer  Familie  notwendig  in  ihre 
Heimat  entlassen  werden,  diejenigen,  die  sich  zugleich  mit  ihren 
Aszendenten  ersten  Grades  in  einem  Zustand  notorischer  Dürf- 
tigkeit befinden,  und  diejenigen,  die  infolge  des  Militärdienstes 
erwerbsunfähig  geworden  sind.  Alle  Gesetze  berücksichtigen 
in  erster  Reihe  die  Armut.  Man  konnte  auch  nicht  besser  anders 
Vorgehen,  denn  wo  kein  Geld  ist,  da  hat  man  auch  nichts  zu 
fordern. 

So  bestimmt  auch  das  schweizerische  Gesetz  in  Art.  2: 
„Vom  Militärpflichtersatz  sind  enthoben:  öffentlich  unterstützte 
Arme,  sowie  diejenigen,  welche  infolge  geistiger  oder  körper- 
licher Gebrechen  erwerbsunfähig  sind  und  kein  für  ihren  und 
ihrer  Familie  Unterhalt  hinreichendes  Vermögen  besitzen.“ 

Während  das  schweizerische  Gesetz  die  Vermögenslosig- 
keit im  Falle  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  in  den 
Vordergrund  stellt,  legte  der  deutsche  Gesetzentwurf  den 
Schwerpunkt  auf  die  Erwerbsunfähigkeit,  ohne  den  Vermögens- 
stand des  Betreffenden  zu  berücksichtigen.  Während  das 
italienische,  das  portugiesische,  das  serbische  und  das  bul- 
garische Gesetz  lediglich  die  Erwerbsunfähigkeit  (wie  der 
deutsche  Gesetzentwurf)  maßgebend  sein  lassen,  bestimmen  das 
österreichische,  das  ungarische,  das  rumänische  und  auch  das 
bayerische  Gesetz  ausdrücklich,  daß  im  Falle  der  Erwerbs- 
unfähigkeit der  Vermögensbesitz  zur  Zahlung  der  Wehrsteuer 
verpflichtet,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Wehrsteuerpflichtige 
ein  Krüppel  oder  Blinder  oder  Wahnsinniger  ist.  Nun  erscheint 
mir  die  Frage,  ob  für  die  Befreiung  die  Erweibsunfähigkeit  oder 
die  Vermögenslosigkeit  maßgebend  sein  soll,  sehr  wichtig.  Man 
versucht  die  Befreiung  lediglich  wegen  Erwerbsunfähigkeit  zu 
begründen,  daß  man  sagt,  die  Wehrsteuer  solle  nur  ein  Aus- 
gleich von  wirtschaftlichen  Nachteilen  sein,  und  da  der  Er- 
werbsunfähige von  seiner  Befreiung  keine  wirtschaftlichen  Vor- 
teile genieße,  da  er  wirtschaftlich  sich  nicht  betätigen  könne,  so 
solle  er  auch  keine  Steuer  zahlen. 

Nach  dieser  Auffassung  müßten  dann  eigentlich  auch  die 
Rentiers  keine  Steuer  entrichten,  da  sie  sich  am  wirtschaftlichen 
Leben  nicht  beteiligen  und  sich  für  sie  im  Falle  einer  Befreiung 
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keine  Vorteile  ergeben.  Die  Erwerbsunfähigkeit  sollte  aber, 
falls  der  Krüppel  vermögend  ist,  insofern  Berücksichtigung 
finden,  als  das  Vermögen  nicht  nach  den  vorgeschriebenen 
Steuersätzen  veranlagt  wird,  sondern  als  eine  Ermäßigung  um 
ein  oder  zwei  Steuerstufen  stattfindet.  Man  würde  dadurch 
den  Gerechtigkeitsforderungen  im  vollen  Maße  Genüge  tun.  Es 
erscheint  mir  als  durchaus  zweckmäßig,  daß  der  vermögende 
Krüppel  besteuert  wird,  denn  wie  G.  Cohn  sagt,  „ist  der  blöd- 
sinnige Millionär  sehr  zu  bedauern,  aber  seine  Steuerkraft  ist 
deshalb  nicht  verringert  worden“.  Ein  weiterer  Grund  zur 
Befreiung  von  der  Wehrsteuer  ist  die  Dienstuntauglichkeit, 
welche  infolge  des  Militärdienstes  selbst  verursacht  worden  ist. 
Diese  Bestimmung  wird  entweder  direkt  aufgeführt,  wie  es  in 
dem  schweizerischen,  dem  bulgarischen  und  dem  rumänischen 
Gesetz  geschieht,  oder  sie  ergibt  sich  als  eine  unmittelbare  Kon- 
sequenz, wie  es  in  dem  österreichischen  und  in  dem  ungarischen 
Gesetz  der  Fall  ist.  Nach  dem  österreichischen  Gesetz  sind  zur 
Zahlung  der  Dienstersatztaxe  diejenigen  verpflichtet,  die  vor 
vollendeter  Dienstpflicht  wegen  ein  getretener  Dienstuntauglich- 
keit  entlassen  werden,  wenn  das  die  Dienstuntauglichkeit  be- 
gründende Gebrechen  nicht  durch  die  aktive  Militärdienst- 
leistung herbeigeführt  worden  ist.  Daraus  kann  man  also  das 
Gegenteil  folgern.  Der  deutsche  Gesetzentwurf  wich  in  dieser 
Hinsicht  von  allen  Gesetzen  ab.  Es  wurden  nämlich  nicht  nur 
diejenigen,  die  durch  eine  im  Dienst  erlittene  Schädigung  zum 
ferneren  Militärdienst  unbrauchbar  geworden  sind,  von  der 
Steuerzahlung  befreit,  sondern  auch  diejenigen,  die  einen  ge- 
setzlichen Anspruch  auf  Invalidenversorgung  haben.  Ueber 
die  Gerechtigkeit  dieser  Maßnahme,  welche  die  im  Dienst  Ver- 
unglückten steuerfrei  erklärt,  einzugehen,  erscheint  mir  un- 
zweckmäßig, da  die  Gründe,  die  dafür  sprechen,  zu  einleuch- 
tend sind.  Für  das  Vaterland  die  Gesundheit  verlieren  und 
noch  eine  Steuer  zahlen  müssen,  wäre  himmelschreiend! 

Gemeinsam  allen  Gesetzen  ist  die  Befreiung  der  öffentlich 
unterstützten  Armen.  Ueber  die  Zweckmäßigkeit  dieser  Be- 
stimmung braucht  man  nicht  weiter  zu  sprechen,  denn  wären 
unterstützungsbedürftige  Arme  in  noch  so  geringem  Maße  be- 
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s euert,  so  würde  das  heißen,  daß  sie  der  Allgemeinheit  das- 
jt  nige  zurückgeben  sollen,  was  sie  von  ihr  empfangen  haben. 

1 1 der  Schweiz,  in  Ungarn,  Portugal  und  Rumänien  wird  aus- 
crücklich  betont,  daß  diejenigen,  die  öffentliche  Armenunter- 
s:ützung  genießen,  nicht  besteuert  werden.  In  Oesterreich 
\drd  lediglich  ein  Existenzminimum  von  1200  Kronen  festge- 
stellt. Da  die  Armen  notwendigerweise  sich  in  der  untersten 
Einkommenklasse  befinden  und  daher  steuerfrei  sind,  war  es 
I icht  mehr  notwendig,  eine  spezielle  Bestimmung  dafür  einzu- 
fjgen  Ebenfalls  kommt  diese  Bestimmung  in  Serbien  indirekt 
:um  Ausdruck.  Hier  muß  jeder  „Befreite“  30%  der  direkten 
Steuern  als  Wehrsteuern  an  den  Staat  leisten.  Da  die  unter- 
: tützungsbedürftigen  Armen  keine  direkten  Steuern  entrichten, 
:,o  folgt  daraus,  daß  sie  auch  keine  Wehrstt;uer  zu  bezahlen 
laben.  In  Bulgarien  wird  der  Erwerbsunfähige  von  der  Steuer 
Defreit  ohne  Ansehung  seiner  Vermögensverhältnisse.  Diese 
Bestimmung  findet  sich  auch  im  deutschen  Gesetzentwurf. 
Desterreich,  Rumänien  und  die  Schweiz  erachten  im  Gegensatz 
zu  allen  anderen  Staaten  als  Befreiungsgrund  auch  das  Existenz- 
minimum. Nach  dem  österreichischen  Gesetz  werden  von  der 
Steuerzahlung  alle  diejenigen,  die  nicht  über  ein  Einkommen 
von  mehr  als  1200  Kronen  verfügen,  befreit.  In  Rumänien 
werden  von  der  Wehrsteuer  alle  befreit,  welche  nachweisen, 
daß  sie  kein  jährliches  Einkommen  von  mehr  als  500  Lei  aus 
ihrem  Grund  und  Boden,  ihrem  Geschäft  oder  ihren  sonstigen 

Erwerbsquellen  haben. 

In  der  Schweiz  ist  nicht  direkt  zum  Ausdruck  gebracht, 
daß  das  Existenzminimum  als  Befreiungsgrund  anzusehen  ist, 
es  wird  nur  bestimmt,  daß  reines  Vermögen  bis  1000  Fr.  und 
reines  Einkommen  bis  600  Fr.  außer  Berechnung  fallen.  Die 
Freilassung  eines  Existenzminimums  erscheint  mir  mit  den 
gegenwärtigen  Ansichten  über  die  Grundsätze,  die  im  Steuer- 
wesen obwalten  müssen,  im  völligen  Einklang  zu  stehen.  Eine 
zeitweise  Inanspruchnahme  der  „Befreiten“  ist  von  den  ver- 
schiedenen Gesetzen  auch  als  Befreiungsgrund  angesehen  wor- 
den. Wenn  zwar  die  Wehrsteuer  ein  Aequivalent  für  den  nicht 
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geleisteten  Militärdienst  ist,  so  entfällt  der  Grund,  die  Steuer 
zu  fordern,  im  Augenblick,  wo  die  Entlassenen  zum  Dienst  her- 
angezogen werden.  Die  Richtigkeit  dieses  Grundgedankens  hat 
der  Gesetzgeber  in  allen  Ländern  erkannt  und  deshalb  finden 
wir  überall  die  Bestimmung,  daß  der  zum  Militärdienst  heran- 
gezogene Entlassene  für  die  Dauer  der  Dienstleistung  die  Wehr- 
steuer nicht  zu  entrichten  hat. 

In  der  Schweiz  sind  von  der  Entrichtung  der  Wehrsteuer 
enthoben  die  vom  persönlichen  Dienst  befreiten  Eisenbahn-  und 
Dampfschiff angestellten,  in  den  Jahren,  in  denen  sie  nach  Art.  2 
der  Militärorganisation  behufs  des  Kriegsbetriebes  der  Eisen- 
bahn und  Dampfschiffe  zur  Dienstleistung  herangezogen 
werden.  Befreit  werden  auch  die  Landjäger  und  Polizeiange- 
stellten, sowie  die  eidgenössischen  Grenzwächer.  Diese  Be- 
stimmungen hängen  mit  der  außergewöhnlichen  Militär- 
organisation der  Schweiz  zusammen  und  haben  keine  grund- 
legende Bedeutung  für  die  Wehrsteuer.  Auch  in  Oesterreich 
entfällt  die  Entrichtung  der  Militärtaxe  für  die  Landsturm- 
angehörigen und  Wehrpflichtigen  für  dasjenige  Jahr,  in  welchem 
die  ersteren  zur  Präsenzdienstleistung,  die  letzteren  zu  Dienst- 
leistungen für  Kriegszwecke  herangezogen  werden.  Die  gleiche 
Einrichtung  finden  wir  in  Ungarn  und  in  Rumänien.  In  Rumä- 
nien genügt  eine  zweimonatige  Dienstzeit,  um  für  das  ganze 
betreffende  Jahr  von  der  Steuerzahlung  befreit  zu  werden.  Be- 
freiungen von  der  Wehrsteuer  kannten  auch  das  ehemalige 
württembergische  und  das  bayerische  Gesetz.  Für  die  Befreiung 
war  maßgebend  die  Erwerbsunfähigkeit  und  die  durch  den 
Militärdienst  erfolgte  Dienstuntauglichkeit. 

Nach  dem  württembergischen  Gesetz  wurde  einem  der 
Ersatzreserve  Angehörigen,  wenn  er  in  den  Dienst  berufen  war, 
die  bezahlte  Abgabe  zurückerstattet.  In  Bayern  waren  von  dem 
Wehrgeld  auch  diejenigen  befreit,  die  in  der  Gendarmerie 
dienten.  Aus  dem  bisher  Gesagten  geht  deutlich  hervor,  daß 
die  Gesetzgeber  nicht  rücksichtslos  vorgegangen  sind,  und  daß 
sie  bemüht  waren,  die  Gerechtigkeit  zur  Geltung  zu  bringen. 
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Kapitel  II. 

Die  Haftbarkeit  der  Eltern. 

Prinzipielle  Behandlung  der  Frage. 

Der  Umstand,  daß  die  Heranziehung  der  Wehrpflichtigen 
zum  aktiven  Dienst  und  damit  auch  zur  Wthrsteuer  in  einen 
Zeitpunkt  fällt,  wo  der  Betreffende  noch  minderjährig  ist,  von 
seinen  Eltern  ernährt  wird  und  noch  nicht  über  ein  selbständiges 
Einkommen  oder  Vermögen  verfügt,  hat  die  Gesetzgeber  ver- 
anlaßt, den  Kreis  der  Steuerpflichtigen  zu  vergrößern,  indem 
er  die  Eltern  und  eventuell  noch  weitere  Verwandtenkreise  für 
die  Entrichtung  der  Steuer  haftbar  gemacht  hat.  Außer  dem  ge- 
ringen finanziellen  Erträgnis  waren  es  aber  auch  Gerechtigkeits- 
momente, die  dazu  geführt  haben.  Sollten  lediglich  die  jungen 
Männer  steuerpflichtig  erklärt  werden,  so  wären  dadurch  große 
Ungleichheiten  in  der  Verteilung  der  Steuerlast  eingetreten. 
Gewisse  Bevölkerungsklassen  hätten  gegenüber  andern  große 
Vorteile  genossen,  und  das  Prinzip  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  wäre  dadurch  über  den  Haufen  geworfen 
worden.  Während  die  unteren  Bevölkerungsschichten,  Land- 
wirte, Handwerker,  Lonharbeiter,  Tagelöhmr,  schon  in  den 
zwanziger  Jahren  zu  einem  für  ihre  Verhältnisse  hinreichenden 
Einkommen  gelangen,  kommen  die  zum  größten  Teil  den  wohl- 
habenderen Klassen  angehörigen  Zensiten  erst  in  den  dreißiger 
Jahren  zu  einer  ausreichenden  Erwerbsstellung.  Da  der  Zeit- 
punkt und  die  Zeitdauer  der  Wehrsteuer  festgestellt  sind,  werden 
dadurch  die  Angehörigen  der  wohlhabenderen  Klassen  in  eine 
günstigere  Lage  versetzt  als  die  der  minderwohlhabenden.  Man 
suchte  dafür  einen  Ausgleich  zu  schaffen  und  kam  auf  den  Ge- 
danken, die  Eltern  mit  ihrem  Vermögen  und  Einkommen  für  die 
Steuerzahlung  haftbar  zu  machen,  oder  sie  selbst  als  Steuer- 
schuldner zu  erklären,  da  ihnen  aus  der  Befreiung  ihrer  Söhne 
vom  Dienst  erhebliche  Vorteile  zufließen.  Ein  weiterer  Grund, 
der  zur  Heranziehung  der  Aszendenten  geführt  hat,  war  die 
Tatsache,  daß  die  früh  Verwaisten  gegenüber  den  anderen,  die 
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sich  länger  der  Stütze  ihrer  Eltern  zu  erfreuen  haben,  empfind- 
lich geschädigt  werden  müßten,  wenn  nur  die  eigenen  Einkünfte 
der  Wehrpflichtigen  und  nicht  auch  die  ihrer  Aszendenten  be- 
rücksichtigt worden  wären.  Gegen  die  Mitverpflichtung  der 
Eltern  sprechen  aber  so  schwerwiegende  Bedenken,  daß  es  m.  E. 
nach  notwendig  erscheint,  diese  Mitbelastung  zu  unterlassen. 
Ausschlaggebend  für  die  Heranziehung  der  Aszendenten  ist,  wie 
wir  sahen,  das  Bestreben,  eine  ungleiche  Verteilung  der  Lasten 
und  eine  Benachteiligung  ganzer  Bevölkerungklassen  zu  ver- 
hindern. Wäre  das  erreichbar,  so  wäre  eine  Mitbelastung  der 
Aszendenten  erstrebenswert.  Nun  hat  Schäffle  mit  vollem  Recht 
bewiesen,  daß  gerade  aus  solcher  Mitbelastung  des  Einkommens 
der  Aszendenten  wieder  manche  Benachteiligungen  ganzer  Be- 
völkerungsklassen hervorgerufen  werden.  Denn  wenn  man  das 
Einkommen  der  Eltern  belastet,  falls  die  Söhne  sich  im  elter- 
lichen Hause  befinden,  es  aber  nicht  belastet,  falls  sie  schon 
selbständig  geworden  sind,  belastet  man  dadurch  die  Grund- 
besitzerklasse mehr  als  die  gewerbetreibenden  Klassen,  denn  in 
der  Landwirtschaft  gelangt  man  regelmäßig  später  zur  Selb- 
ständigkeit als  im  Handel  und  in  der  Industrie.  Eine  stärkere 
Prägravation  des  Grundbesitzes  muß  aber  unter  allen  Um- 
ständen vermieden  werden.  Ungerechtigkeiten,  Prägravationen, 
werden  außerdem  hervorgerufen,  wenn  man  z.  B.  als  Grund- 
lage für  die  Besteuerung  des  Einkommens  der  Aszendenten  das 
dem  Sohne  zum  Unterhalt  tatsächlich  Gewährte  nehmen  wollte. 
Dies  zu  ermitteln  ist  höchst  schwierig.  Werden  z.  B.  zwei 
Söhne  verschiedener  Eamilien  von  ihren  Eltern  ernährt,  und 
erhält  der  eine  mehr  als  der  andere  bei  gleichen  Einkommens- 
verhältnissen der  Eltern,  so  wird  infolgedessen  das  eine  Familien- 
haupt auch  stärker  als  das  andere  belastet.  Man  muß  ferner 
an  die  günstige  Lage  der  Eltern  denken,  die  das  Glück  haben, 
nur  Töchter  zu  haben,  diese  werden  überhaupt  nicht  belastet 
und  sie  werden  dadurch  im  Konkurrenzkämpfe  gegenüber  den- 
jenigen, die  die  schwere  Last  einer  eventuell  hohen  Wehrsteuer 
zu  tragen  haben,  gestärkt.  Ich  weise  in  diesem  Zusammenhang 
auf  die  treffenden  Worte  des  Abgeordneten  von  Schorlemer-Alst 
im  Reichstag  hin:  „Wenn  die  Eltern  resp.  Adoptiveltern  solida- 
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•isch  haftbar  gemacht  sind,  und  die  Steuer  zahlen  müssen,  so 
denken  sie  sich  die  Lage  eines  Vaters  aus  den  weniger  be- 
-nittelten  Klassen,  eines  Handwerkers  oder  kleinen  Landwirtes, 
der  zwei  taugliche  Söhne  hat  und  zwei  Untaugliche;  er  hat 
erstens  die  Last  zu  tragen  für  die  beiden  Söhne,  die  in  die 
A.rmee  eingestellt  werden,  und  für  die  beiden  untauglichen  hat 
er  bei  einem  entsprechenden  kleinen  Einkommen  außerdem  die 

Steuer  zu  zahlen.“ 

Im  großen  und  ganzen  sind  dies  die  Bedenken,  die  stark 
gegen  eine  Mitbelastung  der  Aszendenten  sprechen.  Alle  diese 
Schwierigkeiten,  die  von  großer  Tragweite  sind,  ergeben  sich 
lediglich  aus  dem  Grunde,  daß  man  der  Wehrsteuer  enge 
Schranken  auferlegt  hat,  und  daß  man  zu  stark  bemüht  wa^  sie 
mit  den  Militärverhältnissen  in  Einklang  zu  bringen.  Hätte 
man  darauf  verzichtet,  die  Wehrsteuerpflicht  in  jene  Zeit  zu 
verlegen  in  welcher  man  den  Militärdienst  zu  leisten  hat,  hätte 
man  sich  begnügt,  nur  die  Zeitdauer  in  Betracht  zu  ziehen,  so 
könnte  die  Besteuerung  der  verschiedenen  Subjekte  in  jenem 
Augenblick  erfolgen,  in  dem  sie  dazu  leistungsfähig  sind  und 
ihr  Einkommen  bzw.  Vermögen  eine  sichere  Grundlage  bietet. 
In  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik  aus 
dem  Jahre  1881  werden  gegenüber  einer  derartigen  Maßnahme 
Bedenken  erhoben,  die  mir  aber  nicht  als  ausschlaggebend  er- 
scheinen. Es  wird  dort  ausgeführt,  daß  eine  derartige  Maß- 
regel die  notwendige  Folge  haben  würde  die  Steuerpflichtigen 
unverhältnismäßig  härter  zu  treffen  als  die  in  der  normalen 
Steuerperiode  zur  Besteuerung  gelangenden  Zensiten,  weil  diese 
in  den  späteren  Jahren  über  ein  höheres  Einkommen  verfügen 
und  auch  höhere  Lasten,  wie  Ernährung  der  Familie,  zu  tragen 
haben.  Ich  sehe  aber  nicht  ein,  warum  diese  nicht  stärker  be- 
lastet werden  sollen,  während  die  Eltern,  die  vielleicht  in  ihrer 
Jugend  Militärdienst  geleistet  haben,  zur  Steuer  herangezogen 

werden  sollen. 

Wie  der  Militärdienst  eine  persönliche  Pflicht  ist,  so  soll 
auch  der  dafür  gezahlte  Ersatz  eine  persönliche  Pflicht  bleiben. 
Eine  Haftbarkeit  der  Eltern  erscheint  mir  nur  für  die  fixe  Per- 
sonalsteuer zulässig.  Eine  Besteuerung  der  Eltern  nach  ihrem 
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Einkommen  muß  vermieden  werden.  Will  man  aber  die  Aszen- 
denten durchaus  für  die  Steuerzahlung  haftbar  machen,  aus- 
gehend von  der  Tatsache,  daß  sie  ihren  dienenden  Söhnen  Zu- 
schüsse für  ihren  Unterhalt  gewähren  müssen,  so  darf  man  nicht 
das  Einkommen,  sondern  muß  das  Vermögen  treffen.  Das  Ver- 
mögen wird  doch  in  jedem  Falle  den  Kindern  vermacht.  Er- 
folgt die  Besteuerung  dieses  Vermögens,  gleichviel  ob  es  sich 
im  Besitze  des  Sohnes  oder  in  dem  der  Eltern  befindet,  so  er- 
scheint mir  das  als  nebensächlich.  Ich  erachte  deshalb  das 
schweizerische  Gesetz,  welches  die  Wehrsteuer  als  Wehrver- 
mögenssteuer eingeführt  hat,  für  das  beste.  Allerdings  muß  man 
berücksichtigen,  daß  die  Vermögenssteuer  die  wichtigste  Stellung 
im  schweizerischen  Steuersystem  einnimmt,  daß  dagegen  dies^ 
Form  in  anderen  Ländern  mit  einem  anders  gegliederten  Steuer- 
system unmöglich  wäre.  Wir  werden  noch  im  folgenden  Kapitel 
darüber  sprechen,  wie  die  Wehrsteuer  in  Einklang  mit  dem  be- 
stehenden Steuersystem  des  betreffenden  Landes  gebracht  werden 

muß. 

§ 2. 

Die  Mitverpflichtung  der  Eltern  nach  den  verschiedenen 

Gesetzgebungen. 

Während  fast  alle  Staaten  die  Eltern  mehr  oder  weniger 
und  in  verschiedener  Weise  zur  Steuerzahlung  herangezogen 
haben,  macht  Serbien  die  einzige  lobenswerte  Ausnahme.  Nach 
dem  serbischen  Wehrsteuergesetz  sind  steuerpflichtig  nur  die 
Militärdienstpflichtigen,  die  den  Dienst  nicht  abgeleistet  haben. 
Von  einer  Mitverpflichtung  der  Eltern  ist  keine  Rede.  Auch  das 
erbanwartsdiaftliche  Vermögen  der  Eltern  wird  freigela^en, 
was  allerdings  nicht  ganz  richtig  ist,  denn  insofern  dieses  Ver- 
mögen den  Steuerpflichtigen  über  kurz  oder  lang  zufallen  wird, 
kann  es  auch  zur  Besteuerung  herangezogen  werden.  Die  Ver- 
pflichtung der  Eltern  hat  sich  in  den  verschiedenen  Staaten  in 
dreifacher  Weise  geltend  gemacht.  Die  Aszendenten  werden 
entweder  ausschließlich  zur  Steuerzahlung  angehalten  oder  sie 
treten  nur  subsidiär  ein.  Es  kommt  aber  vor,  daß  Aszendenten 
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UI  d Deszendenten  gleichzeitig  die  Steuer  entrichten,  und  in 
dirsem  Falle  kann  man  von  einer  Doppelbesteuerung  sprechen. 
T iierl  nennt  die  Verpflichtung  zur  Steuerzahlung  im  Sinne  der 

Solidarhaft  eine  konkurrierende  Verpflichtung. 

Nicht  nur  Serbien  hat  die  Eltern  von  jeder  Steuerzahlung 
fr  li  gelassen,  sondern  auch  Bayern  hatte  die  Heranziehung  der 
E tern  zu  vermeiden  gesucht,  ln  dem  Gesetze  vom  29.  April 
B69,  betreffend  das  Wehrgeld,  wurde  nämlich  bestimmt,  daß 
dir  seitens  der  Eltern  den  steuerpflichtigen  Söhnen  gewährte 
Daterhalt  als  Steuerbemessungsgrundlage  angesehen  werden 
sdlte.  Man  glaubte  dadurch  die  Eltern  befreien  zu  können. 
Diese  Maßnahme  erwies  sich  bald  als  mangelhaft,  da  das  Ein- 
kommen, welches  gar  nicht  als  selbständiges  Einkommen  den 
S ihnen  zufloß,  sehr  schwer  zu  fassen  war  und  schwierige  und 
sehr  lästige  Kontrollmaßregehi  erforderte.  Um  diesem  Uebel 
allzuhelfen,  sah  sich  der  Gesetzgeber  genötigt,  zu  bestimmen, 
diß  rückständige  Beträge  den  Rentämtern  zu  überweisen  sind, 
welche  ermächtigt  sind,  dieselben  von  den  Pflichtigen,  deren 
Eltern  oder  alimentationspflichtigen  Verwandten  beizutreiben. 
Es  wurde  dadurch  eine  subsidiäre  Mitverpflichtung  der  Eltern 
geschaffen,  ohne  daß  eine  direkte  Heranziehung  jener  Aszen- 
denten stattgefunden  hätte,  und  ohne  daß  ihr  Einkommen  als 
s)lches  selbst  in  Anschlag  gebracht  worden  w äre. 

A.  Schweiz. 

In  der  Schweiz  werden  die  Aszendenten  nicht  direkt  zur 
Eesteuerung  herangezogen.  Es  besteht  nur  eine  subsidiäre 
Zahlungspflicht  der  Eltern  für  den  Militärpflichtersatz  der 
n inderjährigen  und  der  mit  ihnen  in  gleicher  Haushaltung 
übenden  großjährigen  Söhne.  Die  Eltern  sind  in  di^em  Falle 
haftbar,  wie  es  im  Gesetz  heißt.  Diese  Haftbarkeit  erstreckt  sich 
nicht  nur  auf  die  Personaltaxe,  sondern  auch  auf  den  Ver- 
n lögenszuschlag.  Bemerkenswert  ist  die  Bestimmung,  daß  die 
f Itern  für  die  großjährigen  Söhne  nur  dann  haftbar  gemacht 
\ '■erden,  wenn  diese  im  gleichen  Haushalt  leben,  während  die 
f laftbarkeit  für  die  ganze  Dauer  der  Minderjährigkeit  festgesetzt 
i.t,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Sohn  auch  tatsächlich  von 
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seinen  Eltern  unterhalten  wird.  In  der  Schweiz  findet 
nur  eine  indirekte  Heranziehung  des  Vermögens  der  Aszenden- 
ten statt.  Es  ist  nämlich  bestimmt,  daß  nicht  nur  das  Vermögen 
des  steuerpflichtigen  Sohnes,  sondern  auch  die  Hälfte  des  Ver- 
mögens der  Eltern,  oder  wenn  diese  nicht  mehr  leben,  der  Groß- 
eltern im  Verhältnis  zu  der  Zahl  der  Kinder  bzw.  der  Groß- 
kinder in  Anschlag  gebracht  werden  soll.  Diese  Bestimmung 
erscheint  mir  als  rationell,  denn  man  kann  doch  wohl  annehmen, 
daß  das  Vermögen  der  Eltern  oder  wenigstens  der  Pflichtteil 
daraus  den  Kindern  zufallen  wird.  Daß  aber  gerade  die  Hälfte 
und  nicht  ein  Dritteil  oder  mehr  in  Anschlag  gebracht  wird, 
erscheint  mir  als  eine  willkürliche  Bestimmung.  Jedenfalls  ist 
diese  Maßnahme  nachahmungswert,  da  sie  nur  das  Vermögen 
und  nicht  das  unfundierte  Einkommen  der  Eltern  trifft,  das  un- 
entbehrlich zur  Ernährung  der  Familie  ist.  Dieses  Einkommen 
anzugreifen,  wie  es  der  deutsche  Gesetzentwurf  vorsah,  verstößt 
gegen  die  Gerechtigkeit  und  gegen  die  Prinzipien  der  Besteue- 
rung nach  der  Leistungsfähigkeit.  Darauf  w'erde  ich  noch  zu- 
rückzukommen haben. 

B.  Oesterreich. 

Im  Gegensatz  zu  der  Schweiz  steht  Oesterreich.  Hier  wer- 
den die  Eltern  direkt  zur  Steuerleistung  herangezogen.  Nach 
' dem  österreichischen  Gesetz  vom  13.  Juni  1880  sind  taxpflichtig 

außer  den  Wehrsteuerpflichtigen  auch  die  Eltern  bzw.  Groß- 
eltern sowie  die  Wahleltern  dieser  Wehrpflichtigen,  und  zwar 
nach  der  Reihenfolge,  und  solange,  als  dieselben  nach  bürger- 
lichem Rechte  für  den  Unterhalt  ihrer  Kinder  bzw.  Enkel  oder 
Wahlkinder  zu  sorgen  haben.  Die  Unterhaltspflicht  wird  auch 
hier  als  Ausgangspunkt  für  die  Besteuerung  der  Eltern  ge- 
nommen. Diese"  Taxpflicht  tritt  aber  nur  insoweit  und  für 
solange  ein,  als  die  steuerpflichtigen  Söhne  kein  zu  ihrem  Unter- 
halte ausreichendes  Vermögen  oder  Einkommen  besitzen  und 
ihr  Unterhalt  ausschließlich  oder  zum  größten  Teile  von  ihren 
Eltern,  Großeltern  oder  Wahleltem  bestritten  wird.  Nach  dieser 
Verordnung  kann  man  wohl  sagen,  daß  in  Oesterreich  eine  sub- 
sidiäre Taxpflicht  der  Eltern  bestanden  hat.  Durch  die  weitere 
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Be  5timmung,  daß,  solange  die  Taxpflicht  der  Elttm  dauert,  den 
Sc  hnen  keine  Taxe  abverlangt  werden  kann,  nimmt  diese  direkte 
Besteuerung  der  Eltern  den  Charakter  einer  ausschließlichen 
Besteuerung  an.  Das  Gesetz  vom  13.  Juni  1880  hat  durch  das 
Gisetz  vom  10.  Februar  1907  wesentliche  Abänderungen  ge- 
funden. Die  Leistung  der  Eltern  tritt  jetzt  nicht  mehr  an  die 
St!lle  der  Leistung  des  Sohnes,  sondern  sie  wird  unabhängig 
vcn  den  Leistungen  des  Sohnes  erhoben. 

Durch  die  schlechte  finanzielle  Lage  ist  der  Gesetzgeber 
veranlaßt  worden,  diese  Doppelbesteuerung  herbeizuführen. 
Maßgebend  für  die  Besteuerung  der  Eltern  ist  nur  das  Ein- 
kcmmen,  gleichgültig  ob  es  fundiert  oder  unfundiert  ist.  Man 
ve  rsuchte  aber  der  Leistungsfähigkeit  der  Eltern  gerecht  zu 
w irden,  und  so  entstand  die  Bestimmung,  daß  Eltern  militär- 
pf  ichtiger  Söhne  zur  Elterntaxe  nur  insofern  herangezogen 
werden,  als  ihr  nach  dem  Personaleinkommensteuergesetz  er- 
m tteltes  Einkommen  den  Betrag  von  4000  Kr.  übersteigt.  Da- 
di  irch  werden  die  niederen  Klassen  entlastet  und  nur  die 
le  stungsfähigeren  Eltern  stärker  in  Anspruch  genommen.  Die 
E tern  müssen  solidarisch  für  die  Entrichtung  der  Eltemtaxe 
haften,  und  im  Falle  die  Eltern  nicht  im  gemeinsamen  Haushalt 
lenen,  ist  die  Taxe  von  demjenigen  der  Eltemteile  zu  entrichten, 
welchem  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  des  Sohnes  die  Für- 
sorge für  den  Unterhalt  desselben  obliegen  würde.  Der  Ge- 
st tzgeber  war  noch  insofern  bestrebt,  die  Härte  der  Besteuerung 
d^r  Eltern  zu  mildern,  als  er  bestimmte,  daß  die  Eltern  nur 
fi  r einen  militärfreien  Sohn  und  höchstens  für  die  Dauer  von 
1 l Jahren  die  Militärtaxe  zu  entrichten  haben,  auch  im  Falle 
d?s  Vorhandenseins  von  mehreren  militärfreien  Söhnen.  Ent- 
fillt  innerhalb  dieser  Zeitdauer  der  Grund  für  die  Zahlung  der 
Eltemtaxe,  so  müssen  die  Eltern  für  den  Rest  der  Jahre  die 
S:euer  für  den  eventuell  nächsten  nicht  dienenden  Sohn  zahlen. 
El  einem  Jahre  ist  die  Steuer  nur  für  einen  Sohn  zu  entrichten. 
Die  Elterntaxe  beläuft  sich  nur  auf  die  Hälfte  des  Betrages, 
V 'eichen  der  Sohn  zu  zahlen  hätte,  wenn  er  über  das  betreffende 
E inkommen  der  Eltern  verfügte,  und  wird,  falls  der  Sohn  in 
c emseiben  Jahre  eine  Militärtaxe  bezahlt  hat,  noch  um  die 
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Hälfte  dieses  Betrages  vermindert.  Hätte  z.  B.  ein  Vater  100  000 
Kronen  Einkommen,  über  das  der  Sohn  verfügt  hätte,  so  hatte 
letzterer  2865  Kr.  zu  entrichten.  Der  Vater  bezahlt  aber  nur 
die  Hälfte  dieses  Betrages,  also  1432  Kr.  Verfugt  der  Sohn 
über  ein  selbständiges  Einkommen  von  60  000  Kr.  und  hat  dafür 
eine  Steuer  von  1 500  Kr.  zu  entrichten,  so  vermindert  sich  der  . 
Betrag  von  1432  Kr.  der  Elterntaxe  noch  um  die  Hälfte  der 
Sohnestaxe,  also  um  750  Kr.,  und  der  Vater  hat  in  diesOT 
Falle  nur  noch  682  Kr.  zu  entrichten.  Dies  ist  aber  ein  sehr 
willkürliches  Vorgehen.  Durch  alle  diese  Maßnahmen  wollte 
man  gewissermaßen  die  Eltern  nicht  allzu  sehr  belasten  und  die 
harten  Folgen  einer  Doppelbesteuerung  mildem.  Dieses  Ge- 
setz ist  aber  mit  großen  Härten  verbunden,  im  Vergleich  mit 
den  Verhältnissen  der  Schweiz,  wo  die  Eltern  nur  subsidiär 
eintreten,  wo  das  Vermögen  sehr  wenig  belastet  wird  und  das 
Einkommen  überhaupt  von  jeder  Belastung  frei  bleibt. 

C.  Ungarn. 

Merkwürdig  ist  bei  der  Heranziehung  der  Eltern  der 
Gesetzgeber  in  Ungarn  vorgegangen.  Die  in  der  Landwirt- 
schaft, in  Fabriken,  in  Handels-  mid  Industriegeschaften 
und  ’ Unternehmungen  als  Dienstboten  oder  Hilfsarbeiter 
angestellten  Individuen,  wie  auch  die  Hausdienstboten 
sind  endgültig  zahlungspflichtig.  Eine  Haft-  oder  Zahlungs- 
pflicht der  Eltern  ist  für  sie  im  Gesetz  nicht  enthalicn. 
Statt  der  Eltern  sind  aber  die  Arbeitgeber  für  diese  Taxe 
haftbar  eventuell  wird  sie  von  ihnen  bezahlt,  jedoch  mit 
dem  R^ht,  die  gezahlte  Taxe  vom  Lohne  des  Wehrpflichtigen 
abzuziehen.  Für  den  weitaus  größten  Teil  der  Steuerpflichti- 
gen für  die  weniger  Leistungsfähigen  besteht  also  keine  Heran- 
ziehung der  Eltern.  Ganz  anders  verhält  es  sich  aber  bei  den 
wohlhabenden  Klassen,  denjenigen  der  Grundbesitzer,  der 
Hausbesitzer,  Fabrikanten,  Geschäftsleuten,  Beamten  usw.  Hier 
entrichtet  für  die  der  Taxe  unterworfenen  Dienstfreien  da^, 
Familienhaupt  die  Taxe,  und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Deszen- 
dent unabhängig  steuerpflichtiges  Vermögen  besitzt  falls  das 
Vermögen  oder  Einkommen  des  Aszendenten  großer  ist  als 
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lasjenige  des  Deszendenten.  Das  ungarische  Gesetz  steht  im 
ichroffsten  Gegensatz  zum  österreichischen  Gesetz,  was  die  Be- 
iteuerung nach  der  Kinderzahl  betrifft.  Während  in  Oester- 
•eich  die  Elterntaxe  nur  für  einen  Sohn  zu  entrichten  ist,  wird 
iie  in  Ungarn  für  alle  nichtdienenden  Söhne  bezahlt.  Dies  war 
iber  für  die  Eltern  eine  zu  große  Härte.  Deshalb  wurde  durch 
las  Gesetz  von  1883  insofern  Abhilfe  geschaffen,  als  man  be- 
stimmte, daß  einem  Familienhaupt,  dessen  jährliche  direkte 
Staatssteuer  und  Grundentlastungsbeitrag  50(i  Fl.  nicht  über- 
schreiten und  das  für  mehrere  Familienmitglieder  die  Wehr- 
steuer zu  entrichten  hat,  die  Militärtaxe  für  ein  Familiemmitglied 
mit  dem  ganzen  Betrage  des  Taxsatzes,  für  jedes  der  übrigen 
Familienmitglieder  dagegen  mit  dem  halben  Betrage  des  Tax- 
satzes  zu  bemessen  sei.  Nach  dem  ungarischen  Gesetz  sind 
für  die  Bemessung  der  Militärtaxe  maßgebend  die  gesamten 
direkten  Staatssteuern  und  der  Grundentlastungsbeitiag,  welche 
im  Vorjahre  auf  die  steuerpflichtigen  Wehrpflichtigen  bzw.  auf 
das  Familienhaupt  repartiert  worden  sind.  Das  Gesetz  unter- 
scheidet weiter  zwischen  Familienhäuptern  und  Familien- 
gliedern. Als  Familienhaupt  werden  der  Mann,  die  Witwe, 
der  geschiedene  Ehegatte  angesehen.  Als  Familienmitglieder 
sind  die  Ehegatten,  die  Kinder,  Verwandte,  die  keinen  selb- 
ständigen Erwerb  haben  und  die  im  selben  Haushalte  Febenden 
anzusehen.  Für  die  Einreihung  der  Eltern  in  eine  Steuerstufe 
ist  außer  der  Schuldigkeit  an  direkten  Steuern  noch  die  Erwerbs- 
steuerklasse maßgebend.  Soviel  über  die  Bestimmungen  des 
ungarischen  Gesetzes  vom  13.  Juni  1880  und  die  Ergänzun- 
gen von  1883. 

D.  1 1 a 1 i e n (G  es  e t z e n t w u r f). 

Eine  Sonderstellung  nimmt  der  italienische  Gesetzentwurf 
mit  seiner  Bestimmung  betreffend  die  Elterntaxe  ein.  Nach 
diesem  Gesetz  zerfällt  die  Taxe  in  zwei  Teile,  eine  feste  von 
3 Lire  für  jeden  zur  Aushebung  Eingeschriebenen  und  eine 
andere,  die  proportional  zum  gesamten  Einkommen  des  Ein- 
geschriebenen und  seiner  nächsten  Anverwandten  in  auf-  und 
absteigender  Linie  im  ersten  Grade,  natürlich  soweit  sie  bluts- 
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verwandt  oder  adoptiert  sind,  erhoben  wird.  Nach  dieser  Be- 
stimmung wird  also  nicht  nur  das  Einkommen  des  Aszenden- 
ten, sondern  auch  das  des  Deszendenten  in  Anspruch  ge- 
nommen Das  gesamte  Einkommen  aller  bildet  also  die  Steuer- 
bemessungsgrundlage. Man  könnte  in  diesem  Falle  von  einer 
dreifachen  Besteuerung  sprechen.  Der  Gesetzgeber  hat  es  nicht 
einmal  als  notwendig  erachtet,  diese  harte  Bestimmung  zu 
mildern.  Er  könnte  z.  B.  nur  die  Hälfte  des  Einkommens  der 
Aszendenten,  geteilt  durch  die  Kinderzahl,  in  Anspruch 
nehmen,  und  so  wäre  dieses  Gesetz  mehr  oder  weniger  dem 
schweizerischen  Gesetz  und  dem  deutschen  Gesetzentwurf  ähn- 
lich, die  diese  Bestimmung  treffen. 

Trotzdem  hat  auch  hier  der  Gesetzgeber  mildernde  Um- 
stände eintreten  lassen,  indem  alle  die  Leistmigsfähigkeit  beein- 
trächtigende Momente,  wie  große  Kinderzahl  des  Aszendenten, 
Verschuldung,  Verpflichtungen  gegen  arme  Eltern,  dauernde 
Krankheiten  oder  außerordentliche  Unglücksfälle,  vorausgesetzt, 
daß  sie  eine  ökonomische  Impotenz  verursachen,  mitberücksich- 
tigt werden  müssen.  Bei  dieser  Berücksichtigung  wird  die  pro- 
protionale  Taxe  um  einen  Grad  vermindert,  und  wenn  das  ge- 
samte steuerpflichtige  Einkommen  nicht  über  500  Lire  betragt, 
wird  der  Zensit  von  der  Taxe  befreit.  Nach  diesem  Gesetz  hat 
man  also  nur  die  Maßregeln  getroffen,  die  überhaupt  mit  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  vereinbar  sind.  Wichtig  ist  noch 
die  Bestimmung,  da  sie  auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers  hin- 
weist, das  Einkommen  der  Familie  nicht  allzu  sehr  zu  belasten, 
daß  die  Taxe,  wenn  mehrere  untaugliche  Söhne  vorhanden  sind, 
nur  von  dem  ersten  der  betreffenden  Brüder  eingezogen  wer 
den  soll.  Falls  aber  der  erste  von  den  Brüdern  entweder  nach 
Vollendung  der  festgesetzten  Dauer  von  12  Jahren,  oder  aus 
iro'endwelchen  anderen  Gründen,  nicht  mehr  zur  Zahlung  ver- 
pflichtet ist,  so  wird  die  Taxe  von  dem  zweiten  taxpflichtigen 
Sohne  weiter  auf  die  Dauer  von  12  Jahren  gefordert.  Sind 
z.  B.  in  einer  Familie  zwei  untaugliche  Söhne  im  Alter  von 
21  und  17  Jahren,  so  bezahlt  der  erste  die  Taxe  4 Jahre,  bis 
der  zweite  Sohn  das  Alter  erreicht  hat,  in  dem  er  die  Taxe  zu 
bezahlen  hat,  und  dieser  zahlt  sie  auf  die  volle  Dauer  von 
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12  Jahren.  Durch  diese  Bestimmung  hat  zwar  der  Gesetzgeber 
eine  mehrfache  Besteuerung  des  Familieneinkommens  zu 
gleicher  Zeit  vermieden,  er  nimmt  es  aber  in  seiner  Gesamtheit 
eine  längere  Zeit  hindurch  in  Anspruch,  so  daß  dieser  Vorteil 
entfällt. 

E.  Rumänien,  Bulgarien,  Frankreich. 

In  Bulgarien  wird  die  Steuer  auf  die  Dauer  von  10  Jahren 
erhoben.  Was  die  Besteuerung  der  Eltern  betrifft,  so  bestimmt 
das  Gesetz  folgendes;  „Ist  der  Besteuerte  nicht  imstande,  die 
Steuer  selbst  zu  leisten,  so  wird  dieselbe  von  seinen  Eltern  er- 
hoben; sind  auch  diese  zahlungsunfähig,  so  wartet  man  auf  die 
Besserung  ihrer  Vermögenslage.  Hat  sich'  die  Vermögenslage 
der  Eltern  gebessert,  so  wird  die  Zahlung  erneuert,  und  zwar 
nur  für  die  übrige  Zeit  bis  zum  Ablauf  der  10  Jahre.“  Es  findet 
sich  also  hier  eine  direkte  Verpflichtung  der  Eltern,  subsidiär 
für  ihre  zahlungsunfähigen  Söhne  einzutreten.  Der  Schwer- 
punkt wird  auf  die  Zahlungsunfähigkeit  der  Söhne  gelegt,  wäh- 
rend nach  den  anderen  Gesetzen  entweder  die  Minderjährigkeit 
oder  der  gewährte  Unterhalt,  wie  nach  dem  deutschen  Gesetz- 
entwurf, maßgebend  sind.  Der  Leistungsfähigkeit  wird  insofern 
Rechnung  getragen,  als  der  Gesetzgeber  vorschreibt,  daß  die 
Verbesserung  oder  Verschlechterung  der  Vermögenslage,  die 
durch  die  Aushebungskommission  festzustellen  ist,  berücksich- 
tigt wird,  und  daß  nach  Maßgabe  derselben  die  Einreihung  in 
eine  höhere  oder  niedere  Steuerklasse  vorgenommen  wird. 

In  Rumänien  besteht  eine  Solidarhaft  der  Eltern  für  die 
Bezahlung  des  Wehrsteuerzuschlags.  Der  Bemessung  des  Wehr- 
steuerzuschlags ist  nicht  nur  das  Einkommen  des  Sohnes,  son- 
dern auch  das  Einkommen  und  Vermögen  der  Eltern  zugrunde 
gelegt.  Mildernde  Umstände  hat  der  Gesetzgeber  insofern  ein- 
treten  lassen,  als  im  Falle  der  Zensit  der  einzige  Sohn  ist,  das 
gesamte  Einkommen  der  Gemeinschaft  (Eltern  und  Sohn)  in 
drei  Teile  geteilt  wird,  wenn  beide  oder  einer  von  den  Eltern 
noch  am  Leben  sind,  und  als  in  beiden  Fällen  die  Zuschlags- 
steuer nur  auf  den  Teil  des  Sohnes  angewendet  wird.  Sind 
mehrere  Kinder  vorhanden,  so  wird  das  gesamte  Einkommen. 
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gleichviel  ob  es  dem  Vater  oder  dem  Sohne  gehört,  durch  die 
Kopfzahl  der  Kinder  ohne  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  geteilt, 
und  die  Steuer  nur  auf  den  Teil  berechnet,  der  sich  für  den 
Zensiten  ergibt.  Für  die  Festsetzung  des  Teiles  eines  jeden 
Zensiten  werden  die  verheirateten  Söhne  und  Töchter,  die  voll- 
jährigen Kinder  und  diejenigen,  die  sich  andere  Unterhaltsmittel 
verschafft  haben  und  ihr  Vermögen  getrennt  verwalten,  nicht 
berücksichtigt.  Nach  dem  rumänischen  Gesetz  bleiben  die 
Großeltern  frei.  Dieses  Gesetz  weicht  von  dem  schweizerischen 
Gesetz  insofern  ab,  als  hier  nicht  nur  das  Einkommen  der 
Eltern,  sondern  auch  das  ganze  Vermögen,  das  dort  nur  zur 
Hälfte  in  Anschlag  gebracht  wird,  in  Betracht  kommt.  Dieses 
Gesetz  trifft  die  Eltern  hart,  da  sie  aber  nur  Q Jahre  für  jeden 
Sohn  aufkommen  müssen,  denn  die  Dauer  der  Entrichtung  er- 
streckt sich  vom  21.  bis  zum  30.  Lebensjahre  des  Zensiten,  so 
wird  diese  Härte  gemildert. 

Ueber  die  Verhältnisse  in  Frankreich  siehe  S.  17. 
Ich  will  nur  erwähnen,  daß  nach  dem  Gesetze  vom  13.  April 
1898  nicht  mehr  die  Eltern  die  Selbstschuldner  sind,  sondern 
die  Söhne.  Nur  im  Falle,  daß  der  Zensit  noch  seine  Aszen- 
denten ersten  Grades  hat,  vermehrt  sich  die  Proportionalabgabe 
um  die  Summe,  die  gewonnen  wird,  wenn  man  die  dreifache 
Quote  des  Hauptbetrages  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  des 
damit  am  höchsten  angelegten  Aszendenten  ersten  Grades  durch 
die  Zahl  der  lebenden  und  mit  Hinterlassung  von  Nachkommen- 
schaft verstorbenen  Kinder  eben  dieses  Aszendenten  teilt. 

F.  Deutschland  (Gesetzentwurf). 

Während  die  bisher  besprochenen  Gesetze  die  Eltern  aus- 
schließlich oder  subsidiär  oder  konkurrierend  für  die  Steuer- 
zahlung eintreten  lassen,  bestimmt  und  betont  der  deutsche 
Gesetzentwurf,  daß  die  Eltern  bzw.  Adoptiveltern  nur  dann 
zur  Zahlung  der  Steuer  angehalten  werden  können,  wenn  sie 
den  Wehrsteuerpflichtigen  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung 
unterhalten.  Ist  der  Wehrsteuerpflichtige  selbständig  gewor- 
den, hat  er  ein  hinreichendes  Einkommen,  um  sich  selbst  zu 
ernähren,  so  entfällt  die  Steuerzahlung  der  Eltern.  Nach  dem 
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Entwurf  sind  die  Eltern  auch  bei  einer  nur  teilweisen  Gewäh- 
rung des  Unterhalts  zur  Steuer  heranzuziehen.  Durch  diese 
letztere  Bestimmung  ist  aber  eine  Doppell)esteuerung  unver- 
meidlich. Bestimmt  der  Gesetzgeber,  daß  die  Eltern  zur 
Steuer  herangezogen  werden  müssen,  wenn  sie  den  Söhnen 
einen  teilweisen  Unterhalt  gewähren,  so  werden  die  Söhne 
wegen  ihres  selbständigen  Einkommens  besteuert  und  die  Eltern 
gemäß  dieser  Bestimmung  auch  zur  Steuer  mit^  ihrem  Ein- 
kommen herangezogen.  Nun  werden  aber  die  Eltern  durch 
unlautere  Mittel  versuchen,  diesen  teilweisen  Unterhalt,  der 
schwer  festzustellen  ist,  zu  verschleiern.  Sie  werden  z.  B.  dem 
Sohne  ein  Kapital,  das  sog.  Steuerkapital,  welches  zu  seinem 
Unterhalt  hinreichend  ist,  gewähren,  und  in  dieser  Weise  wer- 
den sie  verhindern,  daß  ihr  Einkommen  in  Anspruch  genommen 

wird. 

Marcinowski  glaubt  behaupten  zu  können,  daß  eine  solche 
Doppelbesteuerung  im  allgemeinen  nicht  Vorkommen  würde, 
wohl  aber  in  außerordentlichen  Fällen,  besonders  in  solchen 
Familien,  in  denen  besondere  Standesverhälhiisse  einen  erhöh- 
ten Lebensaufwand  bedingen  und  den  Eltern  die  Verpflichtung 
auferlegen,  für  den  standesgemäßen  Unterhalt  der  Söhne  Sorge 
zu  tragen.  Er  geht  von  der  Begriffsbestimmung  des  Ein- 
kommens aus.  Er  erachtet  als  selbständiges,  also  für  die  Be- 
steuerung fähiges  Einkommen  des  Sohnes  nur  dasjenige, 
welches  auf  Grund  eines  bestimmten  speziellen  Rechtstitels,  also 
rechtlich  in  bestimmtem  Umfange  erzwingbar,  ihm  zusteht.  Zu- 
wendungen oder  Jahresdotationen,  mit  denen  die  Eltern  die 
Söhne  ausstatten  würden,  da  sie  nicht  gesetzlich  erzwingbar 
sind,  daher  nicht  als  selbständiges  Einkommen  bei  den  letz- 
teren anzusehen  und  auch  nicht  zu  besteutm  sein. 

Ich  glaube  aber,  daß  solche  Doppelbesteuerung  nicht  zu 
vermeiden  wärej  der  einzige  Ausweg  wäre,  im  Gesetz  die  Be 
Stimmung  zu  treffen,  daß  die  Eltern  nur  in  dem  Falle  zu  be- 
steuern sind,  daß  sie  den  größten  Teil  des  Bedarfes  des  Sohnes 
bestreiten.  Gewähren  die  Eltern  nur  einen  sehr  geringen 
Unterhalt,  so  sollten  sie  auch  nicht  mit  ihrem  Einkommen  haft- 
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bar  gemacht  werden.  Der  Gesetzentwurf  bestimmte  noch,  daß 
das  Einkommen  der  Eltern  bei  der  Veranlagung  nur  mit  der 
Hälfte  in  Ansatz  gebracht  werden  soll,  welche,  wenn  mehrere 
Kinder  vorhanden  sind,  noch  durch  die  Kopfzahl  der  Kinder 
zu  teilen  ist.  Diese  letztere  Bestimmung  entspricht  der  Forde- 
rung, die  Eltern  nicht  allzu  sehr  zu  belasten.  Aus  dem  Dar- 
gelegten kann  man  wohl  ersehen,  mit  welchen  Schwierigkeiten 
man  zu  kämpfen  hat,  wenn  die  Eltern  auch  zur  Steuer  heran- 
gezogen werden,  und  wie  schwierig  es  ist,  die  Forderungen  der 
Gerechtigkeit  zu  erfüllen.  In  einer  Freilassung  der  Eltern  er- 
blicke ich  keine  allzu  großen  Nachteile  für  den  Fiskus,  denn 
verlegt  man  die  Zeit  der  Besteuerung  bei  dem  Steuerpflichtigen 
in  jenes  Alter,  in  dem  er  durch  den  Erwerb  schon  eine  sichere 
Grundlage  für  die  Besteuerung  bieten  kann,  und  dehnt  man  die 
Dauer  der  Entrichtung  auf  längere  Zeit  aus,  so  kann  der  Fiskus 
das,  was  er  in  den  ersten  Jahren  verloren  hat,  durch  die  längere 
Inanspruchnahme  der  Steuerpflichtigen  wieder  einholen.  Will 
man  aber  die  Eltern  durchaus  mitverpflichten,  so  sollen  sie  nur 
subsidiär  eintreten,  und  nicht  mit  dem  Einkommen,  sondern 
mit  dem  Vermögen  (oder  mit  dem  Einkommen,  welches  aus 
diesem  fundierten  Vennögen  fließt),  denn,  wie  ich  schon  betont 
habe,  wird  dieses  Vermögen  einmal  dem  steuerpflichtigen  Sohne 
zufallen;  es  ist  also  völlig  gleichgültig,  ob  es  bei  dem  Vater 
oder  Sohne  besteuert  wird;  ist  kein  Vermögen  vorhanden,  was 
bei  den  niederen  Klassen  sehr  häufig  vorkommt,  so  sollten  die 
Eltern  auch  nichts  zahlen,  denn  s i e steuerpflichtig  zu  er- 
klären auf  Grund  ihres  kleinen,  schwer  erarbeiteten  Ein- 
kommens, welches  vielleicht  kaum  ausreicht,  den  Bedarf  der 
Familie  zu  decken,  verstößt  gegen  jede  Forderung  einer  gerech- 
ten Steuerpolitik. 

Ich  betone  also,  daß  die  Eltern  nur  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  sollen  auf  Grund  ihres  Vermögens  oder  fun- 
dierten Einkommens,  wenn  dieses  ein  festgesetztes  Minimum 
überschreitet.  Das  unfundierte  Einkommen  soll  verschont 
bleiben.  Vorzuziehen  ist  aber  eine  gänzliche  Befreiung  der 
Eltern. 


Kapitel  III. 

Ausmaß  und  Veranlagung  der  Abgabe. 

§ 1. 

Prinzipielle  Gesichtspunkte,  allgemeine  steuertechnische  und 

finanzpolitische  Betrachtungen. 

Bei  der  Veranlagung  der  Wehrsteuer  muß  zuerst  ent- 
schieden werden,  ob  sie  nach  der  Leistungsfähigkeit  oder  nach 
den  tatsächlich  erzielten  Vorteilen  zu  erfolgen  hat.  Grundsätz- 
lich berechtigt  erscheint  mir,  daß  die  mit  dem  Militärdienst  ver- 
bundenen wirtschaftlichen  Einbußen  für  die  Höhe  der  Wehr- 
steuer maßgebend  sein  sollen.  Ist  die  Wehrsteuer  einmal  als 
eine  Ausgleichsabgabe  anzusehen,  verfolgt  sie  den  Zweck,  Lasten 
gleichmäßiger  zu  verteilen,  dem  vom  Militärdienst  Befreiten 
dieselben  Opfer  wie  dem  Dienenden  aufzuerlegen,  ihm  die  durch 
die  Befreiung  vom  Militärdienst  sich  ergebenden  Vorteile  zu 
vermindern  und  sie  dem  Dienenden  zugute  kommen  zu  lassen, 
so  muß  auch  die  Veranlagung  nach  den  mit  dem  Dienst  ver- 
bundenen Einbußen,  Nachteilen,  Verlusten  bzw.  nach  den 
durch  die  Befreiung  sich  ergebenden  Vorteilen  erfolgen.  Wenn 
dieses  Verfahren  aber  grundsätzlich  zu  befürworten  ist,  so  ist  es 
piaktisch  nicht  durchführbar,  da  sich  schwerwiegende  Be- 
denken daran  knüpfen.  Hält  man  an  dem  Satz  fest,  „Besteue- 
rung nach  den  wirtschaftlichen  Vorteilen“,  so  müßte  man  diese, 
um  gerecht  vorzugehen,  für  jeden  einzelnen  feststellen.  Es  wäre 
aber  höchst  schwierig,  so  individualisierend  vorzugehen,  und 
es  wäre  nicht  immer  möglich,  die  mic  dem  Dienst  verbundenen 
persönlichen  Opfer,  wie  Verlust  der  Gesundheit,  oder  Tod,  in 
Geld  abzuschätzen.  Bedenkt  man  ferner,  daß  gerade  die  wohl- 
habenden Klassen,  die  Rentiers,  die  Großgrundbesitzer,  die 
Kapitalisten,  die  von  den  Einkünften  ihres  fundierten  Vermögens 
leben,  vom  Militärdienst  wirtschaftlich  am  wenigsten  getroffen 
werden,  daß  sich  für  sie  durch  die  Befreiung  nicht  allzu  große 
Vorteile  ergeben,  so  müßten  diese  auch  am  wenigsten  durch  die 
Wehrsteuer  belastet  werden,  während  die  Kleingrundbesitzer, 
die  Krämer,  die  Handwerker,  die  Unternehmer,  die  qualifizier- 
ten Arbeiter,  die  durch  die  Einberufung  zur  Fahne  die  größten 
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wirtschaftlichen  Verluste  und  Einbußen  erleiden,  im  Falle  einer 
Befreiung,  da  sie  hierdurch  tatsächlich  höhere  Vorteile  erzielen, 
stärker  belastet  werden  müßten.  Zieht  man  aber  in  Betracht, 
daß  die  Reicheren,  die  Rentiers  usw.  stärker  unter  den  Beschwer- 
den des  Militärdienstes  zu  leiden  haben,  so  müssen  sie  auch  im 
Falle  einer  Befreiung  stärker  zur  Wehrsteuer  herangezogen 
werden.  So  werden  gewissermaßen  Reiche  und  Arme  gleich- 
mäßig besteuert,  da  die  ersteren  eine  höhere  Wehrsteuer  zu 
entrichten  haben,  als  Ausgleich  für  die  nicht  erlittenen  körper- 
lichen Leistungen,  die  von  ihnen  besonders  stark  empfunden 
werden. 

Berücksichtigt  man  nur  die  wirtschaftlichen  Einbußen, 
Nachteile  usw.,  so  müßten  die  Aermeren  im  Falle  einer  Befreiung 
aus  einem  Arbeitseinkommen  eine  höhere  Steuer  entrichten  als 
die  Reicheren  aus  ihrem  fundierten  Einkommen.  Alles  in  allem 
ist  dieser  Maßstab  der  Besteuerung,  nämlich  die  wirtschaftlichen 
und  körperlichen  Einbußen,  nicht  ausreichend  und  gerecht,  und 
es  muß  ein  anderer  Maßstab  angewandt  werden,  der  nur  die 
Leistungsfähigkeit  jedes  Zensiten  sein  kann.  Gewiß  entspricht 
die  Veranlagung  nach  der  Leistungsfähigkeit  dem  Wesen  der 
Wehrsteuer  nicht;  aber  auf  die  Wehrsteuer  zu  verzichten,  weil  • 
die  Veranlagung  schwierig  ist,  das  wäre  gleich  einer  Verzicht- 
leistung auf  jede  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit,  auf 
jede  Steuerprogression,  auf  die  stärkere  Belastung  des  fundier- 
ten Einkommens,  lediglich  aus  dem  Grunde,  weil  die  Steuer- 
sätze schwer  festzustellen  sind. 

Kann  die  Besteuerung  nicht  nach  den  wirtschaftlichen  Vor- 
teilen erfolgen,  so  soll  sie  sich  nach  der  Leistungsfähigkeit  rich- 
ten. Dieses  letztere  Verfahren  hat  auch  der  Gesetzgeber  in  allen 
Staaten  ins  Auge  gefaßt. 

Ob  der  Gesetzgeber  allen  Forderungen  der  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  gerecht  geworden  ist,  wird  sich  aus 
der  weiteren  Darstellung  ergeben.  Die  erste  folgerichtige  Kon- 
sequenz einer  Besteuerung  nach  der  Steuerkraft  des  einzelnen 
ist  die  Verzichtleistung  auf  jede  Gestaltung  der  Wehrsteuer  in 
Form  einer  Wehrpersonalsteuer,  also  Kopfsteuer.  Die  Belastung 
des  Reichen  und  des  Armen  mit  demselben  Betrag  muß  aus 


78 


illbekannten  Gerechtigkeitsgründen  verworfen  werden.  Das 
vürttembergische  Gesetz  hatte  jedoch  diesen  Besteuerungs- 
nodus  zur  Anwendung  gebracht,  indem  jeder  eine  Abgabe 
'on  20  Gulden  zu  entrichten  hatte.  Gewiß  kann  man  dadurch 
löhere  Erträgnisse  erzielen,  da  man  nicht  unter  einen  gewissen 
betrag  heruntergeht.  Der  Staat  muß  aber  die  wirtschaftliche 
-age  des  einzelnen  berücksichtigen,  den  Aermeren  schonen  und 
licht  rücksichtslos  aus  fiskalischen  Gründen  E.inzelwirtschaften 
mgrunde  richten.  Wenn  man  das  Prinzip  der  Besteuerung 
lach  der  Leistungsfähigkeit  zur  vollen  Geltung  bringen  will, 
;o  darf  m.  E.  auch  der  Betrag  der  Wehrsteuer  nicht  als  eine 
iinmalige  Zahlung  abgefordert  werden,  denn  in  diesem  Falle, 
.verai  die  Steuer  fiskalisch  ein  befriedigendes  Ergebnis  haben 
sollte,  müßte  man  die  Wehrsteuer  sehr  hoch  veranschlagen,  und 
dann  würde  das  Steuerobjekt  sie  gar  nicht  aufbringen  können. 
Das  war  Frankreichs  Verfahren  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 
Es  mußte  aber  diesen  Besteuerungsmodus  aufgeben  und  die  Be- 
steuerung auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  ausdehnen.  Gegen- 
vvärtig  wird  in  allen  Staaten  eine  längere  Dauer  vorgeschrieben, 
ln  der  Schweiz  dauert  die  Besteuerung  von  dem  Tage  der  Be- 
ueiung  bis  zum  vollendeten  44.  Jahre.  In  Oesterreich-Ungarn 
und  nach  dem  deutschen  und  dem  italienischen  Gesetzentwurf 
ist  eine  Dauer  von  12  Jahren  vorgeschrieben.  In  Rumänien  ist 
die  Dauer  auf  9 Jahre  beschränkt,  in  Bulgarien  auf  10  Jahre. 
Die  längste  Dauer  weist  Serbien  auf.  Hier  ist  jeder,  der  zur 
persönlichen  Dienstleistung  nicht  befähigt  ist,  verpflichtet,  die 
'Vehrsteuer  während  der  ganzen  im  Volksheere  zu  dienenden 
Zeit  (vom  20.  bis  45.  Lebensjahre)  zu  zahlen.  Frankreich  hat 
die  kürzeste  Dauer  von  SJahren  aufzuweisim.  Durch  diese 
\usdehnung  auf  eine  längere  Periode  kann  auch  die  Leistungs- 
ähigkeit  in  ihren  verschiedenen  Entwicklungsphasen'  besser  er- 
faßt werden,  es  kann  auch  die  Mitbelastung  der  Eltern  ver- 
nieden  werden,  wie  dies  in  Serbien  geschieht,  die  alljährlich  ein- 
retenden,  die  Leistungsfähigkeit  schmälernden  oder  stärkenden 
Momente  können  leichter  berücksichtigt  werden,  als  wenn  der 
aetreffende  Steuerpflichtige  durch  eine  einmalige,  schwer 
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empfundene  hohe  Leistung,  für  die  Wehrsteuer  aufzu- 
kommen hat. 

Während  in  der  Schweiz,  in  Rumänien,  in  Frankreich,  nach 
dem  deutschen  und  nach  dem  italienischen  Gesetzentwurf  die 
Wehrsteuer  aus  einer  fixen  Personalabgabe  und  einem  Zuschlag 
bestand,  der  sich  entweder  nach  dem  Einkommen  und  Ver- 
mögen oder  bloß  nach  Einkommen  (Deutschland,  Italien) 
richtet,  wird  sie  in  allen  anderen  Staaten  (Bulgarien,  Serbien, 
Oesterreich,  Ungarn)  lediglich  nach  dem  Einkommen,  nach 
Klassenmerkmalen  oder  nach  der  Steuerschuldigkeit  bemessen. 
Die  Verbindung  einer  niedrigen  Kopfsteuer  mit  einer  Ver- 
mögens- oder  Einkommenssteuer  erscheint  mir  theoretisch,  ohne 
das  Steuersystem  des  betreffenden  Landes  zu  berücksichtigen, 
also  in  abstracto,  als  zweckmäßig.  Wird  durch  das  Gesetz  ein 
Existenzminimum  festgestellt,  welches  durch  eine  Einkommens- 
steuer nicht  belastet  werden  kann,  so  können  wohl  die  unter- 
sten Klassen  die  niedrige  Kopfsteuer  aufbringen.  Sie  werden 
dadurch  in  ihrem  Bewußtsein  gestärkt,  daß  sie  Angehörige  des 
Staates  sind  und  für  seine  Erhaltung  direkt  eintreten  müssen. 
Durch  eine  mäßige  Kopfsteuer,  die  alle  gleich  trifft,  kann  man 
politisch  erzieherisch  wirken;  zieht  man  außerdem  in  Betracht, 
daß  in  unserem  Falle  selbst  der  Aermste  während  seiner  Dienst- 
zeit eine  kleine  Summe  selbst  aufbringt,  so  erscheint  eine  KopL 
Steuer  in  der  Höhe  von  einigen  Mark  als  angebracht.  Eine  Frei- 
lassung soll  nur  für  die  erwerbsunfähigen  Krüppel  erfolgen, 
insofern  sie  kein  eigenes  hinreichendes  Vermögen  besitzen.  Die 
Wehrsteuer  in  der  Form  einer  Wehreinkommensteuer  hat  den 
Vorzug,  daß  man  dabei  leichter  die  Progression  durchführen 
kann.  Das  fundierte  Einkommen  kann  durch  die  Festsetzung 
eines  höheren  Satzes  leichter  erfaßt  werden,  die  die  Leistungs- 
fähigkeit beeinträchtigenden  Momente,  wie  Krankheit,  große 
Kinderzahl,  Unglücksfälle,  können  berücksichtigt  werden,  und 
auch  aus  fiskalischen  Gründen  ist  die  Besteuerung  nach  dem 
Einkommen  wünschenswert,  da  man  dabei  im  Notfall  die  Sätze 
erhöhen  und  die  Steuer  einträglicher  gestalten  kann,  ohne  daß 
Ungerechtigkeiten  wie  bei  den  Ertragssteuern,  in  einem  ana- 
logen Falle,  entstehen.  Die  Wehrvermögenssteuer  hat  auch  den 
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V^orzug,  daß  man  durch  sie  das  fundierte  Einkommen  stärker 
belasten  kann.  Allein  soll  sie  aber  nicht  bestehen,  sondern  nur 
Verbindung  mit  einer  Wehreinkommenssteuer,  um  die  stärkere 
Belastung  des  fundierten  Einkommens  besser  bewerkstelligen 
zu  können.  Darauf  habe  ich  noch  zurückzukommen,  wenn 
ich  den  Besteuerungsmodus  der  verschiedenen  Länder  be- 
sprechen werde.  Ich  schicke  aber  voraus,  daß  diese  Befür- 
wortung der  Wehrsteuer  als  Wehreinkommenssteuer  oder  Wehr- 
vermögenssteuer prinzipiell  gerecht  ist,  man  muß  jedoch  bei  der 
praktischen  Durchführung  die  Gestaltung  des  Steuersystems  des 
betreffenden  Landes  berücksichtigen  und  die  Wehrsteuer  diesem 
System  anpassen.  Wir  werden  also  im  weiteren  Verlauf  der 
Darstellung  sehen,  daß  die  Wehrsteuer  nicht  überall  als  Wehr- 
einkommens- oder  Wehrvermögenssteuer  auftritt,  sondern  daß 
sie  überall  im  Zusammenhang  mit  dem  schon  bestehenden 
Steuersystem  eingeführt  worden  ist. 

§2. 

Die  Veranlagungsmethoden  in  den  verschiedenen  Wehr- 
steuerstaaten. 

A.  Schweiz  und  Rumänien. 

Die  Schweiz  und  Rumänien  haben  den  Forderungen  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigekit  fast  in  gs.nz  derselben 
Weise  entsprochen.  In  diesen  Ländern  besteht  eine  Kopfsteuer, 
die  die  untersten  Klassen  trifft,  in  Verbindung  mit  einem  dem 
Einkommen  und  Vermögen  entsprechenden  Zuschlag.  In  leiden 
Ländern  ist  die  Personaltaxe  auf  6 Fr.  bzw.  6 Lei  veranschlagt. 
Gegen  die  Mäßigkeit  dieses  Betrages  ist,  glaube  ich,  nichts  ein- 
zuwenden. Während  in  der  Schweiz  nur  die  Größe  des  Ver- 
mögens und  Einkommens  maßgebend  ist,  wird  in  Rumänien 
die  Zuschlagssteuer  auch  nach  den  direkten  Steuern  berechnet. 
Die  Zuschlagssteuer  setzt  sich  hier  zusaminen  aus  40  er 
direkten  Steuern  (Grundsteuer,  Gewerbesteuer)  und  aus  2 der 
Gebühren,  des  Geldes  oder  Salärs  irgend  welcher  Art,  das  von 
den  Beamten  und  den  staatlich  oder  privat  Angestellten  be- 
zogen wird.  Durch  diese  Bestimmung  wird  eine  neue  Veran- 


81 


lagung  nach  dem  Einkommen  bzw.  Vermögen  vermieden,  denn 
die  Flöhe  der  direkten  Steuern  bietet  gewissermaßen  genügende 
Anhaltspunkte  zur  Beurteilung  der  Leistungsfähigkeit,  so  daß 
die  Festsetzung  einer  Steuerprogressioii  nicht  erforderlich  ist. 
In  Rumänien  erfolgt  also  die  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit indirekterweise.  Dasselbe  Verfahren  kennt  auch  das 
österreichische  Gesetz  vom  13.  Juni  1880.  Nach  diesem  Gesetz 
werden  zwar  Klassen  auf  gestellt  (I.  Klasse  100  Fl.,  II.  Kl.  80  Fl., 
11.  Kl.  1 Fl.),  aber  die  Einreihung  in  eine  Steuerklasse 
erfolgt  nicht  nur  nach  den  Vermögens-  und  Erwerbsverhält- 
nissen, sondern  auch  nach  der  vorgeschriebenen  Jahresschuldig- 
keit  an  direkten  Steuern.  Ausschlaggebend  für  die  Bemessung 
der  Militärtaxe  sollte  der  zehnte  Teil  der  Jahresschuldigkeit  an 
direkten  Steuern  samt  Staatszuschlägen  sein.  Um  ein  Miß- 
verständnis in  meinen  Ausführungen  zu  vermeiden,  schicke  ich 
voraus,  daß  ich  nur  die  gegenwärtig  geltenden  Gesetze,  die 
Gesetzentwürfe  Deutschlands  und  Italiens  und  das  aufgehobene 
Gesetz  Frankreichs  und  Portugals  berücksichtigen  werde,  ich 
werde  mich  also  weiterhin  nicht  mehr  auf  das  Gesetz,  welches 
in  Oesterreich  im  Jahre  1880  bestand,  berufen,  sondern  nur 

auf  das  gegenwärtige  von  1907. 

Ich  glaube,  daß  die  Berechnung  nach  den  direkten  Steuv.rn 

auch  der  Grund  dafür  gewesen  ist,  daß  der  Gesetzgeber  in 
Rumänien  die  Berücksichtigung  der  die  Leistungsfähigkeit  beein- 
trächtigenden Momente  nicht  vorschreibt,  da  diese  bei  der  Ver- 
anlagung der  direkten  Steuern  schon  erfolgt.  Im  großen  und 
ganzen  bietet  die  Besteuerung  nach  der  Jahresschuldigkeit  an 
direkten  Steuern  den  Vorzug,  daß  eine  neue  Festsetzung  des 
steuerfähigen  Einkommens  vermieden  wird  und  dadurch  eine 
Arbeitsersparnis  erfolgt.  In  Rumänien  war  man  aber  gezwun- 
gen, so  zu  verfahren,  denn  hier  besteht  eine  allgemeine  Ein- 
kommenssteuer und  Vermögenssteuer  noch  nicht,  so  daß  die 
Wehrsteuer  auch  nicht  als  solche  eingeführt  werden  konnte, 
welches  prinzipiell  die  beste  Lösung  der  Frage  wäre.  Deshalb 
hat  man  als  Ausgangspunkt  die  direkten  Realsteuem  ge- 
nommen, die  hier  nach  französischem  Muster  stark  ausgebildet 
sind,  insbesondere  die  Grundsteuer.  Die  starke  Ausbildung  der 
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jrundsteuer  hängt  mit  der  Natur  Rumäniens  als  Agrarstaat 
zusammen. 

In  der  Schweiz  kommen  für  die  Berechnung  des  Zuschlages 
das  reine  Vermögen  und  das  Einkommen  in  Betracht.  Der 
Gesetzgeber  hat  hier  genau  festgestellt,  was  unter  reinem  Ver- 
mögen und  Einkommen  zu  verstehen  sei.  Als  reines  Vermögen 
erachtete  er  das  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen,  jedoch 
nach  Abzug  der  Schulden.  Um  die  Landwirtschaft  gewisser- 
maßen zu  entlasten,  hat  er  die  Bestimmung  getroffen,  daß  das 
Vermögen,  welches  in  landwirtschaftlichen  Gebäuden  und 
Grundstücken  angelegt  ist,  nach  Abzug  der  Hjpothekenschulden 
nur  zu  % seines  Verkaufswertes  zu  berechnen  sei.  Ich  glaube 
aber,  daß  eine  Besteuerung  nach  dem  Verkaufswert  nicht 
wünschenswert  ist,  denn  die  kleinen  Grundstücke,  die  bei  der 
Wehrsteuer  besonders  in  Betracht  kommen,  erlangen  durch  viel- 
fachen Besitzwechsel  einen  höheren  Verkaufswert,  als  dem  tat- 
sächlichen Ertragswert  entspricht.  Je  geringer  der  Ertrag  im 
Verhältnis  zum  Werte  ist,  desto  stärker  wird  dieser  Ertrag 
durch  die  Vermögenssteuer  getroffen.  Ich  glaube,  daß  das  auch 
der  Grund  dafür  gewesen  ist,  daß  der  Gesetzgeber  nur  % des 
Verkaufs  wertes  in  Anschlag  bringt.  Auch  der  Wert  der  für 
die  Haushaltung  erforderlichen  Eahrhabe  sowie  der  nötigen 
Handwerks-  und  Eeldgeräte  werden  nicht  in  Berechnung  ge- 
zogen. Unter  reinem  Einkommen  versteht  der  Gesetzgeber  den 
Erwerb,  der  mit  der  Ausübung  einer  Kunst,  mit  dem  Betrieb 
eines  Berufes,  Geschäftes  oder  Gewerbes,  mit  der  Ausübung 
eines  Amtes  oder  einer  Stellung  verbunden  ist,  wie  auch  den 
Ertrag  von  Leibrenten,  Pensionen  und  ähnlichen  Nutzungen. 
Die  mit  der  Gewinnrmg  des  Einkommens  verbundenen  Un- 
kosten, unter  Ausschluß  der  Haushaltungskosten,  sowie  5 % 
des  in  einem  Gewerbe  arbeitenden  Kapitals  werden  in  Abzug 
gebracht.  Ich  glaube,  daß  der  Gesetzgeber  mit  dieser  Be- 
stimmung die  Absicht  gehabt  hat,  den  fleißigen  Unternehmer 
zu  schonen,  und  ihm  5 % seines  angelegten  Kapitals  deshalb 
freigelassen  hat,  um  ihm  dadurch  eine  mäßige  Verzinsung  seines 
arbeitenden  Kapitals  zu  ermöglichen.  Durch  die  Bestimmung, 
daß  nur  das  in  einem  Gewerbe  arbeitende  Kapital,  nicht  auch 


83 


das  werbende  Kapital  eines  Bankiers  z.  B.,  berücksichtigt  wer- 
den soll,  läßt  darauf  schließen,  daß  der  Gesetzgeber  das  un- 
fundierte Einkommen  minder  schwer  als  das  fundierte  treffen 
wollte.  Daß  er  überhaupt  diese  Absicht  gehabt  hat,  geht  aus 
der  Mitbesteuerung  des  Vermögens  hervor.  Eine  progressive 
Besteuerung  kennt  das  schweizer  Gesetz  nicht.  Der  Steuer- 
satz beträgt  1,5%  beim  Einkommen  und  1,5 beim  Ver- 
mögen. Es  findet  eine  proportionale  Besteuerung  statt.  Außer 
den  oben  erwähnten  Maßnahmen  hat  der  Gesetzgeber  insofern 
der  Leistungsfähigkeit  Rechnung  getragen,  als  er  bestimmt  hat, 
daß  Vermögen  bis  1000  Er.  und  Einkommen  bis  600  Er.  steuer- 
frei sind.  Diese  Ereilassung  eines  Existenzminimums  ist  auch 
dem  österreichischen,  dem  deutschen  und  dem  rumänischen 
Gesetzgeber  bekannt,  ln  Oesterreich  wird  das  steuerfreie 
Existenzminimum  auf  1200  Kr.,  in  Deutschland  auf  1000  Mark 
und  in  Rumänien  auf  500  Lei  festgestellt.  Das  steuerfreie 
Existenzminimum  erscheint  mir  nur  ein  fiktives  in  Deutschland 
und  Rumänien,  da  hier  eine  wenn  auch  mäßige  Kopfsteuer  zu 
entrichten  ist.  Der  Gesetzgeber  war  in  der  Schweiz,  im  Gegen- 
satz zu  Rumänien,  insofern  noch  bemüht,  der  Leistungsfähigkeit 
Rechnung  zu  tragen,  als  er  bestimmt  hat,  daß  vom  vollendeten 
32.  bis  z'iim  vollendeten  44.  Altersjahre  die  Pflichtigen  nur  die 
Hälfte  des  auf  sie  fallenden  Ersatzbetrages  zu  entrichten  haben. 
Diese  Maßnahme  erscheint  mir  eine  billige,  denn  in  diesen 
Jahren  ist  der  Pflichtige  gewöhnlich  verheiratet  und  hat  deshalb 
auch  höhere  Lasten  zu  tragen.  Wir  sehen,  daß  der  Gesetzgeber 
in  der  Schweiz  in  vollem  Maße  dem  Prinzip  der  Besteuerung 
nach  der  Steuerkraft  Rechnung  trägt,  ohne  direkt  zu  betonen, 
daß  auf  die  die  Leistungsfähigkeit  beeinträchtigenden  Momente 
Rücksicht  zu  nehmen  sei.  Wenn  in  der  Schweiz  die  Wehrsteuer 
als  Wehrvermögens-  und  Wehreinkommensteuer  eingeführt 
wurde,  so  war  dies  mit  Rücksicht  auf  das  Steuersystem  der 
Schweiz  möglich.  Das  Charakteristikum  nämlich  des  schweize- 
rischen Steuersystems  ist  die  starke  Ausbildung  der  Einkommen- 
steuer und  besonders  der  Vermögenssteuer;  eine  Tatsache,  die 
sich  nur  historisch  erklären  läßt.  Die  direkten  Realsteuern  haben 
sich  nur  dürftig  entwickelt.  Die  Grundsteuer  hat  in  der  Mehr- 


84 


2ahl  der  Schweizer  Kantone  nicht  festen  Fuß  zu  fassen  ver- 
r locht,  da  die  Voraussetzung  dazu,  eine  gute  Bodenvermessung 
r och  bis  heute  fehlt.  Dies  hängt  mit  der  geographischen  Lage 
cer  Schweiz  zusammen.  Die  allgemeine  Einkommensteuer  hat 
Sich  aber  immer  mehr  und  mehr  neben  der  Vermögenssteuer 
tinen  wichtigen  Platz  im  Steuersystem  der  Schweiz  errungen, 
lii  den  verschiedenen  Kantonen  bestehen  gegenwärtig  Ver- 
1 lögenssteuer  und  allgemeine  Einkommensteuer  gleichberechtigt 
nebeneinander,  oder  die  allgemeine  Einkommensteuer  tritt  nur 
« Is  Ergänzungssteuer  hinzu.  Bei  der  großen  Bedeutung,  die  in 
<!er  Schweiz  die  Vermögenssteuer  und  die  allgemeine  Ein- 
lommensteuer  einnimmt,  konnte  der  Gesetzgeber  auch  anders 
nicht  verfahren,  und  so  ist  die  Wehrsteuer  als  Wehrvermögens- 
und Wehreinkommensteuer  eingeführt  worden'. 

B.  Serbien  und  Bulgarien. 

Große  Aehnlichkeit  mit  Rumänien  weist  Serbien  auf. 
Ot^ährend  aber  Rumänien  nur  einige  direkte  Steuern  als  Aus- 
gangspunkt nimmt,  um  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Pflich- 
:igen  zu  schließen,  nimmt  Serbien  sämtliche  dii  ekten  Steuern  als 
5teuerbemessungsgrundlage.  Der  Gesetzgeber  ist  hier  von  dem 
jedanken  ausgegangen,  daß  die  gesamten  direkten  Steuern  als 
dn  Spiegel  der  Leistungsfähigkeit  anzusehen  sind,  und  be- 
stimmt lediglich,  daß  30  % dieser  Steuern  als  Wehrsteuer  zu 
entrichten  seien.  Dadurch  hat  er  alle  einzelnen  Maßnahmen,  die 
sich  auf  die  Erfassung  der  Leistungsfähigkeit  richten,  vermieden. 
Aber  dieses  Vorgehen  und  vor  allem  der  hohe  Satz  von  30  % 
erscheinen  mir  als  ein  rücksichtsloses  Vorgehen,  indem  der  Ge- 
setzgeber stark  von  fiskalischen  Gesichtspunkten  geleitet  dem 
Staate  eine  ergiebige  Steuerquelle  erschließen  woillte.  Der  Ge- 
setzgeber ist  hier  von  der  gesamten  direkten  Steuerleistung  aus- 
gegangen, da  in  Serbien  das  direkte  Ertragssteuersystem  stark 
ausgebildk  ist.  Es  besteht  aus  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe- 
und  Kapitalrentensteuer.  Es  gibt  noch  eine  Lohn-  und  Be- 
soldungssteuer und  eine  Kopfsteuer.  Ein  Charakteristikum  des 


1.  Siehe  Schanz:  „Die  schweizer  Steuern.“ 
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serbischen  Steuersystems  ist  die  Staatszuschlagssteuer.  Sie  wird 
auf  Grund  der  schon  veranlagtem  direkten  Staatssteuern  er- 
hoben. Der  Satz  beträgt  75  % der  gesamten  direkten  Steuer- 
leistung. Es  besteht  ferner  noch  ein  6%iger  Zuschlag  für 
Militärzwecke  und  noch  30  Cent,  pro  Kopf  für  Brückenbauten. 
Dieses  System  der  Zuschläge  wurde  auch  ins  Auge  gefaßt,  als 
es  sich  darum  handelte  die  Wehrsteuer  einzuführen;  und  so  kam 
sie  als  ein  30%iger  Zuschlag  zur  gesamten  direkten  Steuer- 
leistung zustande.  Da  die  direkten  Steuern  aber  in  Serbien  sehr 
mangelhaft  durchgeführt  sind,  so  kann  man  sich  wohl  denken 
wie  ungleichmäßig  und  drückend  die  Wehrsteuer  wirken  muß 
und  wie  die  durch  die  Staatszuschlagssteuer  verschärften 
Mängel  des  direkten  Steuersystems  durch  sie  in  noch  höherem 
Maße  verschärft  werden.  In  Serbien,  wie  in  allen  Ba  kan- 
ländern,  besteht  keine  allgemeine  Einkommensteuer  und  keine 
ergänzenden  Vermögenssteuern,  da  diese  große  Anforderungen 
an  die  Leistungsfähigkeit  der  gesetzgebendem  und  ausfuhrenden 
Organe  stellen.  Deshalb  ist  auch  hier  die  Wehrsteuer  nicht  als 
solche  eingeführt,  sondern  der  schablonenmäßige  Weg  der  Zu- 
schläge gewählt  worden-. 

Im  Gegensatz  zu  Serbien,  werden  in  Bulgarien,  um  die 
Leistungsfähigkeit  eines  Steuerpflichtigen  festzustellcn,  die 
Familienverhältnisse,  die  soziale  Stellung  des  Betrelfendeit  sowie 
seiner  Eltern,  ihre  materielle  Lage  und  die  Steuern,  die  an  den 
Staat  entrichtet  werden,  in  Betracht  gezogen.  Die  Wehrsteuer 
zerfällt  in  15  Kategorien  und  die  Einreihung  in  eine  dn&er 
Kategorien  erfolgt  nach  den  oben  angeführten  Merkmalen. 
Wird  aber  lediglich  der  Satz  aufgesteUt,  daß  die  Hohe  der  Wehr- 
steuer von  der  materiellen  Lage  der  Familie  (Einkommen,  en- 
sionen,  Gehälter  usw.)  abhängt,  ohne  die  Zahl  der  Kinder  un 
die  die  Leistungsfähigkeit  beeinträchtigenden  Momente  zu  be- 
rücksichtigen, so  können  leicht  Ungerechtigkeiten  entstehen. 


9 Dr  Velizar  Jankowitsch : „System  der  direkten  Steuern  in 

Serbie'n.»  Berlin,  Pl.'il,  Di».  V.  12.  März  IW».  Dr.  Z«.«  M-ko- 

witsch:  „Ertra<rsstcuersystcm  in  Serbien.*  Jena,  1 ln  - 
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Der  Gesetzgeber  hat  diesen  Mangel  eingesehen  und  bestimmt, 
laß  die  festgesetzte  Kategorie  erhöht  oder  gemindert  werden 
cann,  je  nachdem  die  Vermögenslage  des  Betreffenden  sich  ge- 
bessert oder  verschlechtert  hat.  Dadurch  ist  aber  keine  ge- 
lügende  Erfassung  der  Leistungsfähigkeit  vei'bürgt,  denn  die 
Besserung  oder  Verschlechterung  der  Vermögenslage  hängt  von 
zielen  Momenten  ab,  die  der  Gesetzgeber  nicht  angedeutet  hat, 
50  daß  Willkür  und  Eindringen  in  die  Eamilienverhältnisse  der 
Steuerpflichtigen  seitens  der  Einanzbehörden  unvermeidlich 
sind.  Der  gröbste  Eehler  des  bulgarischen  Gesetzes  ist  der 
^roße  Spielraum,  der  den  Behörden  eingeräumt  wird.  Während 
die  reicheren,  leistungsfähigeren  Klassen  relativ  leicht  getroffen 
werden,  denn  die  höchste  jährliche  Leistung  ist  in  der  1.  Klasse 
auf  1000  Er.  veranschlagt,  werden  die  ärmeren  Klassen,  die  der 
XIII.,  XIV.,  XV.  Kategorie,  relativ  stark  belastet.  Es  werden 
den  Steuerpflichtigen  der  XV.  Kategorie  10  Er.  abgefordert,  eine 
Summe,  die  im  Verhältnis  zu  dem  niedrigen  Satz  der  Kopfsteuer 
in  der  Schweiz  (6  Er.),  in  Rumänien  (6  Er.),  F rankreich  (6  Er.), 
Deutschland  (4  Mk.),  Italien  (3  Lire)  und  der  gänzlichen  Be- 
freiung der  untersten  Klassen  in  Oesterreich  (Einkommen  bis 
1200  Kr.)  eine  relativ  hohe  Leistung  darstellt,  die  noch  drücken- 
der erscheint,  wenn  man  die  Vermögensverhältnisse  Bulgariens 
mit  denen  der  anderen  Länder  vergleicht.  Aus  dem  Dargelegten 
geht  hervor,  daß  hier  die  Wehrsteuer  eine  selbständige  Stellung 
im  Steuersystem  einnimmt.  Sie  hat  auch  eine  besondere  Ge- 
staltung. Die  Aufstellung  der  15  Kategorien  und  die  Ein- 
reihung in  eine  dieser  Kategorien,  in  welcher  eine  feste  Summe 
zu  entrichten  ist,  nach  den  oben  genannten  Merkmalen,  weist 
auf  das  Bestreben  hin,  die  Wehrsteuer  der  Leistungsfähigkeit 
anzupassen,  was  aber  dadurch  nicht  erreicht  wurde.  Im  Gegen- 
satz zu  Serbien  haben  wir  hier  aber  den  Vorteil,  daß  die  bei 
den  direkten  Steuern  begangenen  Ungerechtigkeiten  auf  die 
Wehrsteuer  nicht  übertragen  werden.  Diese  selbständige  Stel- 
lung der  Wehrsteuer  bleibt  ein  Vorteil.  Das  direkte  Steuersystem 
Bulgariens  besteht  aus  Ertragssteuern  und  aus  einer  Berufs- 
einkommensteuer oder  Lohn-  und  Besoldungssteuer.  Eine  all- 
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gemeine  Einkommensteuer,  als  deren  Zuschlag  die  Wehrsteuer 
bedacht  werden  konnte,  besteht  nicht  . 


C.  Oesterreich  und  Ungarn. 

In  Eorm  einer  klassifizierten  Einkommensteuer  ist  die 
Wehrsteuer  in  Oesterreich  aufgebaut.  Eür  die  Veranlagung  der 
Dienstersatztaxe  ist  stets  jenes  Einkommen  maßgebend,  welches 
der  Bemessung  der  Personaleinkommensteuer  des  Militärpflich- 
tigen zugrunde  gelegt  wird.  Dadurch  ist  eine  Neuveranlagung 
sämtlicher  Steuerpflichtigen  vermieden  und  viel  Arbeit  erspart. 
Wie  erwähnt,  ist  ein  steuerfreies  Existenzminimum  von  1 200  Kr. 
und  keine  Kopfsteuer  vorgesehen.  Um  jede  willkürliche  Be- 
steuerung zu  vermeiden,  hat  der  Gesetzgeber  nicht  nur  als  not- 
wendig erachtet,  die  Einkommensklassen  und  den  entsprechen- 
den Steuerbetrag  festzustellen,  sondern  es  werden  auch  die  Per- 
sonaleinkommensteuersätze und  die  diesem  Steuersatz  ent- 
sprechenden Einkommen  angegeben. 

Im  Gegensatz  zu  den  bisherigen  Ländern  wird  in  Oester- 
reich die  größte  Last  den  Reichen  aufgebürdet.  Die  Steuer  steigt 
stark  progressiv  von  0,48  % bis  3,31  % bei  einem  Einkommen 
von  250  000  Kr.  Eür  je  20  000  Kr.  Einkommen  mehr  steigt  die 
Dienstersatztaxe  um  je  750  Kr.,  so  daß  bei  einem  Emkommen 
von  1 000  000  eine  Wehrsteuir  von  36  038  Kr.  oder  3,60  /;  zu 

entrichten  ist. 

Dieses  theoretisch  bis  ins  Unendliche  progressive  Steigen 
des  Steuersatzes,  ohne  Eestsetzung  einer  Grenze,  entspricht 
nicht  dem  Charakter  der  Wehrsteuer  als  Ausgleichsabgabe.  Sie 
erhält  dadurch  den  Charakter  einer  richtigen  Einkommensteuer, 
ohne  irgendeinen  Zusammenhang  mit  einer  Wehrsteuer  zu 
haben,  die  nichts  anderes  sein  soll  als  ein  Ersatz  für  den  nicht 
geleisteten  Militärdienst;  wie  dieser  gewissermaßen  wirtschatt- 


3 Für  die  Vcrhällnisse  Bulgiiriens  siehe  ,,Finanz.wissenscliair‘ 
von  Dr  Georo  Petkoff.  Für  die  Oestaltuni^  der  indirek  en  U 
steueruno  und  überhaupt  des  Zolhvesens  vgl.  „I)ie 
Beziehungen  Oesterreich-Pngarns  zu  den  Landern  an  der 

Donau"  von  Ur.  Karl  ürünberg. 
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lieh  begrenzte  Opfer  auferlegt,  so  muß  auch  die  Wehrsteuer 
lach  oben  begrenzt  sein,  um  ihren  Charakter  als  solche  nicht  zu 
verlieren.  Dieses  Verfahren  kann  nur  durch  die  schlechte  finan- 
zielle Lage  Oesterreichs  erklärt  werden,  das  wie  Serbien,  wo 
ebenfalls  keine  Begrenzung  stattfindet,  sich  dadurch  eine  er- 
giebige Steuerquelle  erschließen  wollte.  Auch  Deutschlands 
Cesetzentwurf  kannte  keine  höchste  Jahresleistung;  es  wurden 
3 % von  jedem  Einkommen  über  6000  M.  erhoben.  Nur  die 
Schweiz,  Ungarn,  Bulgarien,  Rumänien  und  der  Gesetzentwurf 
Italiens  haben  dem  speziellen  Charakter  der  Wehrsteuer  Rech- 
nung getragen,  und  eine  jährliche  Höchstleistung  fixiert,  ln 
der  Schweiz  darf  der  jährliche  Einkommens-  und  Vermögens- 
zuschlag den  Betrag  von  3000  Fr.  nicht  übersteigen,  und  zieht 
man  die  6 Fr.  Kopfsteuer  in  Betracht,  so  ergibt  sich  eine  Ge- 
samthöchstleistung von  3006  Fr.,  ln  Ungarn  hat  der  in  der 
höchsten  Steuerklasse  eingereihte  Steuerpflichtige  eine  Höchst- 
leistung von  120  Fl.  zu  entrichten.  In  Rumänien  darf  der 
Maximalbetrag  der  Zuschlagsteuer  im  Jahr  2000  Lei  nicht  über- 
schreiten. Bulgarien  erhebt  als  höchste  Jahresleistung  1000  Fr., 
und  in  dem  Gesetzentwurf  Italiens  wurde  bestimmt,  daß  der 
Teil  des  steuerpflichtigen  Einkommens  über  10  000  Lire  von  der 
proportionalen  Taxe  befreit  ist.  Da  nach  dem  in  Frankreich 
geltenden  Gesetze  die  Proportionalabgabe  gleich  dem  drei- 
fachen Hauptbetrage  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  der  Zen- 
siten  war,  so  kann  man  auch  in  diesem  Falle  nicht  von  einer 
Begrenzung  der  Wehrsteuer  sprechen. 

Bemerkenswert  für  alle  Gesetzgebungen  ist  die  Festsetzung 
der  Steuersätze  lediglich  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit und  nicht  nach  dem  Grad  der  Untauglichkeit  oder  Er- 
werbsunfähigkeit. Diese  sind  für  die  Veranlagung  nicht  aus- 
schlaggebend, sie  werden  aber  insofern  berücksichtigt,  als  eine 
F.rmäßigung  oder  gänzliche  Befreiung  von  der  Steuer  dadurch 
herbeigeführt  werden  kann.  Das  österreichische  Gesetz  trägt 
der  dauernden  Erwerbsunfähigkeit  Rechnung,  indem  es  be- 
stimmt, daß  eine  Ermäßigung  der  Dienstersatztaxe  um  ein 
Viertel  stattfinden  kann,  wenn  die  Dienstuntauglichkeit  durch 
ein  Gebrechen  verursacht  wurde,  welches  dauernde  Erwerbs- 
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Unfähigkeit  nach  sich  zieht.  Solche  Ermäßigungen  sehen  die 
anderen  Gesetze  nicht  vor  und  begnügen  sich  nur  mit  einer 
gänzlichen  Befreiung  von  jeder  Steuerzahlung,  wenn  der  Er- 
werbsunfähige gleichzeitig  auch  vermögenslos  ist.  Eine  Be- 
steuerung nur  nach  dem  Vermögen,  ohne  den  Grad  der  Er- 
werbsunfähigkeit zu  berücksichtigen,  schließt  große  Ungerech- 
tigkeiten in  sich;  denn,  der  mit  dem  gleichen  Vermögen  wie  der 
Krüppel  Ausgestattete,  aber  Erwerbsfähige,  wird  dadurch  unge- 
rechterweise in  eine  günstigere  Lage  versetzt,  da  er  seine  Er- 
werbsfähigkeit voll  ausnutzen  kann,  um  Vermögen  anzusammeln 
und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  Wehrsteuer  von  sich  ab- 
zuwälzen, während  der  Krüppel  Quoten  seines  eigenen  Ver- 
mögens in  Anspruch  nehmen  muß,  wenn  es  klein  ist  und  nicht 
ausreicht,  daß  er  die  Wehrsteuer  aus  dem  Einkommen  bestreiten 
könnte;  besonders  im  Falle  einer  Wehrvermögenssteuer,  die 
hoch  gegriffen  ist.  Eine  Berücksichtigung,  aber  keine  Staffelung 
der  Steuersätze  nach  dem  Grad  der  Untauglichkeit  erachte  ich 
für  geboten. 

Im  schroffsten  Gegensatz  zu  Oesterreich  steht  merk- 
würdigerweise Ungarn,  welches  von  dem  Gesetzgeber  der 
anderen  Hälfte  der  Monarchie  sich  nicht  beeinflussen  ließ. 
Während  in  Oesterreich  die  Wehrsteuer  in  der  Form  einer 
klassifizierten  Einkommensteuer  mit  Freilassung  eines  Existenz- 
minimums und  ohne  Begrenzung  der  jährlichen  Leistung  auf- 
gebaut ist,  wird  die  Wehrsteuer  in  Ungarn  nach  Klassenmerk- 
malen unter  Zuhilfenahme  der  Steuerschuldigkeit  veranlagt.  Es 
besteht  in  Ungarn  nämlich  für  die  unteren  Schichten  der  Be- 
völkerung die  Wehrklasscnsteuer,  während  für  die  Reicheren 
die  Veranlagung  auf  Grund  der  gesamten  direkten  Staatssteuern 
und  des  Grundentlastungsbeitrages  erfolgt.  Dieser  Gegensatz 
hängt  aber  auf  das  engste  mit  der  Gestaltung  der  Steuersysteme 
Oesterreichs  und  Ungarns  zusammen.  Während  in  Oesterreich 
die  klassifizierte  Einkommensteuer  (Personaleinkommensteuer), 
die  ihrem  Wesen  nach  fast  eine  allgemeine  Einkommensteuer  ist 
und  neben  den  Ertragssteuern  die  Grundlage  des  österreichi- 
schen Steuersystems  bildet,  als  Ausgangspunkt  für  die  Gestal- 
tung der  Wehrsteuer  genommen  werden  konnte,  war  dies  in 
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Ungarn  nicht  möglich,  da  hier  eine  Einkommensteuer  nicht 
durchzudringen  vermochte.  Das  Steuersystem  Ungarns  ist  im 
allgemeinen  ein  Ertragssteuersystem  und  bei  dem  mehr  agrari- 
schen Charakter  des  Landes,  bei  der  gewissermaßen  geringeren 
Differenzierung  des  Volksvermögens  und  Volkseinkommens,  ist 
man  auch  vernünftig  verfahren,  wenn  man  die  Wehrsteuer  für 
die  unteren  Schichten  der  Bevölkerung  als  Wehrklassensteuer 

eingeführ  hat. 

In  Ungarn  werden  also  die  Militärtaxpflichtigen  in  fünf 
Klassen  geteilt.  Für  die  drei  ersten  Klassen  wird  ein  fester 
Steuersatz  von  3,  4 bzw.  6 Fl.  bestimmt  und  die  Einreihung 
in  eine  Klasse  erfolgt  lediglich  nach  sozialen  Merkmalen. 

Der  I.  Klasse  gehören  an: 

a)  Die  in  der  Landwirtschaft  und  in  Fabriken,  Handels- 
und Industriegeschäften  und  Unternehmungen  als  Dienst- 
boten angestellten  Individuen; 

b)  die  Taglöhner: 

Der  II.  Klasse  gehören  an: 

a)  Die  Hausdienstboten; 

b)  die  in  Fabriken,  Handels-  und  Industriegeschäften  und 
Unternehmungen  angestellten  Gehilfen  und  Hilfsarbeiter, 
wenn  sie  nicht  mehr  als  40  Fl.  Monatslohn  beziehen 
oder  im  Stücklohn  arbeiten; 

c)  die  Diurnisten  und  die  keine  beständige  Jahres-  oder 
Monatsgage  beziehenden  Schreiber  und  im  allgemeinen 
die  in  einem  Geschäft,  einer  Unternehmung  oder  einer 
Anstalt  die  Schreibe-,  Rechnungs-  oder  Aufsichtsagenden 
ohne  definitive  Anstellung  verrichtenden  Individuen; 

d)  ohne  stabiles  geschäfthandelnden  Hausierer. 

Man  könnte  gegen  diese  Veranlagung  nach  sozialen  Merk- 
malen den  Einwand  erheben,  daß  dadurch  der  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  nicht  Rechnung  getragen  wird,  so  daß  die 
Festsetzung  einfö  bestimmten  Satzes  für  jede  Klasse  die  Wir- 
kung einer  Kopfsteuer  haben  würde.  Zieht  man  aber  in  Be- 
tracht, daß  die  oben  angeführten  Steuerobjekte  im  allgemeinen 
tatsächlich  vermögenslos  sind  und  nur  von  dem  Erwerb  leben. 
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daß  das  Einkommen  bei  diesen  Zensiten  keine  großen  Unter- 
schiede aufzuweisen  hat,  und  berücksichtigt  man  noch  die 
Mäßigkeit  des  Steuersatzes,  so  kann  dieser  Veranlagungsmodus 
gutgeheißen  werden.  Für  die  Erfassung  der  Leistungsfähigkeit 
der  reicheren  Klassen,  bei  denen  die  Vermögens-  und  Ein- 
kommensunterschiede größer  sind,  hat  sich  der  Gesetzgeber 
begnügt,  die  Jahresschuldigkeit  an  direkten  Steuern  der  Be- 
steuerung zugrunde  zu  legen,  und  glaube  ich,  daß  er  dadurch 
seinen  Zweck  auch  erreicht  hat,  da  die  direkten  Steuern,  wenn 
diese  nach  gerechten  Prinzipien  veranlagt  sind,  genügende  An- 
haltspunkte für  die  Beurteilung  der  Leistungsfähigkeit  bieten 
können.  Die  IV.  und  V.  Klasse  der  Militärtaxpflichtigen  werden 
nach  dem  letzteren  Verfahren  besteuert.  Zu  der  IV.  Klasse  ge- 
hören alle  Zensiten,  die  in  die  II.  oder  III.  Eewerbssteuerklasse 
fallen.  Sie  zahlen  als  Militärtaxe: 
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Die  V.  Steuerklasse  wird  von  den  in  die  IV.  Erwerbssteuer- 


klasse  Fallenden 

gebildet 

und  zahlt  folgende  Steuersätze: 
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Es  erfolgt  gewissermaßen  eine  progressive  Besteuerung, 
nicht  eine  proportionale  wie  in  Rumänien  und  in  Serbien,  wo 
ein  bestimmter  Satz  vom  Hundert  festgelegt  wird.  Nach  diesen 
Bestimmungen  erscheint  mir  die  Belastung  der  unteren  Klassen, 
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wenn  auch  absolut  klein,  trotzdem  im  Verhältnis  zu  den  reiche- 
ren, leistungsfähigeren  Klassen  als  eine  drückende.  Die  Höchst- 
leistung von  120  Fl.  ist  zu  niedrig  gegriffen  und  eine  Erhöhung 
des  Satzes  wäre  ohne  Verletzung  der  Gerechtigkeitsgefühle  als 
wünschenswert  zu  bezeichnen.  Eine  Ermäßigung  des  Steuer- 
satzes nach  dem  Grad  der  Erwerbsunfähigkeit  kennt  das 
ungarische  Gesetz  nicht.  Die  Besteuerung  in  Ungarn  hat  große 
Aehnlichkeit  mit  der  Serbiens.  Beide  Länder  nehmen  die  ge- 
samten direkten  Steuern  als  Steuerbemessung.sgrundlage;  es  be- 
stehen aber  auch  große  Unterschiede.  Während  in  Serbien  die 
Veranlagung  eine  schablonenmäßige  ist,  wird  in  Ungarn  eine 
gewisse  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  genommen.  Es 
besteht  eigentlich  eine  Progression  des  Steuersatzes,  wie  man 
aus  der  Tafel  ersehen  kann,  mit  Eestsetzung  einer  Höchst- 
leistung, die  in  Serbien  nicht  vorgesehen  ist.  Weiter  kommt 
noch  in  Ungarn  die  Besteuerung  der  ärmeren  Klassen  nach 
sozialen  Merkmalen  in  Betracht.  Wenn  die  Veranlagung  der 
Wehrsteuer  nach  Maßgabe  der  direkten  Steuerh,  wie  es  in  Un- 
garn, Rumänien  und  Serbien  geschieht,  den  Vorzug  erhält,  weil 
man  eine  Neuveranlagung  vermeiden  und  ebenfalls  der  Lei- 
stungsfähigkeit Rechnung  tragen  kann,  so  ist  das,  wie  gesagt, 
nur  dann  der  Fall,  wenn  die  Veranlagung  der  direkten  Steuern 
die  Gerechtigkeitsforderungen  bewahrt.  Erfolgt  die  Veran- 
lagung der  direkten  Steuern  nicht  nach  den  Prinzipien  der  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit,  werden  die  Gerechtig- 
keitsforderungen nicht  erfüllt  und  nimmt  man  diese  Steuern  als 
Grundlage  für  die  Bemessung  der  Wehrsteuer,  so  werden  alle 
Ungerechtigkeiten,  die  bei  den  direkten  Steuern  begangen 
worden  sind,  auch  auf  die  Wehrsteuer  übertragen.  Deshalb  er- 
scheint mir  dieser  Besteuerungsmodus  nicht  für  Serbien*  ge- 
eignet, wo,  wenn  auch  der  gute  Wille  herrscht,  die  Besteuerung 
aus  Mangel  an  genügenden  Kenntnissen  nicht  im  vollen  Maße 
gerecht  sein  kann;  man  kann  ihn  höchstens  für  Ungarn  und 
auch  für  Frankreich  befürworten,  welches  das  direkte  Steuer- 
system am  erfolgreichsten,  wie  Adolf  Wagner  sagt,  ausgebildet 
hat.  Wird  in  Frankreich  bestimmt,  daß  die  Proportionalabgabe 
gleich  dem  dreifachen  Hauptbetrage  der  Personal-  und  Mobiliar- 
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Steuer  des  Zensiten  sein  soll,  so  wird  dadurch  die  Wehrsteuer 
auf  einer  sicheren  Grundlage  aufgebaut.  Die  Zusatzsteuer  in 
Frankreich  ist  also  der  Mobiliarsteuer  gegenüber  proportional 
gestaltet.  Diese  eigentümliche  Gestaltung  der  Wehrsteuer  in 
Frankreich  hängt  mit  dem  Steuersystem  zusammen.  Hier  be- 
steht keine  allgemeine  Einkommensteuer,  trotz  der  Bemühungen 
mancher  Staatsmänner  (Doumer-Bourgeois,  Caillaux).  Erst 
jetzt  unter  dem  Drucke  der  finanziellen  und  politischen  Lage  ist 
sie  eingeführt  worden.  Die  Ertragssteuern  haben  sich  aber 
tadellos  entwickelt,  besonders  die  Grundsteuer.  Dies  hängt  mit 
den  physiokratischen  Lehren  vom  produit  net  zusammen. 

D.  Italien  und  Deutschland. 

(Gesetzentwürfe.) 

Nach  dem  italienischen  Gesetzentwurf  erfolgte  die  Ver- 
anlagung der  Steuerpflichtigen  durch  eine  Kopfsteuer  in  Ver- 
bindung mit  einer  Zusatzsteuer,  die  das  Einkommen  erfaßte. 
Die  Kopfsteuer  war  auf  3 Lire  veranschlagt  und  traf  jeden  zur 
Aushebung  Eingeschriebenen.  Die  Zusatzsteuer  war  eine  pro- 
portionale Taxe  zum  gesamten  Einkommen  und  wurde  für 
Einkommen  von  400  Lire  bis  6000  Lire  festgesetzt;  wenn  da- 
gegen die  Einkünfte  höher  als  6000  Lire  waren,  so  stieg  die 
Taxe  für  je  1000  Lire  um  18  Lire  bei  Einkommen  von  6000 
bis  15  000  Lire: 

um  21  Lire  für  Einkommen  von  15  000  — 25  000, 

.,  24  „ „ 25  000  - 50  000, 

„ 27  „ „ „ „ 50  000  - 75  900, 

,.  30  „ 75  000  - 100  000, 

Das  steuerpflichtige  Einkommen  über  100  000  Lire  blieb 
von  der  proportionalen  Taxe  befreit  so  daß  die  Wehrsteuer  nach 
oben  begrenzt  war.  Nach  diesem  Besteuerungmodus  war  die 
jährliche  Höchstleistung  2499  Lire.  Wichtig  ist  die  Bestim- 
mung, daß  bei  Eestsetzung  der  proportionalen  Taxe  die  ökono- 
mischen Spezialverhältnisse,  die  die  Leistungsfähigkeit  ver- 
mindern, wie  zahlreiche  Kinder,  Verpflichtungen  gegen  arme 
Eltern,  Schulden,  langanhaltende  Krankheiten  oder  außerge- 
wöhnliche Unglückfsälle  berücksichtigt  werden  können.  Bei 
dieser  Berücksichtigung  wird  die  proportionale  Taxe  um  einen 
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ijrad  vermindert,  und  wenn  das  steuerpflichtige  Einkommen 
nicht  über  500  Lire  beträgt,  wird  der  Zensit  von  der  Taxe  be- 
ireit. Bei  der  großen  Bedeutung,  die  die  allgemeine  Einkommen- 
‘ teuer  hier  im  direkten  Steuersystem  einnimmt,  ist  es  auch  ver- 
i tändlich,  weshalb  man  der  Wehrsteuer  diese  Gestaltung  gab. 
IS  lagen  nämlich  die  Voraussetzungen  für  eine  Wehreinkommen- 
; teuer  vor,  da  das  steuerpflichtige  Einkommen  infolge  des  Be- 
stehens der  allgemeinen  Einkommensteuer  leicht  zu  er- 
nitteln  war. 

Viel  AehiiMchkeit  mit  dem  italienischen  weist  der 
deutsche  Gesetzentwurf  auf.  Nach  dem  deutschen 
vie  nach  dem  italienischen  Gesetzentwurf  bestand  die  Wehr- 
steuer aus  einer  festen  Steuer  und  einer  nach  dem  Einkommen 
)emessenen  Zuschlagsteuer.  Durch  diese  Verbindung  versuchte 
nan  die  Steuerkraft  am  besten  zu  erfassen.  Die  Kopfsteuer  wies 
nne  mäßige  Höhe  von  4 Mark  auf.  Außer  der  festen  Steuer 
latten  Steuerpflichtige,  deren  steuerpflichtiges  Einkommen  den 
3etrag  von  6000  Mark  überstieg,  eine  Jahressteuer  von  3 % 
m entrichten,  welche  bei  einem  Jahreseinkommen  von  mehr  als 
fOOO— 8000  Mark  210  Mark  und  für  jedes  weitere  Einkommen 
/on  1000  Mark  30  Mark  Steuer  mehr  betrug.  Ueberstieg  das 
steuerpflichtige  Einkommen  den  Betrag  von  ()000  Mark  nicht, 
so  war  die  Jahressteuer  nach  folgenden  Sätzen  zu  entrichten: 
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Die  Sätze  stiegen  dabei  relativ  stark  progressiv  von  1 % 
Dis  3 % . Eine  Höchstleistung  war  nicht  vorgeschrieben.  Der 
Leistungsfähigkeit  war  insofern  Rechnung  .getragen,  als  ein 
steuerfreies  Existenzminimum  von  1000  Mark  vorgesehen  war, 
and  es  war  bei  der  Veranlagung  außerdem  gestattet,  besondere 


die  Leistungsfähigkeit  beeinflussende  wirtschaftliche  Verhältnisse 
der  Steuerpflichtigen  dergestalt  zu  berücksichtigen,  daß  eine  Er- 
mäßigung der  Regel  nach  um  eine  Stufe  stattfinden  konnte.  Ge- 
hörte der  Steuerpflichtige  der  untersten  Stufe  an,  so  konnte 
seine  Freilassung  von  der  Zuschlagsteuer  erfolgen.  Dieser  Ge- 
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setzentwurf,  der  für  die  damaligen  Verhältnisse  (jetzt  nicht  mehr 
empfehlenswert)  auf  der  sichersten  Grundlage  aufgebaut  war, 
wurde  deshalb  nicht  angenommen,  weil  man  sich  scheute  dem 
Reiche  das  Recht  zur  Einführung  direkter  Steuern,  die  fast  nur 
den  Bundesstaaten  Vorbehalten  waren,  zu  übertragen. 

Man  war  damals  jeder  direkten  Steuer  abgeneigt,  man 
wollte  sie  durch  indirekte  ersetzen,  und  als  die  Wehrsteuer  in 
der  Form  einer  direkten  Einkommensteuer  vorgeschlagen  wurde, 
da  erregte  dies  im  Parlament  allgemeine  Mißstimmung’*  (siehe 
über  Deutschland  ausführlich  Kap.  V). 

Eine  eigentümliche  Stellung  nimmt  Portugal  mit  der 
Besteuerung  der  nicht  dienenden  Wehrpflichtigen  ein.  Dort 
bestanden  (gegenwärtig  außer  Kraft)  zwei  feste  Taxen  von 
2 S 000  Reis  und  2 S 500  Reis,  und  für  die  Entrichtung  je  einer 
dieser  Taxen  war  nicht  die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  maß- 
gebend, sondern  der  Grund  der  Befreiung  vom  Militärdienst. 
Die  niedrigere  Taxe  war  von  demjenigen  zu  entrichten,  dessen 
Befreiungsgrmid  ein  zwingender  war,  wie  Untermaß,  Krank- 
heit, Gebrechen  und  Auslosung.  Diejenigen,  die  wegen 
Familien-  oder  Studienverhältnisse  befreit  waren,  hatten  die 
höhere  Taxe  zu  entrichten.  Dieses  Verfahren  ist  sehr  einfach 
und  schablonenmäßig  und  entspricht  nicht  den  modernen 
Forderungen  einer  gerechten  Steuerbelastung,  da  diese  festen 
Taxen  die  Wirkung  einer  drückender  Kopfsteuer  haben. 

Das  vormalige  Gesetz  Bayerns  (siehe  S.  16)  hatte  die 
Wehrpflichtigen  nach  ihrem  Einkommen  in  Klassen  mit  pro- 
gresiv  aufsteigenden  Wehrgeldbeträgen  eingeteilt. 

§ 3. 

Vorteile  und  Nachteile  dieser  Besteuerungsmodi.  — Dauer  der 
Steuerpflicht  und  die  daraus  sich  ergebende  Mindest-  und 
Höchstbelastung  der  Steuerpflichtigen. 

Aus  der  Mannigfaltigkeit  der  Besteuerungsmodi,  die  im 

4.  Vgl.  die  Verhandlungen  ini  Deutschen  Reichstag,  Akten- 
stücke Nr.  60  und  Marcinowski  a.  a.  O.  S.  38.  Die  Ausführungen 
des  Abg.  von  Puttkammer  S.  05.  Die  Begründung  der  Steuersätze 
und  des  Besteuerungsmodus. 
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§ 2 dieses  Kapitels  ausführlich  dargestellt  worden  sind,  kann 
Iran  die  Schwierigkeiten  ersehen,  mit  denen  man  bei  der  prak- 
ti  .chen  Durchführung  der  Wehrsteuer  zu  kämpfen  hat.  Jede  der 
g schilderten  Besteuerungsmethoden  schließt,  wie  wir  gesehen 
hiben,  Vorteile  aber  auch  Nachteile  in  sich.  Wenn  wir  von 
d !ii  besonderen  Verhältnissen  jedes  Landes  absehen,  wenn  wir 
d e besondere  Gestaltung  der  Steuersysteme  nicht  berücksich- 
tigen und  nur  prinzipiell  die  Vorteile  und  Nachteile  jedes  der 
oaen  geschilderten  Besteuerungsmodi  kennen  lernen  wollen,  so 

bekommt  man  folgendes  Bild: 

Die  Klassensteuer  ist  anwendbar  nur  für  kleine  Ein- 
kommen; für  größere  eignet  sie  sich  nicht,  denn  man  kann  da- 
curch  die  Leistungsfähigkeit  nicht  erfassen.  Die  Vermögens- 
s;euer  bietet  zwar  eine  günstige  Grundlage,  sie  macht  aber 
S teuereinrichtungen  erforderlich,  die  das  Vermögen  ermitteln 
sollen,  und  die  zur  Ermittelung  des  unfundierten  Einkommens 
1 icht  anwendbar  sind.  Die  Besteuerung  nach  der  Steuer- 
schuldigkeit  schließt  den  großen  Nachteil  in  sich,  daß  alle 
l'ehler,  die  bei  der  direkten  Besteuerung  begangen  worden  sind, 
notwendigerweise  auch  auf  die  Wehrsteuer  übertragen  werden, 
line  Einkommensteuer,  die  den  Einkommensquellen  angepaßt 
vird,  ergibt  den  Vorteil,  daß  man  damit  das  fundierte  Ein- 
lommen  stärker  treffen  kann  als  das  unfundierte:  sie  macht  aber 
■in  peinliches  Eindringen  in  die  Vermögensverhältnisse  not- 
vendig  und  ist  mit  großem  Kostenaufwand  verbunden.  Die 
illgemeine  Einkommensteuer,  die  nach  dem  reinen  Einkornmen 
gemessen  wird,  unter  Berücksichtigung  aller  die  Leistungsfähig- 
(eit  beeinträchtigenden  Momente,  hat  den  Vorzug  vor  allen 
etzterwähnten  Besteuerungsarten.  Sie  ist  mit  relativ  geringen 
Kosten  verbunden,  macht  ein  Eindringen  in  die  Vermögensver- 
aältnisse  nicht  erforderlich,  erfaßt  die  Leistungsfähigkeit  am  er- 
folgreichsten, läßt  sich  leicht  in  das  Steuersystem  einfügen,  be- 
sonders wenn  Personalsteuern  bestehen,  und  bei  einer  richüg 
ausgewählten  Progression  entspricht  sie  am  besten  den  Prin- 
zipien der  Gerechtigkeit  im  Steuerwesen.  M.  E.  sollten  für  eine 
nach  gerechten  Prinzipien  eingeführte  Welirsteuer  nur  die 
Klassensteuer  und  die  allgemeine  Einkommensteuer  in  Betracht 
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kommen.  Die  Klassensteuer  sollte  für  die  kleinen  Einkommen 
von  900  oder  1200  Mark  bis  etwa  3000—4000  Mark  zur  An- 
wendung kommen;  für  die  größeren  Einkommen  sollte  die  all- 
gemeine Einkommensteuer  maßgebend  sein  mit  einer  starken 
Progression  von  2 % bis  5 % , ohne  daß  eine  festgesetzte  jähr- 
liche Höchstleistung  von  etwa  2000-3000  Mark  überschritten 
wird.  Die  Mitverpflichtung  der  Eltern  sollte  vermieden  werden. 
Werden  sie  aber  haftbar  gemacht,  so  sollten  sie  nur  mit  dem 
fundierten  Einkommen  eintreten.  Wie  gerecht  auch  die  Forde- 
rung einer  Wehrsteuer  in  der  Form  einer  Wehreinkommensteuer 
prinzipiell,  aus  den  oben  genannten  Gründen,  sein  mag,  so  ist 
sie  leider  nicht  überall  durchführbar.  Die  Steuersysteme  der 
Wehrsteuerstaaten  haben  sich  historisch  verschiedenartig  ent- 
wickelt, so  daß  bei  der  praktischen  Durchführung  dieser  Steuer 
auf  das  bestehende  Steuersystem  Rücksicht  genommen  werden 
muß.  Wie  wir  gesehen  haben,  ist  dies  auch  der  Fall,  denn 
überall  war  der  Gesetzgeber  bemüht  die  Wehrsteuer  in  Ein- 
klang mit  dem  schon  bestehenden  Steuersystem  zu  bringen. 

Mit  dem  bisher  Dargelegten  hängt  auch  die  Dauer  der 
Steuerpflicht  und  die  daraus  sich  ergebende  Mindest-  und 
Höchstbelastung  der  Steuerpflichtigen  zusammen.  In  fast  allen 
Ländern  läuft  die  Steuerpflicht  parallel  der  Wehrpflicht.  Man 
wollte  dadurch  in  der  Bevölkerung  das  Bewußtsein  erwecken, 
daß  die  Wehrsteuer  ein  Ersatz  für  den  nicht  geleisteten  Militär- 
dienst ist  und  nicht  etwa  eine  Steuerquelle,  um  den  Bedarf  des 
Staates  zu  decken.  Trotzdem  haben  manche  Staaten  die  Ab- 
gabedauer herabgesetzt  und  sie  nicht  in  vollen  Einklang  mit  den 
Militärverhältnissen  gesetzt.  So  dauert  die  Militärdienstpflicht 
in  der  Schweiz  vom  vollendeten  20.  bis  zum  vollendeten 
44.  Jahre,  während  die  Militärsteuer  nur  bis  zum  vollendeten 
40.  Jahre  zu  zahlen  ist  und  überdies  mit  der  Bestimmung,  daß 
vom  32.  bis  zum  40.  Jahre  nur  der  halbe  Betrag  zu  entrichten 
sei.  Auch  Bulgarien  und  Rumänien  haben  die  Dauer  der  Steuer- 
pflicht auf  10  Jahre  herabgesetzt,  während  die  Militärdienstzeit 
25  Jahre  dauert.  In  Rumänien  erstreckt  sich  die  Steuerpflicht 
vom  vollendeten  21.  bis  zum  vollendeten  30  Jahre.  Dadurch 


98 


,vird  Rumänien  in  den  Stand  gesetzt,  auch  die  Zurückgestellten 
ür  steuerpflichtig  zu  erklären,  während  in  allen  anderen  Ländern 
lie  Steuerpflicht  nur  nach  der  endgültigen  Entscheidung  über 
die  Emreihung  in  die  Truppe  eintritt.  Rumänien  kann  sich  mit 
dieser  kurzen  Dauer  begnügen,  da  hier  das  Vermögen  der 
Eltern  stark  in  Anspruch  genommen  wird.  Die  sehr  kurze 
Dauer  von  3 Jahren  weist  Frankreich  auf.  Hier  hat  man  die 
Dauer  der  Steuerpflicht  lediglich  in  Uebereinstimmung  mit  der 
aktiven  Militärdienstzeit  gesetzt.  Frankreich  konnte  sich  diese 
kurze  Dauer  erlauben,  da  es  infolge  seiner  günstigen  finanziellen 
Lage  nicht  auf  diese  Steuerquelle  angewiesen  war.  In  Oester- 
reich-Ungarn wie  auch  in  dem  deutschen  und  dem  italienischen 
Gesetzentwurf  wurde  die  Dauer  der  Wehrsteuer  genau  mit  der 
Dienstpflicht  in  Einklang  gebracht,  die  12  Jahre  dauert.  Die 
längste  Dauer  der  Steuerpflicht  hat  Serbien.  Dort  ist  die  Wehr- 
steuer während  der  ganzen  Zeit  zu  entrichten,  die  der  Wehr- 
pflichtige im  Volksheer  zu  dienen  hätte,  das  heißt  vom  20.  bis 
zum  45.  Lebensjahr,  also  25  Jahre  lang.  Nachdem  man  die 
Dauer  der  Abgabe  kennt,  kann  man  sich  auch  ein  Bild  von  der 
Gesamtmindest-  und  Gesamthöchstleistung  machen. 

In  der  Schweiz  zahlen  die  Militärdienstpflichtigen  als 

Mindestleistung: 

(Dauer)  12  X 6 Fr.  (Kopfsteuer)  = 72  Fr. 

8X3,,  = 34  „ 

Sa.  96  Fr. 


(Während  der  letzten  8 Jahre  wird  nur  der  halbe  Betrag  ent- 
richtet.) Die  Höchstleistung: 


12  X 3000  = 36  000  Fr. 
8 X 1500  = 12  000  „ 
Sa.  48  000  Fr. 


Da  für  Jahrgänge,  in  welchen  der  größere  Teil  der  Truppen 
durch  aktiven  Dienst  in  außerordentlicher  Weise  in  Anspruch 
genommen  wird,  der  Militärpflichtersatz  auf  den  doppelten  Be- 
trag erhöht  werden  kann,  so  ergibt  sich,  daß  die  Gesamthöchst- 
leistung die  48  000  Fr.  bedeutend  überschreiten  kann. 

In  Oesterreich,  wo  bei  einem  Einkommen  von  1200  Kr. 
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eine  Militärtaxe  von  6 Kr.  zu  entrichten  ist,  wird  die  Gesamt- 
mindestleistung auf  die  ganze  Dauer 

12X6  = 72  Kr. 

betragen.  Eine  Höchstleistung  hat  das  österreichische  Gesetz, 
wie  erwähnt,  nicht  bestimmt,  so  daß  theoretisch  unbegrenzte 
Summen  als  Wehrsteuer  sich  ergeben  können. 

In  Ungarn,  wo  die  der  untersten  Wehrsteuerklasse  Ange- 
hörigen 3 Fl.  = 6 Kr.  zu  entrichten  haben,  wird  die  Gesamt- 
mindestleistung auf  die  ganze  Dauer 

12X3  Fl.  = 36  Fl.  = 72  Kr. 

betragen.  Während  die  untersten  Klassen  in  Oesterreich  und 
in  Ungarn  gleich  stark  belastet  werden,  geht  die  Kurve  der  Be- 
lastung für  die  Leistungsfähigeren  weit  auseinander.  Oester- 
reich belastet  unbegrenzt  die  Reichen,  während  in  Ungarn  die 
Gesamthöchstleistung  12X130  = 1440  Fl.  = 2880  Kr.  be- 
trägt. 

Vergleicht  man  die  Schweiz  mit  Oesterreich  und  Ungarn, 
so  sieht  man,  daß  die  Schweiz  die  weniger  Leistungsfähigen 
stärker  trifft.  In  Oesterreich  werden  bei  einem  Einikommen  von 
1200  Kr.  als  Militärtaxe  6 Kr.,  in  der  Schweiz  dagegen  bei  dem 
gleichen  Einkommen  15  Fr.  (6  Fr.  Kopfsteuer,  1,5%^  von 
600  Fr.)  bezahlt,  also  eine  Mehrbelastung  von  etwa  150%. 
Würde  also  nach  diesem  Verhältnis  die  jährliche  Mindestleistung 
in  der  Schweiz  15  Fr.  betragen,  so  würde  sich  die  Gesamt- 
mindestleistung belaufen  auf: 

12  X 15,00  180  Fr. 

8 X 7,50  60  „ 

Sa.  240  Fr. 

Vergleicht  man  72  Kr.  mit  240  Kr.,  so  tritt  der  Unterschied 
noch  schärfer  hervor. 

Was  aber  Oesterreich  nach  unten  versäumt,  das  wird  nach 
oben  doppelt  eingeholt.  Die  Wehrsteuerbeträge,  die  so  weit 
bei  dem  kleinen  Einkommen  auseinander  liegen,  nähern  sich  all- 
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ab  bleiben  die  Schweizer  Steuersätze  immer  mehr  und  mehr 
zurück,  so  da,  während  der  Höchstbetrag  von  3000  Fr.  in  der 
Schweiz  einem  Einkommen  von  200  000  f r.  entspricht,  in 
Oesterreich  von  dem  gleichen  Einkommen  ein  Wehrsteuerbetrag 
von  6833  Kr.  erhoben  wird  (siehe  die  Tafel  bei  Fersch  a.  a.  O.). 
Auf  den  gleichen  Einkommensgrundlagen  wird  ein  doppelter 
Betrag  in  Oesterreich  gefordert.  Während  in  der  Schweiz  die 
Einkommen  über  200  000  Er.  an  von  der  öteuer  befreit  werden, 
erstreckt  sich  in  Oesterreich  die  Steuerpflitht  auch  auf  die 
größeren  Einkommen.  Vergleicht  man  die  Höchstleistung  der 
Schweiz  und  die  Oesterreichs  mit  der  Ungarns,  so  sieht  man, 
wie  unbedeutend  die  ungarische  Höchstleistung  von  1400  El. 
z=  2880  Kr.  ist. 

In  Serbien  ist  die  Gesamtmindest-  und  Höchstleistung  von 
den  direkten  Steuern  abhängig  gemacht. 

In  Rumänien  beträgt  die  Gesamtmindtstleistung  10X6 
— 60  Lei  und  die  Gesamthöchstleistung  10  X2006  = 20060 
Lei.  Die  unteren  Klassen  sind  relativ  weniger  stark  belastet  als 
in  den  bisher  erwähnten  Ländern. 

In  Bulgarien  beträgt  die  Gesamtmindestleistung 

lOX  10  = 100  Fr. 

und  die  Gesamthöchstleistung  10  X 1000  — 10000. 

•Die  geringste  Mindestleistung  weist  Frankreich  auf,  näm- 
lich 3X6  = 18Fr. 

Nach  dem  deutschen  Gesetzentwurf  betrug  die  Gesamt- 
mindestleistung 12  X 4 M.  = 48  M.,  während  die  Höchst- 
leistung unbegrenzt  war. 

Nach  dem  italienischen  Entwurf  stellte  sich  die  Steuer- 
leistung im  Minimum  auf  12X0  = 36  Lire.  Der  italienische 
Entwurf  sah  im  Gegensatz  zu  dem  deutschen  eine  Gesamt- 
höchstleistung von  12X2499  Lire  29988  Lire  bei  einem 
Einkommen  von  75  000 — 100  000  Lire  vor  und  ließ  den 
100  000  Lire  übersteigenden  Teil  des  Einkommens  steuerfrei. 

In  Portugal,  wo  die  Militärtaxe  in  der  Zeit  zu  entrichten 
war,  während  welcher  die  Aktive-  mid  Reservedienstzeit  abzu- 
leisten gewesen  wäre,  also  15  Jahre  lang,  stellte  sich  die  Ge- 
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samtleistung  auf  15X0  Milreis  = 45  Milreis  8 und  15  X 2,500 
Milreis  = 37,50  Milreis. 

In  Bayern  dauerte  die  Wehrsteuerpflicht  6 Jahre,  6X0  Fl. 

= 18  Fl.  und  6=  100  Fl.  X 600  Fl. 

Die  weiteren  mit  der  Wehrsteuer  in  Zusammenhang  stehen- 
den Fragen  der  Erhebung,  nämlich  welche  Behörden  dazu  be- 
fugt sind,  die  Erage  der  Reklamationen,  des  Rekurses,  der  Nach- 
forderung, der  Verjährung  und  der  vorgeschriebenen  Strafen 
glaube  ich  hier  nicht  erörtern  zu  müssen,  da  sie  nicht  den  Kern 
der  Sache  treffen,  sondern  nur  Verwaltungsbestimmungen  sind. 
Ich  werde  aber  die  Erage  des  Verwendungszweckes  eingehend 
erörtern,  da  diese  auf  das  engste  mit  dem  Wesen  der  Wehr- 
steuer selbst  zusammenhängt. 

Kapitel  IV. 

Erträgnisse  und  Verwendung  der  Abgabe. 

§ 1- 

Erträgnisse. 

Ein  Bedenken,  welches  von  den  Gegnern  der  Wehrsteuer 
stark  betont  wurde,  war  ihr  geringes  finanzielles  Erträgnis. 
Sie  behaupten,  daß  das  erzielte  Resultat  nicht  den  Schwierig- 
keiten und  den  Ungerechtigkeiten  entspricht.  Man  kann  aber 
dagegen  einwenden,  daß  hohe  finanzielle  Erträgnisse  gar  nicht 
das  Ziel  der  Wehrsteuer  sein  sollen,  sondern  in  der  Hauptsache 
soll  sie  das  ethische  Ziel  verfolgen,  die  MilitärdiensÜeistenden 
ihrer  Lasten  zu  entbürden.  Wäre  die  Wehrsteuer  aus  finan- 
zieller Not  eingeführt  worden,  so  hätte  man  sie  wohl  so  ge- 
stalten können,  daß  sie  hinreichende  Erträgnisse  abwürfe,  wie 
z.  B.  als  drückender  Zuschlag  zur  gesamten  direkten  Steuer- 
leistung. Dieses  war  aber  nicht  die  Absicht  des  Gesetzgebers 
und  deshalb  hat  man  sie  in  fast  allen  Staaten  so  aufgebaut,  daß 
aus  ihr  keine  allzu  große  Last  für  die  niedrigen  Klassen  der  Be- 
völkerung sich  ergibt.  Eine  Wehrsteuer  ist  daher  auch  im  Lalle 
eines  geringen  finanziellen  Erträgnisses  zu  rechtfertigen.  Sind 
aber  die  Erträgnisse  in  der  Tat  so  gering?  Nach  den  Berech- 
nungen des  deutschen  Gesetzentwurfes  wurde  der  Ertrag  auf 
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rund  20  Millionen  im  Jahre  1880  veranschlagt.  Es  wurden 
aämlich  an  fester  Abgabe  9,6  Mill.  Mark,  an  Einkommensteuer 
(bei  der  Annahme  von  14  % der  Zensiten  mit  wehrsteuerpflich- 
tigem Einkommen  über  1000  Mark)  10,08  Mill.  Mark  veran- 
schlagt, insgesamt  19,68  Mill.  Mark.  Ein  Reinertrag  von 
20  Millionen  kann  nicht  als  gering  bezeichnet  werden,  und 
könnte  in  der  Gegenwart  noch  höher  veranschlagt  werden, 
wenn  man  die  wachsende  Zahl  der  Bevölkerung  berücksichtigt. 
Wenn  die  Wehrsteuer  in  Deutschland  als  Reichseinkommen- 
steuer eingeführt  werden  sollte,  so  könnte  man  wohl  auf  einen 
jährlichen  Ertrag  von  40—50  Mill.  Mark  re^:hnen.  Jetzt,  wo 
das  Heer  und  die  Elotte  so  riesige  Summen  in  Anspruch  nehmen, 
wo  der  Invalidenfonds  bald  versiegt  ist,  wo  Monopole  nicht 
leicht  eingeführt  werden  können,  erscheint  mir  die  Wehrsteuer 
als  die  einzige  gerechte  Einnahmequelle,  um  die  Summen,  die 
für  die  Invalidenversorgung  und  für  die  Familien  von  Mobili- 
sierten notwendig  sind,  aufzubringen.  Fersch  gibt  uns  in  seiner 
Abhandlung  folgende  statistische  Zusammenstellung  der  Erträg- 
nisse einzelner  Staaten,  die  für  die  Wehrsteuer  in  der  Gegenwart 
in  Betracht  kommen.  Fersch  gibt  nicht  an,  ob  es  sich  um  Roh- 
erträge oder  Reinerträge  handelt.  Ich  nehme  an,  daß  es  Roh- 
erträge sind.  Jedenfalls  sind  die  Erhebungskosten  sehr  gering. 

Jahrg.  Schweiz  Oesterr.  Bulgarien  Rumänien  Ungarn  Serbien  Frankr. 

Fr.  Kr.  Lewa  Lei  Kr.  Dinars  Fr. 

1900  3494194  1745387  739289,83  393155,84  3441000 

1901  3629210  1925058  1006990,26  1417252,99  3548000 

1 902  384950 1 , 2039326  1 1 6509 1 ,62  950 1 53. 1 6 36 1 7000  79805 

1903  3966410  2181250  1141230,51  933089,34  1939000  132863 

1904  41 35934  207 1 388  1 423029,36  800598, 96  4028000  225269 

1905  4288838  2194006.1672610.04  905116,27  1074000  232863 

1906  4464736  2311574  1978671,95:933887,22  4119000  225269 

1907  4779262  2559076  2097148,15  688236,00,5012000  225108 

1908  3993214  3058076  1254846,00  4501000  203415 

Aus  dieser  statistischen  Zusammenstellung  läßt  sich  der  Er- 
folg, den  die  Wehrsteuerstaaten  erzielt  haben,  ersehen.  Schweiz 
und  Ungarn  haben  die  nennenswertesten  Erfolge  aufzuweisen. 
Frankreich  hat  ein  schlechtes  finanzielles  Ergebnis  gehabt,  be- 
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sonders  wenn  man  die  Zahl  der  Bevölkerung  berücksichtigt  und 
das  watr  auch  der  ausschlaggebende  Grund  dafür,  daß  die 
Wehrsteuer  im  Jahre  1907  nach  Einführung  der  zweijährigen 
Dienstzeit  aufgehoben  worden  ist.  Den  geringsten  Ertrag  weist 
Serbien  auf.  Dieses  ungünstige  finanzielle  Ergebnis  ist  wohl 
auf  die  Nichtmitverpflichtung  der  Eltern  mit  ihrem  Vermögen 
zurückzuführen.  Am  stärksten  wird  die  Bevölkerung  in  der 
Schweiz  durch  die  Wehrsteuer  getroffen.  Sie  betragt  1 Mark 
pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Betrachtet  man  nicht  nur  die  ab- 
soluten Zahlen,  sondern  bringt  man  sie  in  Zusammenhang  mit 
der  Bevölkerungszahl,  so  kann  man  wohl  sagen,  daß  die  Schwei^z 
weit  günstiger  dasteht  als  Ungarn  und  namentiich  Oesterreich, 
die  eine  weit  größere  Bevölkerungszahl  aufzuweisen  haben. 
Das  günstige  finanzielle  Ergebnis  hängt  natürlich  auch  vom 
Volkswohlstände  ab.  So  ist  die  Schweiz  reicher  als  Oesterreich 
und  Ungarn.  Aus  dem  finanziellen  Ergebnis  kann  man  vom 
steuerpolitischen  Standpunkt  aus  auch  Rückschlüsse  ziehen  auf 
die  Vorteile  die  mit  den  einzelnen  Besteuerungsarten  verbunden 
sind.  Oesterreich  mit  seiner  starken,  unbegrenzten  Heran- 
ziehung der  leistungsfähigeren  Klassen  weist  einen  weit  ge- 
ringeren Ertrag  als  Ungarn  auf,  wo  die  jährliche  Höchstleistung 
120  Fl.  beträgt.  In  Oesterreich  kann  dieser  geringe  Ertrag  auf 
den  verhältnismäßig  geringen  Volkswohlstand,  auf 
lassung  des  Existenzminimums  (Einkommen  bis  1200  Kr.)  und 
auf  das  Fehlen  einer  Kopfsteuer  zurückgeführt  werden.  Der 
Ertrag  ist  nämlich  so  gering,  daß  nicht  einmal  der  Mihtartax- 
fonds  alimentiert  werden  kann,  so  daß  allgemeine  Staatsmittel 
in  Anspruch  genommen  werden  müssen.  Dieser  Umstand  hat 
Oesterreich  veranlaßt,  das  Gesetz  von  1907  zu  schaffen,  ohne 
dabei  einen  nennenswerten  Erfolg  zu  erzielen,  wie  aus  der 
Tabellet  ersichtlich  ist.  Daraus  kann  man  wohl  folgern,  daß  eine 
Belastung  der  leistungsfähigeren  Schichten  imter  gänzlic  er 
Freilassung  der  weniger  Bemittelten  vom  steuerpolitischen 
Standpunkt  nicht  zu  rechtfertigen  ist.  Solange  em  Staat  be- 
stehen wird,  werden  seine  Hauptlasten  immer  von  der  a^e 
der  Bevölkerung  getragen  werden  müssen.  Das  günstige  Er- 
gebnis in  Ungarn  ist  ein  Beleg  für  die  Vorteile,  die  mit  einer 
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Klassertsteuer  auf  die  niedrigen  Einkommen  verbunden  sind. 
Merkwürdig  ist,  daß  Bulgarien  mit  einer  geringeren  Bevölke- 
'ungszahl  weit  höhere  Erträge  als  Rumänien  aufzuweisen  hat. 
Dies  kann  auf  das  schablonenmäßige,  rücksichtslosere  Ver- 
ahren,  welches  in  Bulgarien  herrscht,  zurückzuführen  sein. 
OC^enn  auch  der  finanzielle  Erfolg  ein  bescheidener  ist,  so  muß 
nan  sich  damit  begnügen,  denn  die  Wehrsteuer  verfolgt  nach 
dem  Dargelegten  einen  ethischen  Zweck,  der  um  sie  zu  recht- 
iertigen  genügt. 

§ 2. 

Die  Frage  des  Verwendungszweckes, 

Wie  die  Erträgnisse  der  Wehrsteuer  zu  verwenden  sind, 
darüber  kann  wohl  kein  Zweifel  herrschen. 

Ist  die  Wehrsteuer  eine  Ausgleichsabgabe,  verfolgt  sie  den 
Zweck,  die  wirtschaftlichen  Vorteile  der  Befreiten  den  Dienen- 
den zugute  kommen  zu  lassen,  so  müssen  auch  die  Erträgnisse 
in  dieser  Richtung  verwendet  werden.  Sie  brauchen  aber  nicht, 
wie  manche  fordern,  direkt  dem  Dienenden  nach  Maßgabe 
seiner  wirtschaftlichen  Verluste  überwiesen  zu  werden,  sondern 
sie  können  zur  Unterstützung  der  Invaliden,  der  hilfsbedürftigen 
Angehörigen,  der  im  Kriege  Gestorbenen  verwendet  werden. 
Die  Invaliden  müssen  in  den  Vordergrund  gestellt  werden.  Sie 
haben  das  Vaterland  verteidigt,  sie  haben  ihm  die  Existenz  er- 
möglicht, man  muß  ihnen  daher  die  Mittel  zu  einem  menschenr 
würdigen  Dasein  gewähren.  Es  muß  die  Aufgabe  jeder  Re- 
gierung sein.,  für  sie  am  besten  zu  sorgen,  um  damit  den  Beweis 
zu  liefern,  daß  diejenigen,  die  alles  für  das  Vaterland  aufgeopfert 
haben,  auch  Erkenntlichkeit  in  den  leitenden  Kreisen  finden. 
Darum  erscheint  mir  die  Bestimmung  des  österreichisch- 
ungarischen  Gesetzes  nachahmungswert,  die  einen  Militärtax- 
fonds  vorsieht,  für  die  Aufbesserung  der  Invahdenversorgimg 
sowie  für  die  Versorgung  der  hilfsbedürftigen  Witwen  und 
Waisen  von  Gagisten  und  Mannschaften  des  stehenden  Heeres 
und  der  Landwehr,  welche  vor  dem  Feinde  gefallen  oder  infolge 
von  Verwundungen  oder  von  Kriegsstrapazen  gestorben  sind. 

Dieser  Militärtaxfonds,  der  samt  Zinsen  durch  den  Finanz- 
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minister  als  selbständiger  Fonds  verwaltet  wird,  wird  aus  den 
Erträgnissen  der  Militärtaxe  in  der  Weise  gebildet,  daß  beide 
Reichshälften  zu  der  vereinbarten  jährlichen  Summe  von  4 Mill. 
Kronen  nach  dem  Verhältnis  ihres  Rekrutenkontingents  beizu- 
tragen haben.  Ungarn  hat  derzeit  jährlich  1 714  940  Kronen 
beizutragen  und  Oesterreich  den  Rest  der  4 Millionen.  Während 
Ungarn  di^en  Beitrag  liefern  konnte,  mußte  Oesterreich  mehr- 
mals zur  Leistung  der  jährlich  festgesetzten  Quote  Zuschüsse 
aus  allgemeinen  Staatsmitteln  machen.  In  Ungarn  wird  der  die 
Jahresquote  übersteigende  Teil  der  Wehrsteuererträgnisse  direkt 
zur  Unterstützung  der  hilfsbedürftigen  Familien  von  Mobili- 
sierten verwendet,  die  durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt  ist. 
Bleibt  aber  in  Oesterreich  von  den  Wehrsteuererträgnissen  nach 
Abzug  der  zum  Militärtaxfonds  abzuführenden  Jahresquote 
noch  ein  Rest,  so  fließt  dieser  in  die  allgemeine  Staatskasse. 
Dafür  übernimmt  der  Staat  die  Verpflichtung,  aus  allgemeinen 
Mitteln  den  hilfsbedürftigen  Familien  von  Mobilisierten  Unter- 
stützung zu  gewähren  nach  feststehenden  Bestimmungen  (siehe 
über  die  Aufbesserung  der  Invalidenversorgung  § 8 des  ungari- 
schen Gesetzes).  Auch  die  Schweiz  verwendet  die  Erträgnisse 
zu  besonderen  Zwecken.  Die  Kantone  liefern  nämlich  die  Hälfte 
des  Bruttoertrages  des  bezogenen  Militärpflichtersatzes  dem 
Bunde  ab,  und  die  Bundesversammlung  ist  nach  Art.  14  befugt 
zu  bestimmen,  welche  Quote  des  der  Bundeskasse  zufließenden 
Bruttoertrages  jeweils  zur  Aufbesserung  des  Militärpensions- 
fonds zu  verwenden  ist. 

Den  Kantonen  steht  es  frei,  über  die  andere  Hälfte  nach 
freiem  Ermessen  zu  verfügen.  In  Rumänien  fließt  der  jährliche 
Ertrag  in  die  „Cassa  dotatiei  castsi“  mid  wird  ausschließlich  für 
militärische  Zwecke  wie  in  Oesterreich  verwendet  und  noch  in 
weiterem  Maße  als  dort,  denn  es  werden  auch  Aufwendungen 
für  die  Heranbildung  von  Offizieren  gemacht.  Auch  das  frühere 
bayerische  Gesetz  von  1868  verwendete  den  Ertrag  für  mili- 
tärische Zwecke,  indem  es  bestimmte,  daß  der  Ertrag  ausschließ- 
lich zu  Kapitulationsvergütungen  in  der  aktiven  Armee  und 
Gendarmerie  verwendet  werden  sollte.  Nach  dem  italienischen 
Gesetzentwurf  sollten  die  Erträgnisse  in  die  zu  diesem  Zwecke 
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i:ebildete  „Cassa  militare“  fließen  und  zugunsten  der  hilfs- 
)edürftigen  Angehörigen  der  zum  Kriegsdienst  wie  auch  in 
-riedenszeit  Einberufenen  verwendet  werden.  Während  alle 
)isher  genannten  Länder  aus  den  Erträgnissen  besondere  Fonds 
)ilden  und  sie  ausschließlich  für  militärische  Zwecke  verwenden, 
nachen  Serbien,  Bulgarien  und  das  Deutsche  Reich  in  dieser 
Beziehung  eine  Ausnahme.  In  Serbien  und  Bulgarien  fließen 
lie  Erträgnisse  in  die  allgemeine  Staatskasse  und  werden  zur 
3estreitung  der  allgemeinen  Staatsausgaben  verwendet.  Nach 
lern  deutschen  Gesetzentwurf  sollte  der  Ertrag  der  Wehrsteuer 
n die  Reichskasse  fließen  und  den  einzehitn  Bundesstaaten 
lach  Maßgabe  der  Bevölkerung,  auf  Grund  deren  sie  zu  den 
Vlatrikularbeiträgen  herangezogen  würden,  überwiesen  werden, 
/on  einer  besonderen  Verwendung  dieser  Erträgnisse  war  nicht 
lie  Rede;  sie  sollten  also  als  allgemeine  Staatseinnahmen  be- 
landelt  weden.  Der  damalige  Staatssekretär  des  Reichsschatz- 
imtes  Scholz  versuchte  dieses  Verfahren  damit  zu  rechtfertigen, 
laß  in  Deutschland  für  die  Invalidenversorgung  und  für  die 
Versorgung  der  Eingezogenen  und  deren  Familien  durch  be- 
stehende Gesetze  ausreichend  gesorgt  sei,  so  daß  es  nicht  not- 
A^endig  sei,  für  solche  Zwecke  einen  besonderen  Fonds  zu  bilden 
ind  die  Erträgnisse  für  allgemeine  Staatszwecke  dienen 
conntenh 

Auch  wenn  es  richtig  ist,  daß  die  Leistungen  des  Invaliden- 
bnds  ausreichend  waren,  so  ist  doch  im  Deutschen  Reiche  für 
lie  hilfsbedürftigen  Familienangehörigen  der  zum  Dienst  im 
Kriege  oder  Frieden  Einberufenen,  soweit  diese  nicht  verwundet, 
getötet  oder  infolge  von  Krankheiten  gestorben  sind,  nicht  ge- 
lügend  Fürsorge  getroffen.  Es  werden  zwar  den  Frauen  der 
Einberufenen  Hilfen  bis  zu  9 Mark  und  im  Winter  bis  zu 
12  Mark  pro  Monat  gewährt,  dazu  6 Mark  pro  Monat  für  jedes 
Kind  (seit  Ausbruch  des  Krieges)  und  100  % Zuschuß  der  Ge- 
neinden.  Das  genügt  aber  dennoch  nicht. 

Es  müßte  in  Deutschland  die  Wehrsteuer  bestehen,  um  aus 

1.  Vgl.  die  Debatten  im  Deutsclieii  Reichstag,  Sitzungen  vom 
28.  u.  20.  März  und  vom  7.  Mai  1881,  S.  559,  567 — 569,  579,  589. 
Marcinowski  a.  a.  O.  S.  42. 
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den  Erträgnissen  wenigstens  für  diese  Personen  ausreichende 
'Fürsorge  zu  treffen.  Wie  sie  aber  durchgeführt  werden  soll, 
bleibt  noch  fraglich.  Im  folgenden  Kapitel  werde  ich  ausführ- 
lich darlegen,  welche  Besteuerungsmodi  speziell  für  Deutsch- 
land als  einen  Bundesstaat  in  Betracht  kommen  könnten. 

Kapitel  V. 

Die  Wehrsteuer  im  Deutschen  Reich  in  Verbindung  mit  der 

Nachlaßsteuer. 

Aus  der  Erörterung  über  die  praktische  Durchführung  der 
Wehrsteuer  in  den  verschiedenen  Staaten  haben  wir  ersehen, 
daß  diese  fast  überall  in  Einklang  mit  den  Steuersystemen  steht 
und  entweder  als  Zuschlag  zu  den  bestehenden  Steuern  (z.  B. 
Frankreich,  Rumänien,  Ungarn),  oder  selbständig  als  Ein- 
kommens- oder  Vermögenssteuer  (Schweiz,  Oesterreich)  oder 
als  ein  Zuschlag  zur  gesamten  Steuerleistung,  wie  z.  B.  in  Ser- 
bien, erhoben  wird.  In  diesem  Kapitel  liegt  mir  die  Pflicht  ob, 
noch  die  praktische  Durchführung  der  Wehrsteuer  im  Deutschen 
Reiche  zu  erörtern,  und  zwar  in  Verbindung  mit  einer  Nachlaß- 
steuer. Auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Besteuerungen  in  den 
verschiedenen  Staaten  habe  ich  die  Wehrsteuer  im  allgemeinen 
als  Klassensteuer  bis  zu  einem  Einkommen  von  4000  Mark  vor- 
geschlagen und  für  die  höheren  Einkommen  sie  als  Wehrein- 
kommenssteuer befürwortet.  Gewiß  wäre  die  Wehrsteuer  als 
Wehreinkommenssteuer  prinzipiell  die  glücklichste  Lösung  der 
Frage,  da,  wie  erwähnt,  die  Einkommenssteuer  die  größten  Vor- 
teile von  allen  Besteuerungsmodi  bietet.  Wenn  sie  aber  auch 
prinzipiell  eine  gerechtfertigte  Forderung  ist,  so  muß  man  sich 
doch  den  gegenwärtigen  Rechtsstand  im  Deutschen  Reiche  ver- 
gegenwärtigen und  darf  sich  nicht  von  den  theoretischen  Vor- 
teilen der  allgemeinen  Einkommenssteuer  irreführen  lassen. 
Man  muß  in  Betracht  ziehen,  daß  das  Reich  infolge  der  inner- 
politischen  Verhältnisse  keine  direkten  Steuern  erheben  darf, 
also  auch  keine  Einkommenssteuer.  Bestände  eine  Reichsein- 
kommensteuer, so  könnte  die  Wehrsteuer  leicht  als  Zuschlag 
zu  dieser  erhoben  werden,  ohne  zu  große  Schwierigkeiten, 
Kosten,  Mühewaltung  und  lästige  Kontrollen.  Das  Deutsche 
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Reich  ist  aber  ein  Bundesstaat.  Als  solcher  ist  er  auf  eigene 
Einnahmen  angewiesen,  während  die  Einzelstaaten  fast  das 
at  sschließliche  Recht  haben,  direkte  Steuern  zu  erheben.  Die 
\X  ehrsteuer  als  Einkommenssteuer  kann  also  im  Deutschen 
Ri  ich  nur  als  Zuschlag  zu  den  Einkommenssteuern  der  einzelnen 
B indesstaaten  erhoben  werden.  Aber  dies  ist  bei  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  fast  unmöglich;  oder  auch  wenn  es  mög- 
lich sein  sollte,  mit  großen  Ungerechtigkeiten  verbunden.  Zwar 
si  id  fast  alle  Bundesstaaten  zur  allgemeinen  Einkommenssteuer 
ül  »ergegangen  (auch  Bayern,  Gesetz  vom  14.  August  1910), 
aber  die  Einkommenssteuersysteme  der  einzelnen  Staaten  weisen 
wesentliche  Verschiedenheiten  auf.  Ich  kann  auf  alle  diese  Ver- 
schiedenheiten nicht  eingehen.  Ich  nenne  nur  einzelne,  um  einen 
Beweis  zu  liefern,  wie  weit  diese  Einkommenssteuersysteme  aus- 
e nander  gehen.  So  wird  z.  B.  bei  der  Veranlagung  in  der 
Regel  die  Horizontale  bei  den  Stufen  von  100  000  M.  erreicht 
u id  beträgt  in  Preußen  4 % , in  Sachsen  5 % , in  Württemberg 
5 % , in  Hessen  4 % ; in  Baden  werden  sogar  Steuerkapitalien, 
Sägenannte  „Steueranschläge“,  gebildet.  Was  das  steuerfreie 
{ xistenzminimum  betrifft,  so  beträgt  es  60  M.  in  Sachsen-Alten- 
lurg;  300  M.  in  Sachsen-Gotha,  Eippe-Detmold,  Reuß  j.  L., 

^ chaumburg-Lippe,  Schwarzburg-Sonderhausen;  350  M.  in 
‘chwarzburg-Rudolstadt;  400  M.  in  Sachsen  und  Oldenburg; 
:00  M.  in  Hessen  und  Württemberg;  600  M.  in  Anhalt,  Bremen, 
Eübeck,  Reuß,  Sachsen-Meiningen;  900  M.  in  Baden,  Braun- 
schweig, Hamburg,  Preußen.  In  Waldeck  fehlt  ein  allgemeines 
1 ixistenzminimum ; in  Sachsen-Weimar  sind  Pensionen,  Aus- 
; üge,  Alters-  und  Invalidenrenten,  Zinsen  von  Einlagen  bei 
Sparkassen  und  inländischen  genossenschaftlichen  Darlehns- 
lassen frei,  wenn  die  angelegten  Kapitalien  500  M.  nicht  er- 
] eichen.  Was  die  Ermäßigung  der  Steuersätze  betrifft,  so  treten 
mich  hier  grundsätzliche  Verschiedenheiten  hervor.  So  wird 
■ ast  überall  die  Größe  der  Familie  als  Grund  einer  Steuerermäßi- 
gung angesehen.  Diese  Rechtswohltat  ist  aber  nur  auf  die  Unter- 
ind  Mittelstufen  des  Einkommens  beschränkt,  nämlich  in 
^reußen  bei  Einkommen  von  3000  bis  zu  6500  Mark;  Sachsen 
äei  Einkommen  bis  zu  3100  M.;  Württemberg  bei  Einkommen 
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von  2000  bis  3000  M. ; Hessen  bei  Einkommen  bis  zu  6000  M. 
(siehe  Heckei).  Ebenso  werden  Steuerermäßigungen  vorge- 
nommen, wenn  die  Leistungsfähigkeit  durch  verschiedene  Um- 
stände geschmälert  worden  ist.  Aber  auch  hier  wird  diese 
Rechtswohltat  nur  Steuerpflichtigen  gewährt,  deren  Einkommen 
eine  gewisse  Höhe  nicht  übersteigt:  Preußen  9500  M.;  Sachsen 
5800  M.;  Württemberg  5000  M.;  Hessen  6000  M.;  Anhalt 
6000  M.;  in  den  übrigen  Staaten  schwanken  diese  Beträge 
zwischen  3000  und  5000  M. 

Ebenfalls  wird  das  fundierte  Einkommen  in  den  verschiede- 
nen Bundesstaaten  nach  verschiedenen  Grundsätzen  vorbelastet. 
Alle  Bundesstaaten  haben  den  Weg  der  formalen  Doppelbesteue- 
rung gewählt,  aber  nicht  alle  in  derselben  Weise.  Württem- 
berg, Anhalt,  Sachsen-Weimar,  Sachsen-Altenburg  und  die 
Mehrzahl  der  kleinen  Staaten  haben  neben  der  neu  eingeführten 
Einkommenssteuer  die  älteren  überkommenen  Ertragssteuern 
mit  abgestuften  Sätzen  beibehalten,  um  dadurch  die  stärkere  Be- 
lastung des  fundierten  Einkommens,  welches  aus  Besitzobjekten 

und  Besitztiteln  fließt,  zu  bewirken. 

Dagegen  haben  Preußen,  Hessen,  Oldenburg,  Braun- 
schweig, Sachsen-Gotha  Vermögens-  und  Ergänzungssteuern 
eingeführt.  Baden  hat  die  Ertragssteuern  in  Vermögenssteuer- 
partialen umgewandelt,  die  jetzt  neben  der  allgemeinen  Ein- 
kommenssteuer bestehen.  Sachsen  hat  die  Grundsteuer  bei- 
behalten, aber  eine  Vermögenssteuer  als  Ergänzungssteuer  neben 
der  allgemeinen  Einkommenssteuer  eingeführt,  um  dadurch  das 
fundierte  Einkommen,  welches  durch  die  Grundsteuer  nicht  ge- 
troffen wird,  doppelt  zu  belasten. 

Nachdem  ich  die  grundsätzlichen  Verschiedenheiten  skizziert 
habe,  kann  man  wohl  sagen,  daß  die  Wehrsteuer  im  Deutschen 
Reiche  nicht  als  Einkommenssteuer  eingeführt  werden  kann, 
denn  alle  diese  Ungleichheiten  würden  sich  in  der  Wehrsteuer 
widerspiegeln,  so  daß  eine  ungleichmäßige  Besteuerung  der 
Steuerpflichtigen  stattfinden  würde,  je  nachdem  sie  in  dem  einen 
oder  dem  anderen  Gebiete  des  Reiches  w'ohnen.  Es  müßten 
außerdem  Kontrollmaßregeln  des  Reiches  bestehen,  und  ein  un- 
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er  »vünschtes  Eingreifen  des  Reiches  in  die  Angelegenheiten  der 
B Indesstaaten  wäre  unvermeidlich. 

Aus  allen  diesen  Gründen  und  weil  das  Reich  mehr  und 
m?hr  selbständige  Einnahmen  brauchte,  um  den  riesig  au- 
stägenden  Bedarf  zu  decken  (das  Reich  mußte  jährlich  etwa 
1(0  000  000  M.  Schulden  aufnehmen,  um  den  ordentlichen  Be- 
d;  rf  zu  decken)’,  legte  man  dem  Reichstag  am  3.  November 
B 08  den  Entwurf  eines  Nachlaßsteuergesetzes  vor,  der  bestimmt 
\var,  auch  die  Erage  der  Wehrsteuer  zu  lösen,  da  die  Wehrsteuer 
ah  Zuschlag  zur  Nachlaßsteuer  geplant  war-. 

Bevor  ich  auf  die  Erage  eingehe,  ob  die  Wehrsteuer  als  Zu- 
schlag zur  Nachlaßsteuer  wünschenswert  ist,  muß  ich  in  eini- 
gen Worten  das  Wesen  der  Nachlaßsteuer  darstellen.  Ich  kann 
n cht  auf  alle  einzelnen  Eragen  eingehen,  da  mich  dies  zu  weit 
fthren  würde,  sondern  nur  in  wenigen  Worten  die  Zweck- 
näßigkeit  einer  Nachlaßsteuer  und  die  Erage,  ob  sie  prinzipiell 
Z I rechtfertigen  ist,  erörtern.  Wie  bekannt,  besteht  seit  der 
E.nanzreform  vom  13.  Juni  1906  in  Deutschland  eine  Reichs- 
e:  bschaftssteuer,  die  sich  aber  nur  auf  die  entfernten  Verwandten 
e streckt,  ohne  die  Ehegatten  und  Kinder  zu  treffen.  Die  Steuer- 
si  tze  betragen  4 % für  leibliche  Eltern,  für  voll  und  halbbürtige 
Geschwister  sowie  für  Abkömmlinge  des  1.  Grades  von  Ge- 
S(  hwistern,  5 % für  den  Erwerb  an  inländischen  Kirchen,  kirch- 
li  :he,  mildtätige  und  gemeinnützige  Zweckanstalten:,  Vereinigun- 
g m,  Gesellschaften,  Korporationen  und  Unternehmungen,  6 % 
fir  Großeltern,  8%  für  Geschwister  der  Eltern  und  Ver- 
sthwägerten,  10%  in  allen  übrigen  Eällen.  Wenn  der  Wert 
d?r  Erbschaft  20  000  M.  übersteigt,  so  werden  noch  besondere 
Zuschläge  erhoben.  Es  findet  also  eine  Progression  nach  der 


1.  Eine  klare  und  übersichtliche  Darstellung  der  Entwick- 
h ng  der  Reichsfinanzen  gibt  uns  Dr.  A.  Siebert  in  der  Zeitschrift 
f d.  g.  Staatsw.  1914,  1.  Heft,  S.  50. 

2.  Siehe  Deutscher  Reichstag  Xll,  S.  1907 — 1909,  Drucks.  15, 
9)7—1054,  S.  1 und  Deutscher  Reichstag  223,  XII,  s.  Stenographische 
berichte  4.  Nov.  1908  bis  11.  Dez.  1908,  S.  5559;  ferner;  „Die 
F eichsfinanzreform  von  1909“,  ein  Wegführer  hrsg.  von  einer  An- 
zihl  von  Abgeordneten  und  Gelehrten. 
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Höhe  der  Erbschaft  und  nach  dem  Verwandtschaftsgrade  statt. 
Die  Reichserbschaftssteuer  ist  eine  Bereicherungsabgabe  und 
daher  von  demjenigen  Betrage  zu  entrichten,  um  den  der  Er- 
werber der  Erbschaft  oder  des  Vermächtnisses  reicher  wird. 
Von  der  Erbmasse  dürfen  Schulden  und  Lasten  in  Abzug  ge- 
bracht werden,  ebenso  wie  die  auf  der  Erbschuld  ruhenden 
Spesen  und  Kosten.  Dies  sind  die  wichtigsten  Bestimmungen 
des  Gesetzes.  Durch  die  Ereilassung  der  Ehegatten  und  Kinder 
blieben  nach  den  vorliegenden  Erfahrungen  % der  Erbmasse 
von  jeder  Besteuerung  frei,  und  so  kam  man,  in  dem  Wunsche, 
der  finanziellen  Not  des  Reiches  abzuhelfen,  auf  den  Gedanken, 
eine  Nachlaßsteuer  einzuführen,  die  den  Nachlaß  als  solchen 
treffen  sollte,  ohne  daß  ein  Unterschied  zwischen  Ehegatten, 
Kindern,  Ereunden  und  Seitenverwandten  gemacht  wurde.  Es 
sollte  lediglich  eine  Progression  nach  der  Höhe  der  Erbschafts- 
summe stattfinden,  so  daß  die  Steuer  betragen  hätte: 


20  000 

bis 

30  000  Mark  0,6  7„ 

30  000 

•t 

40  000 

0,6  7o 

40  000 

50  000 

0,7  7o 

50  000 

»> 

60  000 

0,8  7o 

60  000 

75  000 

17o 

75  000 

100  000 

n 

1 ,2  7o 

100  000 

M 

125  000 

n 

1,4  7o 

125  000  bis  150  000  Mark  1,7  «/o 
150  000  . 200  000  „ 1 7o 

200  000  „ 300  000  „ 2,3  ®/o 

300  000  „ 500  000  „ 2,6  «/o 

500  000  „ 750  000  „ 2,8  7o 

750  000  „ 1 000  000  „ 2,9  «/o 

-über  1 000  000  „ 3»/o 


Schulden,  Kosten  der  Bestattung  des  Erblassers,  Kosten  des 
Verfahrens  und  der  Prozesse  waren  in  Abzug  von  der  Erb- 
schaftsmasse zu  bringen. 

Man  wollte  durch  diese  Steuer  indirekt  die  Ehegatten  und 
Kinder  treffen,  ohne  sich  dem  Vorwurf  auszusetzen,  eine  „Wit- 
wen- und  Waisensteuer“  eingeführt  zu  haben.  Ich  kann  nicht 
auf  die  Polemik,  die  sich  an  die  Nachlaßsteuer  geknüpft  hat, 
eingehen.  Ich  erwähne  nur,  daß  sie  stark  von  den  Konser- 
vativen und  Agrariern  angegriffen  worden  ist.  Sie  befürchte- 
ten eine  Abschwächung  des  Familiensinnes  in  Deutschland. 
Adolf  Wagner  ist,  obwohl  konservativ,  ein  starker  Anhänger 
einer  Mitbesteuerung  der  Ehegatten  und  Kinder;  er  stützt  sich 
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ai  if  das  ethische  iMoment,  daß  der  Begriff  Familie  in  der  Gegen- 
wart  nicht  mehr  derselbe  wie  im  Mittelalter  und  Altertum  sei, 
uid  daß  der  Staat  wohl  ein  Recht  habe,  diese  Steuer  zu  er- 
h ?ben,  da  er  durch  seine  Einrichtuitsgen  mehr  für  seine  Burger 
sorge  als  ein  Vater  für  seine  Kinder,  die  jetzt  im  Zeitalter  der 
Eisenbahnen  nicht  einmal  mit  den  Eltern  zusammenwohnen 
und  schon  in  jungen  Jahren  selbständig -werden.  Diebes  Ar- 
Eument  ist  unwiderleglich.  Ich  trete  auch  für  eine  Besteuerung 
cer  Ehegatten  und  Kinder  ein,  doch  dürfte  diese  Belastung  nur 
^tering  sein,  etwa  1 % der  Erbschaft.  Auch  jetzt,  1914,  wur- 
; en  bei  Gelegenheit  der  Etatsberatung  im  preußischen  Abgeord- 
r etenhause  Vorschläge  zur  Weiterausbildung  der  Reichserb- 
; chaftssteuer  und  zu  ihrer  Ausdehnung  auf  Ehegatten  und 

Kinder  gemacht. 

Wie  bekannt,  sind  durch  die  neuen  außerordenthcmn 
Ausgaben  zur  Deckung  des  Heeresbedarfs  außerordentliche 
heuern  notwendig  geworden,  wie  der  einmalige  außerordent- 
iche  Wehrbeitrag,  der  tatsächlich  nichts  anderes  ist  als  eine 
•eelle  Vermögenssteuer,  und  eine  Vermögenszuwachssteuer,  die 
,n  sich  gewissermaßen  die  formell  beseitigte  >0('ertzuwachssteuer 
and  eine  Nachlaßsteuer  einschließt.  Diese  Steuern  sollen  zur 
Deckung  der  künftigen  Heeresausgaben  dienen.  Der  Reichs- 
kanzler Bethmann  Hollweg,  der  seine  Reichssteuerpolitik  zu 

rechtfertigen  suchte,  führte  folgendes  aus; 

„Daß  die  Vermögenszuwachssteuer  eine  East  ist,  die  von 

den  Einzelstaaten  schwer,  sehr  schwer  zu  tragen  ist,  darüber 
besteht  wohl  nirgends  ein  Zweifel.  Die  Erage  ist  nur,  ob  das 
Reich  auf  andere  Weise  seinen  zwingenden  (aeldbedarf  decken 
konnte.  Die  reinliche  Scheidung  zwischen  den  Einanzen  des 
Reiches  und  der  Einzelstaaten,  wie  sie  früher  bestand,  war  ge- 
wiß ein  erfreulicher  Zustand;  sie  wurde  zum  ersten  Male  durch- 
brochen bei  der  Reichserbschaftssteuer.  Auf  eine  retrospektive 
Kritik,  auf  eine  Würdigung  der  Gründe,  welche  die  Verbünde- 
ten Regierungen  damals  zu  dieser  Maßnahme  bewogen  haben, 
gehe  ich  nicht  ein.  Es  liegt  mir  nur  daran,  diejenigen  Herren, 
welche  so  scharfe  Kritik  an  den  Vorgängen  des  Jahres  1913 
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übten,  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Erage  auImerK- 
sam  zu  machen,  die  zu  der  Situation  von  1913  geführt  haben. 
Da  kam  das  Jahr  1908/09.  Bei  dem  außerordentlichen  Geld- 
bedarf des  Reiches  glaubten  die  verbündeten  Regierungen  die 
erforderlichen  Mittel  nicht  lediglich  aus  indirekten  Steuern  her- 
ausholen zu  können,  sondern  den  Besitz  treffen  zu  müssen,  und 
zwar  auf  demselben  Gebiete,  das  bereits  1906  angeschnitten 
war.  Die  von  den  verbündeten  Regierungen  vorgeschlagene 
Ausdehnung  der  Erbschaftssteuer  auf  Deszendenten  fand  keine 
Annahme  im  Reichstag.  Ich  habe  immer  diesen  Wendepunkt 
der  Dinge  für  einen  verhängnisvollen  gehalten.  Auch  mtn  ilte 
ich  mich  jeglicher  Kritik.  Die  Parteien  mögen  noch  so  ver- 
schieden die  Besteuerung  des  Kindeserbes  beurteilen,  und  man 
kann  unzweifelhaft  sehr  verschiedener  Meinung  darüber  seni, 
an  der  Tatsache  kommen  wir  nicht  vorbei, 
daß  die  Ablehnung  der  Erbschaftssteuer 
den  Andrang  auf  Reichsbesitzsteuern  ver- 
stärkt und  leider  vielleicht  verbittert  h a P.“ 

Ich  habe  diese  Aeußerung  des  Reichskanzlers  hervor- 
gehoben, um  zu  zeigen,  daß  auch  in  der  Gegenwart  bei  deit 
leitenden  Männern  des  Reiches  die  Ansicht  vertreten  ist,  daß 
eine  Reichserbschaftssteuer,  die  die  Ehegatten  und  Kinder  trifft, 
unbedingt  notwendig  ist,  um  den  gew'altig  ansteigenden  Bedarf 

des  Reiches  decken  zu  können. 

Da  die  Wehrsteuer  als  Zuschlag  zu  einer  eventuellen  Nach- 
laßsteuer geplant  worden  ist,  so  hängt  ihr  Schicksal  auf  das 

engste  mit  dem  der  Nächlsßsteuer  zusammen. 

Nachdem  ich  so  im  kurzen  das  Wesen  der  Nachlaßsteuer, 

ihre  prinzipielle  Rechtfertigung  und  die  dringende  Notwendig- 
keit, sie  über  kurz  oder  lang  einzuführen,,  dargestellt  habe,  gehe 
ich  endlich  zur  Erörterung  der  Erage  der  Wehrsteuer  über. 

In  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  vom  3.  November 

1908  hieß  es;  ^ 

„In  der  Form  eines  Zuschlags  zur  Nachlaßsteuer  (l,o/o 


3.  Vgl.  Berliner  Tageblatt  Nr.  22,  43.  Jahrg.,  Dienstag,  13.  Jan 
1914,  Abend-Ausgabe. 
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vom  reinen  Wert  des  Nachlasses)  vom  Nachlasse  derjenigen 
Personen,  die  bei  ihrem  Tode  ihrer  militärischen  Dienstpflicht 
nicht  genügt  haben,  unternimmt  es  der  Entwurf  ferner,  den 
im  Verlangen  nach  einer  Wehrsteuer  enthaltenen  berechtigten 
Gedanken  der  Verwirklichung  entgegenzuführen.“  (Es  folgen 
sodann  die  Bedenken,  die  mit  einer  Wehrkopfsteuer  und  Wehr- 
einkommenssteuer verbunden  sind,  und  die  ich  ausführlich  ^ 
.\nfang  dieses  Kapitels  dargelegt  habe.)  Die  Begründung  fahrt 

folgendermaßen  fort; 

, In  der  in  dem  Entwürfe  vorgeschlagenen  Form  einer 
Wehrkeuer  erscheinen  die  hervorgehobenen  Schwierigkeiten 
und  Bedenken  behoben.  Es  ist  klar,  daß  der  (jedanke  hier  nicht 
aufkommen  kann,  als  handle  es  sich  bei  der  Wehrsteuer  um 
eine  Ablösung  der  allgemeinen  Dienstpflicht.  In  der  vorge- 
schlagenen Eorm  läßt  die  Wehrsteuer  ferner  die  Unbemittelten 
frei  (Besteuerung  eines  Nachlasses  von  über  20  000  M.)  und 
entgeht  allen  Schwierigkeiten  der  Veranlagung  und  Entziehung. 
Den  Vorwurf,  daß  sie  eine  Krüppelsteuer  sei,  wird  man  ihr  auc 
dann  nicht  machen  können,  wenn  sie  einen  minder  Kräftigen 
trifft.  Denn  er  soll  ja  erst  nach  dem  Betrage  dessen,  was  er  am 
Schlüsse  seines  Lebens  hat  erübrigen  können,  herangezogen 
werden.  Daß  die  Summe  dessen,  was  der  Erblasser  bei  seinem 
Tode  hinterläßt,  in  keinem  unmittelbaren  und  notwendigen  Zu- 
sammenhänge mit  den  Vorteilen  zu  stehen  braucht,  die  ihm  die 
freie  Verfügung  über  seine  wirtschaftlichen  Kräfte  während  der 
Jahre  der  Militärdienstzeit  gebracht  hat,  kann  der  Berechtigung 
der  Steuer  gleichfalls  keinen  Eintrag  tun.  Denn  diese  Vorteile 
sind  überhaupt  nicht  so  meßbare  Werte,  daß  sie  je  der  Höhe 
der  Steuer  zum  unmittelbaren  Maßstabe  dienen  könnten.  Es 
kann  für  die  Gestaltung  der  Wehrsteuer  nur  darauf  ankommen, 
daß  derjenige,  der  nicht  gedient  hat,  zum  Ausgleich  für  die  ihm 
zur  Gründung  oder  Festigung  seiner  wirtschaftlichen  Existenz 
zugute  gekommenen  Vorteile  nach  Maßgabe  seiner  Leismngs- 
fähigkeit  ein  wirtschaftliches  Opfer  bringt,  und  der  vorliegen  e 
Entwurf  unterscheidet  sich  hierbei  von  den  übrigen  Wehrsteuer- 
systemen nur  dadurch,  daß  er  die  Steuerauflage  auf  diejenigen 
beschränkt,  die  bis  zu  ihrem  Tode  ein  Vermögen  haben  er- 


w 
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übrigen  können.  Ein  Steuersatz  von  C’/  reinen  Nach- 
lasses wird  hierbei  angemessen  erscheinen  dürfen.  Dem  i - 
wand  daß  der  Erblasser  vielleicht  durch  den  Militärdienst  seiner 
Söhn^  erhebliche  Aufwendungen  gehabt  hat,  ist  entgegenzu- 
Lten  daß  dieser  Umstand  nicht  die  Tatsache  beseitigt,  daß  der 
Erblaier  nicht  auch  für  sich  selbst  ähnliche  wirtschaftlich 
Lasten  hat  übernehmen  müssen.  Im  übrigen  kommt  die 
dem  Sohne  erfüllte  Dienstpflicht  dermaleinst  bei  der  Besteuerung 
tos  Nachlasses  durch  Freilassung  vom  Wehmteuerzuschlage 
zur  Berücksiehtigungh“  Gewiß  ist  diese  Begründung  der  Wehr- 
steuer als  Zuschlag  zur  Nachlaßsteuer  in  manchen  Punkt 
richhg  Man  muß  aber  nicht  glauben,  daß  nur  in  toer  r- 
tebungsform  die  oberrgenannten  Bedenken,  die  überhaupt 
Wehrsteuer  angeführt  werden,  in  Wegfall  kommem 
kh  habe  im  ersten  Teile  alle  Bedenken  gegen  die  Wehmteuer 
auseinandergesetzt  und  glaube  sie  zum 

ZU  haben.  Bei  dieser  Veranlagungsmethode  handelt  e^  sic 
nur  darum,  festzustellen,  ob  und  inwieweit  die  ’ 

die  sich  einer  praktischen  Durchführung  der  Wehrsteuer  e - 
aegensetzen,  beseitigt  werden  können.  Ich  habe  im  zwei  ^ 
Tefl  die  Schwierigkeiten  der  verschiedenen  Veranlagun^s- 
methoden  schon  auseinandergesetzt.  Ich  habe  weiter  gezeig  , 
wie  die  Wehrsteuer  nur  im  engsten  Zusammenhänge  mit  ^ 
bestehenden  Steuersystemen  eingeführt  werden  tonn  a 
daher  nicht  als  Wehreinkommenssteuer  in  den  Staaten  ei  g 
führt  werden  kann,  wo  nur  Realsteuern  bestehen,  wie  z.  B.  in 

^'""ßef’den  eigcilümlichen  Verhältnissen  im  Deutschen 
Reiche,  einem  Bundesstaat,  wo  die  Wehreinkommen^teuer  aij^ 
den  am  Anfang  dieses  Kapitels  angeföhrten  ^ f 

har  ist  erscheint  zwar  diese  Erhebungsform  als  Zuschlag  zu 

einer  Nachlaßsteuer  als  sehr  originell,  leicht 
nicht  zu  großen  Schwierigkeiten  und  mU  dem 
einer  Nichtheranziehung  der  Ellern  verbunden  p erhebe 
sich  aber  m.  E.  Bedenken  finanzieUer  und  ethisch-politische 

T^c  nc.und.cr  Rcid,sta.c  XII.  S,  lOaT-inOQ,  Drucks.  B, 

997—1034,  S.  1(). 
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Art.  Man  erhofft  von  der  Wehrsteuer  als  Vt^ehmachlaßsteuer 
einen  Ertrag  von  14  Mill.  Mark.  Dieser  Betiag  ist  gewiß  ein 
geringer  im  Verhältnis  zu  dem  der  Schweiz,  wo  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  1 Mark  kommt,  während  nach  dem  deutschen 
Entwurf  nur  etwa  0,10  Pf.  auf  den  Kopf  entfallen  werden. 

Abgesehen  von  diesem  finanziellen  Gt;sichtspunkt,  der 
überhaupt  nicht  der  allein  ausschlaggebende  bei  der  Wehrsteuer 
sein  soll,  erscheint  mir  als  ein  wichtigeres  Bedenken  die  Tat- 
sache, daß  durch  diese  Erhebungsform  eine  gänzliche  Abwäl- 
zung auf  die  Deszendenten  stattfindet,  während  die  Wehrsteuer 
den  ethischen  Zweck  erfüllen  soll,  denjenigen,  der  nicht  für  das 
Vaterland  mit  seinem  Blute  aufkommen  kann,  wenigstens  mit 
seinem  Gute  bei  Lebenszeit  heranzuziehen.  Durch  diese  Ab- 
wälzung werden  die  Anschauungen  über  den  moralischen 
Zweck  der  Wehrsteuer  ganz  zu  ihren  Ungunsten  verschoben. 

Es  wird  dadurch  nicht  mehr  im  Gewissen  des  Militärfreien  das 
ethische  Gefühl  erweckt,  daß  er  als  Staatsbürger  mit  seinem 
Blut  und  Gut  für  das  Vaterland  aufkommen  muß.  Dieses  Pflicht- 
gefühl wird  durch  die  Abwälzung  stark  beeinträchtigt  und 
manchmal  auch  beseitigt.  Dann  kommt  noch  in  Betracht,  daß 
die  Söhne  des  Verstorbenen,  die  vielleicht  gedient  haben,  durch 
die  Abwälzung  auch  wirtschaftlich  getroffen  werden,  so  daß 
sie  eine  doppelte  Last  zu  tragen  haben,  die  Beschwerden  des 
Militärdienstes  und  eine  Verkürzung  ihres  Erbanfalles.  Von 
diesem  Standpunkt  betrachtet,  ist  die  Wehrsieuer  als  Zuschlag 
zur  Nachlaßsteuer  nicht  zu  befürworten,  denn  die  Wehrsteuer 
soll  wie  der  Militärdienst  eine  persönliche  Pflicht  bleiben,  die 
nicht  fort-  und  rückgewälzt  werden  darf.  Not  kennt  aber  kein 
Gebot.  Unter  dem  Drucke  der  finanziellen  Lage  wird  man 
gewiß  zur  Wehrsteuer  in  dieser  oder  jener  Form  übergehen 
müssen,  um  den  Bedarf  zu  decken  und  Schulden,  die  schwer 
auf  dem  Volke  lasten,  zu  vermeiden,  besonders  im  Elinblick  der 
wenig  glücklichen  Schuldenpolitik  des  Reiches. 

Es  ist  mir  der  Gedanke  aufgetaucht,  ob  die  Wehrsteuer  im 
Deutschen  Reich  nicht  als  Zuschlag  zur  jetzt  geplanten  Ver- 
mögenszuwachssteuer eingeführt  werden  könnte,  wobei  die  « 
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Militärfreien  einen  höheren  Prozentsatz  des  Wertzuwachses  als 

die  übrigen  zu  entrichten  hätten. 

Vielleicht  ist  di^e  Lösung  der  Wehrsteuerfrage  eine  glück- 
liche, da  sie  die  Vorteile  einer  Wehrnachlaßsteuer  hat  und  nicht 
deren  Mängel,  weil  sie  nicht  allzu  große  Schwierigkeiten  und 
Kosten  hervorruft,  und  besonders  weil  hier  das  Moment  der 
Abwälzung  in  Wegfall  kommt.  Man  muß  bei  der  gegenwärti- 
gen Lage  der  Dinge  nicht  mehr  über  die  Erörterung  der  prin- 
zipiellen Frage,  ob  die  Wehrsteuer  überhaupt  gerechtfertigt  ist, 
Zeit  verlieren,  sondern  man  muß  diese  Frage  zugunsten  einer 
Wehrsteuer  ein  für  allemal  als  erledigt  betrachten  und  nur  be- 
strebt sein,  die  beste  Form  der  praktischen  Durchführung  zu 
wählen,  die  vielleicht  die  einer  Wehrvermögens- 
zuwachssteuer ist. 


Literatur. 

Die  in  den  Z e i t s c li  r i f t e n e r s c li  i e n e n e n Aufsätze. 
Engel : „Resultate  des  Ersatz-Aushebungsgeschäftes  iin  preußischen 
Staate  in  den  Jahren  von  1835  bis  1862“  in  der  Zeitschrift  des 

preußischen  statist.  Bureaus  1861. 

Jolly:  „Die  .Militärstcuer  oder  das  Wehrgcld“  in  der  Zeitschrift  des 

preußischen  statist.  Bureaus  1866. 

Fick:  „Der  Einfluß  der  Natur  auf  die  Rechtsphilosophie“  in  den 
Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik  1872,  Bd.  18. 
Lesigang:  „Das  Wehrgeld  oder  die  Ausgleichsbelastung  der  nicht 
dienenden  Wehrpflichtigen“  in  den  Jahrbüchern  für  National- 

Ökonomie  und  Statistik  1879,  Bd.  33. 

General  r.  Hartmann:  „Allgemeine  Wehrpflicht“  in  der  Zeitschrift 

für  christliches  Volksleben  18/6,  Bd.  I,  Heft  4. 

H.  V.  Treitschke  in  den  Preußischen  Jahrbüchern  Dez.-Heft  1880 
und  bei  den  Debatten  im  Deutschen  Reichstag  1881. 

„Die  Wehrsteuer  irn  Deutschen  Reich“  in  den  Jahrbüchern  für  Natio- 
nalökonomic  und  Statistik  1881. 

„Die  Wehrsteuer*'  von  einem  Fachmann  in  der  Zeitschrift  des 
preußischen  statist.  Bureaus  1881 . 

Gustav  Cohn:  „Die  Wehrsteuer“  in  den  Volkswirtschaftlichen  Auf- 
Sätzen  1882. 


118 


Gustav  Cohn : „Ehro  und  Last  in  der  Volkswirtschaft“  in  den  Volksw. 

Barstomi'fDic  Wehrstener“  in  der  Zeitschrift  für  Staatsw.  1880, 

heu“annf  „Beiträge  zur  Frage  der  Wehrstener“  ,m  Finanz-Archh- 

1 h eir’  rae  Abgabe  der  Wehrdienstfreien  mit  besonderer  Rüek- 
' ‘'  sicht”  aut  otterretch-Ungarn“  in  der  Zeitsehr.  Volksw., 

e,no«“"'Sr‘banzbsrhe  Wehrst^!“  in  den  Siaaiswtssenschaitl. 

, fth:ir;,F-l’=n”atr  oedankengang  für  die  Wehrsteuer- 

n„3l:?tUrgi:,rndf"ti:dirder  wehmteuer“  un  Finanz-Areluv 

-edör 'slraw':  ^Der  Streit  um  d-  'Vehrsleuer“  in  den  Finanzwirt- 
schaftlichen  Zeitfragen,  Heft  7.  Stuttgart  1913. 

In  Buchform. 

louffres:  „Etudes  sur  le  '-"f ’'“• 
«t,no;S“^!D:r".?ehSeu:r  Im“ Deutschen  Reich“  1881. 

K:rila:l:V,.ra:^cltrWel,r’slu;rfrage  im  Zusammenhang  ntit 
der  neuen  Militärvorlage“  1892. 

Harling:  „Schweizer  Militärsteuer“  1912. 

Die  Wehrsteuer  in  den  Lehrbüchern. 

7dol7  wag“!';  '.!»  WrtrsL'el“  m Schönbergs  Handbuch  der 
_ ^ui'be?r —cL"  nessle  Wehrsleuer“  ,m  Ergänzungs- 
_ Ui;7;i880,“BT“  l « bei  den  Gebühren  der 

Sehä;;7::Dw  WehmTeuer“  im  Handb.  der  Staatsw.  I3Ü7,  hrsg.  .. 

Frankenstein;  Die  Steuern  II3,  2.  c n'r 

Vocke;  „Das  Wehrgeld“  in  seiner  , ^ , ^3.7  ßd  1 

Schall;  „Die  Gebühren“  in  Schönhergs  Handbuch  111, 

Schanz!^",Die  Wehrsteuer“  in  den  Schweizer  Steuern,  Bd.  1. 

V.  Heckl’:  „Die  Wehrsteuer“  im  Bd.  I seiner  Finanz  . 

Ehebere-  ,Die  Wehrsteuer“  in  seiner  Fmanzw. 

_ Arfikel’:  „Wehrsteuer“  im  Handw.  der  Staatsw.,  3.  Au 


« 


119 


Private  Quellen. 

Dr.  Julius  Wolf;  „Die  öffentlichen  Abgaben  in  Deutschland“  im 
Handb  der  Politik,  Bd.  II. 

Dr.  Karl  Orünberg : „Die  handelspolitischen  Beziehungen  Oester- 

reich-Ungarns zu  den  Ländern  an  der  unteren  Donau  (maß 
gebend  für  die  Steuerverhältnisse  Serbiens).  - „ 

Dr.  Velizar  Jarkowitsch:  „System  der  direkten  Sienern  m oerbien  , 

Berlin  Phil.  Diss.  v.  12.  März  1904.  , 

Dr.  Zorau  Markowitsch:  „Ertragsstcuersystem  m Serbien  , Jena, 

Phil  Diss  V.  19.  Dez.  1997. 

n,  Georg  Relkofi:  „Finanzwissenschaft“  iglO  Tarnova  (bulgar.). 

.Die  Reichstinanzreform  von  ITO“;  ein  Wegfuhrer 
Dr  Ä Sichert : „Die  Entwicklung  der  Reichsfmanzen  m der  -tsc  . 

■ f.  d.  g.  Staatsw.  1914,  Heft  1,  S.  50, 

Volkszeitung  1864,  Nr.  119-124:  „Ueber  die 
Berliner  Tageblatt  Nr.  22,  43.  jahrg.,  Dienstag,  13.  Januar  9 , 

Abend-Ausg.;  „Reichskanzler  v.  Bethman  Holweg  über  die 

Nachlaßsteuer.“ 

Amtliche  Quellen. 

Die  Wehrsteuer“  im  Deutschen  Reichstag  1881,  15.  Febr.  bis 
15.  luni,  Bd.  3,  Anlage,  Aktenstück  Nr.  60. 

Die  Wehrsteuer  in  Verbindung  mit  der  Nachlaßsteuer  im  -.u  - 
sehen  Reichstag  XII.  I.  IW  09,  Drucksachen  la,  99  -103* 
und  im  Deutschen  Reichstag  223,  XII,  1.  Stenograph.sche  Be- 
richte  4.  Nov.  1908  bis  H.  Dez.  1908,  S.  55d9. 

Reiehsgesetz-  und  Regierungsblatt  der  .Monarchie  Oesterreteh-Ungarn, 

lahrg.  1886,  Wien  1877-1884,  Jo.,  Fol.  4°,  IDo- 
Reichsgesetzblatt  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Lander,  Jahrg. 

1880,  Jo.  1175.  ~ . 2 0 

Bulletin  des  Lois  de  la  Republique  Frangaise,  ’ 

3023,  Tome  38,  30,  contenant  Les  lois  decr.  publ.  dp.  J • 

1889— Dec.  1889. 


Lebenslauf. 


Ich,  David  R o 1 1 m a n n , bin  am  10./23.  November  1S88  in 
llukarest  geboren,  Sohn  des  Kaufmanns  Samuel  Roitmann  und  seiner 
l'rau  Laura,  geb.  Saphier,  mosaischer  Konfession.  Ich  trat  189h  in 
( ie  Vorschule,  1900  ins  Realgymnasium  und  erhielt  dort  Juli  1908 
cas  Reifezeugnis.  Ich  widmete  mich  mathematischen  und  national- 
( konomischen  Studien  bis  Oktober  1911,  als  ich  nach  Berlin  leiste, 
w’O  ich  mich  auf  Grund  einer  Empfehlung  des  rumänischen  Ge- 
: andten  Exz.  Dr.  Beldiman  da  ich  kein  Reifezeugnis  eines  humanisti- 
< chen  Gvmnasiums  hatte,  bei  der  phisolophischen  Fakultät  in- 
ikribieren  ließ.  Ich  widmete  mich  fast  ausschließlich  national- 
Ökonomischen  Studien. 

Di'  Promotionsprüfung  bestand  ich  am  28.  Januar  1915. 

Gehört  habe  ich  Vorlesungen  folgender  Herren  Professoren: 
Vagner,  Herkner,  Seiing,  Riehl,  Schiemann,  Gierke,  Brunner, 
/.  Wilamowitz-Moellendorff,  Oppenheimer,  Eberstadt,  Zimmermann, 
3ornhack  u.  a. 

An  staatswissenschaftlichen  Uebungen  ließen  mich  teilnehmen 
lie  Herren:  Ad.  Wagner,  Herkner,  Zimmermann. 

Die  Anregungen  zu  meiner  Dissertation  gingen  von  Herrn  Prof. 
Dr.  Herkner  aus,  dem  ich  für  viele  gute  Ratschlage  und  sein  Ent- 
gegenkommen herzlichen  Dank  schulde. 


